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Vorwort

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir freuen uns, Sie mit dieser erweiterten und
aktualisierten Publikation weiterhin beim Start
in das zahnarztliche Berufsleben unterstiitzen
zu kénnen. Im Studium tritt die zahnérztliche
Berufskunde aus nachvollziehbaren Griinden
haufig hinter die anderen Lehrinhalte zuriick.
Deshalb bieten wir mit dem vorliegenden
Kompendium die Maglichkeit, Wissensliicken
rund um das groBe Thema der zahnarztlichen
Berufsauslibung mit einigen grundsatzlichen
Informationen zu schlieBen.

Diese Broschiire bietet Ihnen u. a. einen
Uberblick tiber die Bereiche Praxisgriindung,
Berufsrecht, Praxisfihrung, Arbeiten im zahn-
arztlichen Team, QM und Abrechnung mit

den dazugehorigen wichtigsten gesetzlichen
Regelungen. Zudem wird auf weiterfiihrende,
nltzliche Informationsquellen verwiesen.
Nutzen Sie lhre Vorbereitungsassistenzzeit
nicht nur, um fachlich dazu zu lernen, sondern
auch, um in die praktischen Kniffe der Praxis-
fuhrung eingeweiht zu werden. Wir wiirden
uns freuen, wenn es gelingt, lhnen mit unserer
kleinen Broschiire den daflir notwendigen
theoretischen Hintergrund zu vermitteln.
Lassen Sie sich dabei von der Themenvielfalt
und Komplexitdt nicht abschrecken.

Einen gewissen Teil Ihrer freiberuflichen
Tatigkeit werden auch administrative Auf-
gaben einnehmen. Wertvolle Unterstlitzung
bei der Erfiillung dieser gesetzlichen Vorgaben
erhalten Sie durch Ihre (Landes-)Zahnirzte-
kammern und Kassenzahnarztlichen Ver-
einigungen. Zégern Sie deshalb nicht, diese
zu kontaktieren. Einen schnellen Zugang zu
Ihren Berufsvertretungen vor Ort finden Sie
uber www.bzaek.de und www.kzbv.de.

.Fehler vermeidet man, indem man Erfahrung
sammelt. Erfahrung sammelt man, indem man
Fehler macht”, heiBt es. Man muss aber nicht
jeden Fehler selbst einmal gemacht haben.
Deshalb nutzen Sie die Angebote der Kammern
und KZVen, sprechen Sie uns an, und nutzen
Sie auch analoge und digitale Netzwerke, um
mit- und voneinander zu lernen.

Und vergegenwartigen Sie immer die schonen
Seiten unseres Berufes, zu denen vor allem
der direkte Patientenkontakt gehért. In diesem
Sinne wiinschen wir lhnen einen erfolgreichen
Start ins Berufsleben und freuen uns auf eine
gute Zusammenarbeit.
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Mit freundlichen, kollegialen GriiBen,

C Bex—

Prof. Dr. Christoph Benz Dr. Wolfgang EBer

Prasident der Bundeszahnarztekammer Vorsitzender des Vorstandes der
Kassenzahnarztlichen Bundesvereinigung

Inhalt
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1.
Berufsaustibung
Peter Kurz

Zahnirztliche Approbation und
Zahnheilkundegesetz

Die zahnmedizinische Ausbildung ist in der
Approbationsordnung Zahnérzte geregelt, die
2019 novelliert wurde. Wer die zahnmedizini-
sche Ausbildung absolviert und das Staats-
examen bestanden hat, erhilt die zahnarzt-
liche Approbation. Sie berechtigt dazu, die
Zahnheilkunde auszuiben und die Berufs-
bezeichnung ,Zahnarztin" bzw. ,Zahnarzt" zu
fuihren. Es handelt sich um eine geschiitzte
Berufsbezeichnung, denn nur derjenige, der die
zahnérztliche Approbation erworben hat, darf
sie fihren und die Zahnheilkunde ausuben.

Die Bevolkerung kann also darauf vertrauen,
dass jene, die sich als Zahnarztin oder Zahnarzt
bezeichnen, die entsprechende Qualifikation
erworben hat.

Das wohl wichtigste Gesetz fiir den Berufs-
stand ist das Zahnheilkundegesetz aus dem
Jahre 1952. In diesem Gesetz ist festgelegt,
dass die Zahnheilkunde nur durch Zahnarz-
tinnen und Zahndrzte ausgelibt werden kann.
Dieses Gesetz definiert Zahnheilkunde als ,die
berufsmaBige, auf zahnarztlich-wissenschaft-
liche Erkenntnisse gegriindete Feststellung
und Behandlung von Zahn-, Mund- und
Kieferkrankheiten" Das Zahnheilkundegesetz
legt weiter fest, dass die Ausiibung der Zahn-
heilkunde kein Gewerbe ist.

Grundlagen der zahnarztlichen

Weitere gesetzliche Grundlagen

Zahndrztinnen und Zahnérzte unterliegen
zahlreichen weiteren Gesetzen, Ordnungen
und Satzungen, die sich aus europdischem
Recht, Bundesrecht, Landesrecht und den
Satzungen von Kammern und KZVen ergeben.

Die Pflichtmitgliedschaft in der Kammer und
die Ermdchtigung der Kammer zum Erlass von
Satzungen ergeben sich aus den Heilberufs-
gesetzen der Lander. Die Berufsordnung regelt
die Berufsrechte und Berufspflichten. Die
Vorgaben im Vertragszahnarztrecht ergeben
sich aus dem Sozialgesetzbuch V sowie den
Richtlinien des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses (G-BA).

Im Bereich der Praxisfiinrung gibt es eine
groBe Zahl von Gesetzen, Richtlinien und
Empfehlungen wie zum Beispiel fir Medizin-
produkte, Arzneimittel, Rontgen und Hygiene.
Die Kammern haben all diese Vorgaben sowie
dazugehdrigen Informationen und Checklisten
in Qualitdtsmanagementsystemen hinterlegt,
sodass Zahndrztinnen und Zahnarzte sie ge-
zielt finden und mit ihnen arbeiten kénnen.
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Grundkenntnisse des deutschen
Gesundheitssystems

In Deutschland gibt es, anders als in den meis-
ten anderen Lindern, zwei nebeneinander be-
stehende Systeme. Etwa 909% der Bevélkerung
sind gesetzlich krankenversichert. Die gesetz-
liche Krankenversicherung geht auf die Sozial-
gesetzgebung von Bismarck 1883 zurlick. Sie
ist sehr differenziert im Sozialgesetzbuch V
sowie in Richtlinien des G-BA geregelt. So legt
der G-BA zum Beispiel fest, welche Leistungen
von der gesetzlichen Krankenversicherung im
Einzelnen Gbernommen werden, und erstellt
Vorgaben fiir Standards fir die Behandlung.
Die Abrechnung dieser Leistungen erfolgt auf
der Grundlage des Einheitlichen Bewertungs-
maBstabs fiir zahnarztliche Leistungen (BEMA)
unmittelbar zwischen KZVen und Krankenkas-
sen. Die Zahnarztin oder der Zahnarzt erhalt
die Verglitung fiir diese Leistungen nicht vom
Patienten, sondern von der KZV. Voraussetzung
ist, dass die Zahnarztin oder der Zahnarzt vom
Zulassungsausschuss von KZV und Kranken-
kasse zur vertragszahndrztlichen Versorgung
zugelassen ist.

Die Gebiihrenordnung fiir Zahnarzte (GOZ) ist
Grundlage fiir die Berechnung der Leistungen
flr Privatpatienten sowie von Leistungen fir

Kassenpatienten, die nicht Bestandteil des

gesetzlichen Leistungskatalogs sind. Wahrend
der BEMA vom Bewertungsausschuss von
KZBV und dem Spitzenverband der Kran-
kenkassen festgelegt wird, ist die GOZ eine
Rechtsverordnung der Bundesregierung, die
der Zustimmung des Bundesrats bedarf. Die
BZAK wird angehért, hat aber kein Mitent-
scheidungsrecht.

Freier Beruf Zahnarzt

Zahndrztinnen und Zahndarzte erbringen eine
freiberufliche Leistung. Der Bundesverband
der Freien Berufe (BFB) hat im Jahre 1995 eine
Definition der Freien Berufe erarbeitet. Diese
lautet: ,Angehdrige Freier Berufe erbringen
aufgrund besonderer beruflicher Qualifikation
personlich, eigenverantwortlich und fachlich
unabhéngig geistig-ideelle Leistungen im
gemeinsamen Interesse ihrer Auftraggeber
und der Allgemeinheit. Ihre Berufsauslibung
unterliegt in der Regel spezifischen berufs-
rechtlichen Bindungen nach MaBgabe der
staatlichen Gesetzgebung oder des von der je-
weiligen Berufsvertretung autonom gesetzten
Rechts, welches die Professionalitdt, Qualitat
und das zum Auftraggeber bestehende Ver-
trauensverhaltnis gewahrleistet und fortent-
wickelt." Eine Definition findet sich auch in

§ 18 Einkommenssteuergesetz. Die Vorgaben

BZAK KZBV|Schritte in das zahnirztliche Berufsleben — ein Ratgeber fiir junge Zahnirztinnen und Zahnirzte| 2021
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1.
Berufsaustibung
Peter Kurz

gelten fir Zahnarztinnen und Zahnarzte
unabhingig davon, ob sie selbststandig oder
angestellt tatig sind.

Zahnarztekammer

Der Staat rdumt allen Freien Berufen das
Recht ein, ihre Berufsangelegenheiten weitge-
hend selbststandig in einer eigenen Berufs-
vertretung zu regeln. Die Berufsvertretung fir
Zahndrztinnen und Zahnarzte ist die Zahndrz-
tekammer. Sie hat nach dem Heilberufs- bzw.
Kammergesetz den rechtlichen Status einer
Kérperschaft des &ffentlichen Rechts. Zahn-
arztinnen und Zahnéarzte sind nach diesem
Gesetz Pflichtmitglieder der Kammer.

Die Zahnarztekammern nehmen eine Vielzahl
hoheitlicher Aufgaben und die Interessen-
vertretung der Zahnérztinnen und Zahnarzte
wahr und erbringen zahlreiche Serviceleistun-
gen flr ihre Mitglieder. Samtliche Gremien der
Kammer sind mit Zahnédrzten besetzt, sodass
sichergestellt ist, dass Entscheidungen auf der
Basis zahnarztlichen Sachverstandes getroffen
werden.

Grundlagen der zahnarztlichen

Die Kammern sind etwa zustindig fir die

m Schaffung und Einhaltung einer einheit-
lichen Berufsauffassung

m Einwirkung auf ein gedeihliches Verhaltnis

der Zahnarztinnen und Zahnérzte unter-

einander

Beratung und Unterstiitzung der Mitglieder

berufliche Weiterbildung

Férderung der beruflichen Fortbildung

Bestellung von Gutachtern

Schlichtung

Aus- und Fortbildung der Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter

m \Vertretung der Interessen des Berufsstan-
des gegenlber Politik, Behdrden,
Verbinden und in der Offentlichkeit.

In der Berufsordnung sind Rechte und Pflich-
ten der Zahnéarztinnen und Zahndrzte geregelt
wie

m Pflicht zur persénlichen und gewissenhaf-
ten Berufsausiibung nach den Geboten der
arztlichen Ethik

m eigenverantwortliche und fachlich unab-
hangige Berufsausiibung in Diagnose und
Therapiefreiheit

m Gemeinwohlverpflichtung

m Kollegialitat

BZAK KZBV|Schritte in das zahnirztliche Berufsleben — ein Ratgeber fiir junge Zahnirztinnen und Zahnirzte| 2021



m Fortbildung
m Verschwiegenheit
m Dokumentation.

Bei VerstéBen gegen die Berufsordnung
kénnen die Kammern Sanktionen verhangen
sowie Klage vor dem Berufsgericht fur die
Heilberufe erheben.

Bundeszahnirztekammer (BZAK)

In Deutschland gibt es siebzehn Landeszahn-
arztekammern, da in Nordrhein-Westfalen
aus historischen Griinden zwei Kammern
existieren. Flir die Interessenvertretung auf
Bundes- und internationaler Ebene haben sich
die Landerkammern in der Bundeszahnarzte-
kammer (BZAK) zusammengeschlossen. Sie

ist keine Kérperschaft, sondern ein freiwilliger
Zusammenschluss in der Rechtsform des ein-
getragenen Vereins. Die Bundeszahnarztekam-
mer nimmt die Interessen der Zahnarztinnen
und Zahnarzte gegeniber Politik, Bundes-
organisationen, Medien und der Offentlichkeit
wahr. Sie befasst sich mit Zahnheilkundege-
setz, Approbationsordnung, GOZ, gesetzlichen
Vorgaben flr die zahnarztliche Berufsaus-
ibung, Fortbildung und Qualitatssicherung.

Weiter hat sie die Aufgabe, die Arbeit der
Landeszahnérztekammern zu koordinieren.

Kassenzahnirztliche Vereinigung (KZV)

In der KZV sind alle Zahnérztinnen und Zahn-
arzte zusammengeschlossen, die zur
Versorgung von gesetzlich versicherten
Patienten zugelassen sind. Die KZV ist wie

die Zahndrztekammer eine Kérperschaft des
6ffentlichen Rechts. Die KZV muss die zahn-
arztliche Versorgung sicherstellen

(sog. Sicherstellungsauftrag).

Aufgaben der KZV sind unter anderem

m der Abschluss von Vertragen mit Kranken-
kassen auf Landesebene

m die Verteilung der Gesamtvergltung auf
der Basis eines Honorarverteilungsmaf-
stabes

m die Uberwachung der vertragszahnarzt-
lichen Pflichten der Vertragszahnarzte

m die Wahrnehmung der Rechte der Ver-
tragszahnarzte gegeniiber den Kranken-
kassen

m die Einrichtung von Ausschissen, die die
Abrechnung auf Richtigkeit und die Be-
handlung auf Wirtschaftlichkeit priifen.

BZAK KZBV|Schritte in das zahnirztliche Berufsleben — ein Ratgeber fiir junge Zahnirztinnen und Zahnirzte| 2021
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1. Grundlagen der zahnarztlichen

Berufsaustibung
Peter Kurz

Kassenzahnirztliche Bundesvereinigung
(KzBV)

Die Kassenzahnarztlichen Vereinigungen wer-
den auf Bundesebene durch die Kassenzahn-
arztliche Bundesvereinigung (KZBV) vertreten.
Anders als die BZAK ist die KZBV selbst eine
Kérperschaft des dffentlichen Rechts, da sie
eigene Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch
V wahrnimmt. Wahrend die KZVen Vertrags-
partner der regionalen Krankenkassenver-
bande sind, ist die KZBV Vertragspartner des
Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen
und stellt Vertreter im G-BA. Daneben nimmt
die KZBV die politische Interessenvertretung
gegenuber Politik, Bundesorganisationen, Me-
dien und der Offentlichkeit in allen Fragen der
vertragszahnarztlichen Versorgung wahr.

Zahnarzt und Europa

Die zahnérztliche Berufsausiibung wird durch
eine Vielzahl von Vorgaben aus Europa be-
einflusst. Bereits im Jahre 1978 wurde durch
die sog. Zahndarzterichtlinie festgelegt, dass
die Approbationen in den EU-Mitgliedsstaa-
ten als gleichwertig anzuerkennen sind. Diese
Richtlinie wurde im Jahr 2005 durch die
Richtlinie Gber die Anerkennung von Berufs-

qualifikationen abgeldst, die 2013 novelliert
wurde. Sie besagt, dass die zahnérztliche
Ausbildung mindestens 5 Jahre umfasst und
aus mindestens 5000 Stunden theoretischer
und praktischer Ausbildung auf Vollzeitbasis
bestent.

Die wechselseitige Anerkennung der zahnéarzt-
lichen Approbation, verbunden mit der Nieder-
lassungs- und Dienstleistungsfreiheit, hat zur
Folge, dass die Zahnarztinnen und Zahnarzte
berechtigt sind, ihren Beruf auch in einem
anderen Mitgliedsstaat der EU auszuliben.

Viele nationale Gesetze, wie z.B. zu Medizin-
produkten, gehen auf européische Richtlinien
zurlick. Auch stellt die EU immer wieder die
Besonderheiten des Freien Berufs von Zahn-
drztinnen und Zahnarzten wie z.B. die Vor-
gaben von Geblihren- und Berufsordnungen,
in Frage.

Die BZAK hat daher bereits Anfang der Neun-
zigerjahre ein Biro in Brissel eingerichtet. Es
arbeitet eng mit dem Buiro des Europdischen
Zahnérzteverbandes Council of European
Dentists (CED) zusammen. Das Gesundheits-
wesen, die Formen der zahnarztlichen Berufs-
auslibung wie die Geblhrenordnungen und
Berufsordnungen sind in den EU-Mitglieds-

BZAK KZBV|Schritte in das zahnirztliche Berufsleben — ein Ratgeber fiir junge Zahnirztinnen und Zahnirzte| 2021



staaten sehr unterschiedlich geregelt. Es ist
daher wichtig, in Brissel prasent zu sein, um
deutsche Positionen zu vertreten.

Die BZAK ist ferner Mitglied in der Weltzahn-
arzteorganisation, der Fédération Dentaire
International (FDI). Die FDI ist z.B. Ansprech-
partner der Weltgesundheitsorganisation WHO
in Fragen der Mundgesundheitsziele oder der
Fortbildung.

Inhalt
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2. Die zahnarztliche Berufsausiibung vom
Assistenzzahnarzt zum Praxisgrunder

Frank Lauterbach

Formen der Berufsausiibung

Spatestens mit Abschluss des Studiums und
Erhalt der Approbation sollten Sie sich Gedan-
ken machen, wie Sie den zahnérztlichen Beruf
kiinftig austiben mochten.

Im Nachfolgenden werden lhnen die unter-
schiedlichen Mdglichkeiten einer zahnarzt-
lichen Tatigkeit in einer Zahnarztpraxis
erldutern. Neben der origindr zahnarztlichen
Tatigkeit in einer Praxis gibt es natlrlich noch
die Mdglichkeit, in Lehre und Forschung zu
gehen. Aus Platzgriinden wird in diesem Kapi-
tel hierauf nicht eingegangen.

Wahrend zu Beginn der beruflichen Tatigkeit
noch einige Entscheidungen, wie zum Beispiel
die zweijdhrige vertragszahnérztliche Vorberei-
tungszeit, faktisch vorgegeben sind, ergeben
sich im Anschluss unterschiedliche Mdglich-
keiten der weiteren beruflichen Laufbahn:

m Weiterbildung zum Fachzahnarzt

m Dauerhafte Tatigkeit als Angestellter
Zahnarzt

m Selbststdndige Tatigkeit in einer Einzelpraxis
oder Berufsausiibungsgemeinschaft (BAG)

m Grlndung einer Zahnarzt-GmbH bzw.
Zahnarzt-AG

m Medizinische Versorgungszentren (MVZ)

Die vorgenannten Maglichkeiten und Unter-
schiede werden lhnen im Folgenden kurz
erldutert - die Erlduterungen sollen nur einen
ersten Einblick ermdglichen und erheben
daher keinen Anspruch auf Vollstdndigkeit.

Zweijahrige Vorbereitungszeit

Bis auf wenige Ausnahmen besitzen die in
Deutschland tatigen Zahnarztinnen und
Zahnirzte (ungeachtet, ob selbststindig oder
angestellt) eine sog. Kassenzahnarztliche Zu-
lassung.

Die Kassenzahnérztliche Zulassung ist er-
forderlich, um gesetzlich versicherte Patienten
(ca. 90 % der Bevélkerung) behandeln zu
dirfen und die Leistungen auch abrechnen zu
kénnen.

Um fir die vertragszahnarztliche Versorgung
zugelassen zu werden, ist die Ableistung der
sog. Vorbereitungszeit erforderlich. Diese
dauert zwei Jahre und erfolgt in der Regel in
einer zur vertragszahnarztlichen Versorgung
zugelassenen Praxis.

Wahrend der zweijahrigen Vorbereitungsassis-
tenzzeit sind Sie arbeitsrechtlich in der Praxis
angestellt, so dass auch die entsprechenden
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arbeitsrechtlichen Schutzvorschriften

(z.B. Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall,
Mutterschutz im Falle der Schwangerschaft
etc.) fiir Sie gelten.

Auch als Zahnérztin und Zahnarzt in Anstel-
lung sind Sie Pflichtmitglied in der jeweils
zustdndigen Zahnérztekammer und einherge-
hend Pflichtmitglied im Versorgungswerk.

Es wird angeraten, sich zu Beginn der Tatigkeit
an die jeweilige Organisation (KZV, Kammer
und Versorgungswerk) zu wenden und sich zu
informieren.

Weiterbildung zum Fachzahnarzt

Mit Abschluss des Studiums haben Sie die
Maglichkeit, in unterschiedlichen Fachbe-
reichen (z.B. Oralchirurgie, Kieferorthopadie
etc.) eine fachzahnérztliche Weiterbildung zu
betreiben.

Wird eine Weiterbildung angestrebt, findet
diese meist im Anschluss an die Vorberei-
tungszeit statt.

Neben der Ableistung eines allgemeinzahn-
arztlichen Jahres sind 3 fachspezifische
Weiterbildungsjahre erforderlich.

Die konkreten Voraussetzungen fur die Weiter-
bildung sind in den Weiterbildungsordnungen
der jeweiligen Landeskammern geregelt.

Sofern Sie im Rahmen der Weiterbildung das
Bundesland wechseln, bitte beachten Sie,
dass es hier regionale Unterschiede bei den
konkreten Regelungen geben kann, insbeson-
dere hinsichtlich des Umfanges der klinischen
Weiterbildungszeit.

Arbeitsrechtlich sind Sie wahrend der Weiter-
bildung wie in der Vorbereitungsassistenzzeit
angestellt. Es gelten die oben genannten
Grundsatze.

Nach Abschluss der Vorbereitungszeit und
eventuell anschlieBender fachzahnarztlicher
Weiterbildung haben Sie unterschiedliche
Méoglichkeiten, den zahnérztlichen Beruf aus-
zuiben:

Dauerhafte Tatigkeit als Angestellter
Zahnarzt

Zundchst besteht die Moglichkeit, dauerhaft
in Vollzeit oder auch Teilzeit in einer Praxis als
Zahndrztin oder Zahnarzt in Anstellung tatig
ZU sein.
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2. Die zahnarztliche Berufsausiibung vom
Assistenzzahnarzt zum Praxisgrunder

Frank Lauterbach

Diese Form der Berufsausiibung hat in der
Regel den Vorteil, dass Sie feste Arbeitszeiten
und auch ein festes Einkommen haben.
Arbeitsrechtlich stehen Sie in einem norma-
len Arbeitsverhaltnis, sodass auch die oben
zur Vorbereitungsassistenzzeit genannten
Schutzvorschriften fiir Arbeitnehmer auf Sie
Anwendung finden.

Diese Sicherheit hat aber auch eine Kehrseite:
Mangels eigenen finanziellen Risikos sind Sie

nicht oder nur geringfligig tber eine Umsatz-
beteiligung an den finanziellen Chancen einer
gut geflihrten Praxis beteiligt. Mangels eige-

nen finanziellen Investments kénnen Sie auch
nicht auf die Praxisflihrung Einfluss nehmen.

Sollten Sie sich mit diesen Grundvoraus-
setzungen nicht ,anfreunden” kénnen bzw.
wollen, ist eine Tatigkeit in eigener Praxis
anzustreben.

Hier gibt es wiederum nachfolgende Mdglich-
keiten:

Selbststindige Tatigkeit in einer Einzel-
praxis, Berufsausiibungsgemeinschaft

(BAG) oder Praxisgemeinschaft

Sofern Sie selbst Gber die Praxisfiihrung und

Inhalt

Praxisausrichtung entscheiden mochten, kon-
nen Sie entweder allein eine sog. Einzelpraxis
griinden bzw. Gibernehmen oder zusammen
mit anderen Zahnarztinnen und Zahnarzten
eine sog. Berufsausiibungsgemeinschaft griin-
den bzw. in eine solche eintreten.

Innerhalb der Einzelpraxis kbnnen Sie samt-
liche Entscheidungen alleine treffen, z.B. bzgl.
Praxiseinrichtung, Personal, Offnungszeiten,
fachlicher Schwerpunkt etc.

Im Rahmen einer Berufsauslibungsgemein-
schaft haben Sie diese Freiheit nur bedingt, da
Sie sich mit Ihren anderen Partnerinnen und
Partnern stets abstimmen missen und ge-
gebenenfalls auch Mehrheitsentscheidungen
akzeptieren missen.

Die Berufsausiibungsgemeinschaft bringt

aber den Vorteil, dass Sie sich die Ressourcen
(Praxiseinrichtung, Personal etc.) teilen kénnen
und im Falle von Urlaub/Krankheit auch eine
gegenseitige Vertretung méglich ist, sodass
der Praxisbetrieb in diesen Zeiten aufrecht-
erhalten bleiben kann.

Eine Art Mischform zwischen Einzelpraxis und
Berufsauslibungsgemeinschaft ist die sog.
Praxisgemeinschaft. Bei der Praxisgemein-
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schaft flihren mehrere Zahnérztinnen und
Zahndrzte - hdufig in den gleichen Rdumlich-
keiten - getrennte Einzelpraxen und teilen sich
innerhalb der Praxisgemeinschaft nur gewisse
Sach- und Personalmittel (in der Regel Praxis-
raume, Praxiseinrichtung und Personal).

Dies hat zur Folge, dass diese Kosten gemein-
schaftlich nach einem gewissen Verteilungs-
schliissel getragen werden. Die einzelnen
Zahnérztinnen und Zahndarzte rechnen aber
ihre Leistungen gegentber der Krankenkasse
bzw. den Patienten getrennt ab.

Diese Form bietet sich meist dann an, wenn
Zahndrztinnen und Zahnérzte nicht zwingend
in Vollzeit arbeiten wollen bzw. kénnen. Auf
diese Weise kdnnen durch die gemeinsamen
Personal- und Sachmittel die Ressourcen
optimal genutzt und in der Folge Kosten ein-
gespart werden.

Vor GrUndung/Ubernahme einer Einzelpraxis
oder Berufsauslibungsgemeinschaft sollten Sie
aber die Finanzierungsmaoglichkeiten, den ge-
wahlten Standort (insbesondere stadtplaneri-
sche Entwicklung, bauliche Gegebenheiten der
Raume) etc. genau priifen. Nehmen Sie hier in
jedem Fall fachliche Beratung in Anspruch.

Vor Griindung einer Berufsauslibungsgemein-
schaft bzw. Eintritt in eine solche sollte genau
geprift werden, ob Sie mit den ausgewahlten
Partnerinnen und Partnern ,auf einer Wellen-
lange" liegen - nur wenn diese persénliche
Komponente gewahrleistet ist, sollte eine
Berufsauslibungsgemeinschaft in Erwdgung
gezogen werden. Eine spatere Trennung einer
Berufsauslibungsgemeinschaft ist in der Regel
fur alle Partnerinnen und Partner zeit- und
nervenaufreibend und zudem auch kost-

spielig.

Griindung einer Zahnarzt-GmbH bzw.
Zahnarzt-AG

Seit einiger Zeit besteht auch die Méglichkeit
der Griindung einer sog. Zahnarzt-GmbH bzw.
Zahnarzt-AG.

Hierbei handelt es sich im rechtlichen Sinn um
eine Juristische Person des privaten Rechts.
Diese ist selbst Trager von Rechten und
Pflichten und auch selbst Steuersubjekt. Dies
bedeutet, dass letztlich die Behandlungsver-
trdge mit der GmbH abgeschlossen werden,
sodass auch vorrangig die GmbH gegen-

tber den Vertragspartnern (Vermieter, Bank,
Patienten) haftet.
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2. Die zahnarztliche Berufsausiibung vom
Assistenzzahnarzt zum Praxisgrunder

Frank Lauterbach

Von dieser Mdglichkeit wurde bisher von der
Zahndrzteschaft eher zurlickhaltend Gebrauch
gemacht, da diese Form in der Regel zum
Betrieb einer Einzelpraxis oder BAG keinen
tatsachlichen Mehrwert bringt.

Aus rechtlicher Sicht besteht bei diesen Gesell-
schaften der wesentliche Unterschied in der
Haftungsbegrenzung auf das Gesellschaftsver-
mdgen, sodass ein Durchgriff in das Privatver-
mdogen in der Regel ausgeschlossen ist.

Diese Haftungsbegrenzung spielt aber im
Alltag in der Regel keine wesentliche Rolle, da
im Fall einer Praxisgriindung die Beteiligten
fur die Investitionskosten meist eine person-
liche Biirgschaft unterschreiben miissen. Uber
die Blirgschaft ergibt sich sodann wieder die
Zugriffsmoglichkeit auf das Privatvermdgen.

Sofern die Investitionskosten spater abbezahlt
sind, ist das finanzielle Risiko in der Regel
liberschaubar, da der Praxisbetrieb sodann
bereits seit gewisser Zeit lduft.

Die Zahnarzt-GmbH und Zahnarzt-AG fiihrt

in betriebswirtschaftlicher und steuerlicher
Hinsicht meist zu héherem Beratungsbedarf.
Weiter ist zu beriicksichtigen, dass Sie, anders
als bei der Einzelpraxis oder Berufsaustibungs-

gemeinschaft, verpflichtet sind, Ihren
Jahresabschluss im Unternehmensregister
zu verdffentlichen.

Sonderstatus MVZ

Die Zahl der Griindung von Zahnarzt-GmbHs
bzw. vereinzelt Zahnarzt-AGs hat trotz der
begrenzten Vorteile in der Vergangenheit stark
zugenommen. Grund hierfir ist das vertrags-
zahnirztliche Modell des sog. MVZ (Medizini-
sches Versorgungszentrum).

Urspriinglich war das sog. MVZ vorgesehen,
um die vertrags(zahn)arztliche Versorgung auf
dem Land zu verbessern/sicherzustellen.

Tatséchlich wurde diese Regelung aber als Ein-
fallstor flr sog. Fremdinvestoren genutzt, um
den Eintritt in die zahnarztliche Versorgung zu
ermdglichen, welche eigentlich Zahnarztinnen
und Zahndrzten vorbehalten bleiben sollte.

Bisher konnten die zur vertragszahnéarztlichen
Versorgung zugelassenen Zahnarztinnen und
Zahnirzte in eigener Praxis (unabhéngig, ob
Einzelpraxis oder Berufsauslbungsgemein-
schaft) urspriinglich nur 2, zwischenzeitlich

3 Zahndrztinnen und Zahnirzte einstellen.
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Diese zahlenmaBige Beschriankung besteht bei
dem vertragszahnarztlichen Zulassungsstatus
MVZ" nicht.

Vor diesem Hintergrund haben sich gerade in
Ballungszentren groBere Strukturen in Form
von ,MVZ" gebildet. Aufgrund der GréBe
dieser Einheiten und dem Auseinanderfallen
zwischen gesellschaftlichem Kapital und
persdnlicher zahnarztlicher Tatigkeit innerhalb
der Gesellschaft wird hier als Rechtsform eine
GmbH oder AG gewdhlt.

Die weitere politische Entwicklung hinsichtlich
der MVZ bleibt hier abzuwarten - das ur-
springlich verfolgte Ziel der Verbesserung der
landlichen Versorgung wurde aber in jedem
Fall verfehlt.

Ausblick

Wie den vorangehenden Ausfliihrungen zu
entnehmen ist, bestehen zahlreiche Mdglich-
keiten, den zahnéarztlichen Beruf auszuiiben.
Hierbei gibt es nicht den einen richtigen Weg
- wichtig ist, dass Sie mit dem gewahlten
Weg zufrieden sind und dieser auch zu lhrem
Lebensstil und lhrer personlichen Einstellung
passt.

Die neueren Regelungen zu MVZ und die Er-
hdhung der zuldssigen Zahl der Angestellten
Zahnérztinnen und Zahnérzte im vertrags-
zahnérztlichen System wird die Bildung
groBerer Praxisstrukturen weiter fordern.

Dies bedeutet aber nicht automatisch, dass
die Einzelpraxis oder die kleinere Berufsaus-
tbungsgemeinschaft inre Existenzberechti-
gung verloren haben.

Wahrend unter Umstdnden groBere Einheiten
in organisatorischer Hinsicht bestimmte Zwi-
schenfille (Ausfall einer Behandlungseinheit,
Krankheit von Angestellten oder Kollegen)
besser ausgleichen kénnen, Idsst sich meist in
der kleineren Praxiseinheit die individuelle und
persénliche Betreuung des Patienten besser
gewahrleisten. Auf diese Weise kann ein mit
dem Patienten dauerhaftes und gesundes Ver-
trauensverhaltnis gebildet werden.

Und genau dies ist die Grundvoraussetzung
fiir einen auskdmmlichen Patientenstamm, der
einem die finanzielle Existenz und Freude am
Beruf sichert.
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3. Formalitaten der Niederlassung

als Vertragszahnarzt

Jeanetta Foullon-Matzenauer

Angesichts der Tatsache, dass zurzeit

ca. 90% der Gesamtbevdlkerung in der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ver-
sichert sind, ist in der Regel die wirtschaftliche
Flihrung einer zahnéarztlichen Praxis

bei einer Beschrankung auf Privatpatienten
nicht moglich. Vielmehr muss die Moglich-
keit bestehen, auch Kassenpatienten zu den
fiir diese geltenden Konditionen behandeln

zu konnen. Dies setzt eine Teilnahme an der
vertragszahnarztlichen Versorgung voraus,

die erst auf der Grundlage eines besonderen
Zulassungsaktes moglich ist. Werden von
Zahndrztinnen und Zahnarzten Leistungen fir
GKV-versicherte Patientinnen und Patienten
erbracht, ohne dass eine solche Zulassung
vorliegt, konnen diese Leistungen gegeniiber
den gesetzlichen Krankenkassen namlich nicht
abgerechnet werden. Auf die Erteilung des
jeweiligen Zulassungsaktes haben grund-
satzlich alle approbierten Zahnarztinnen und
Zahnérzte einen Rechtsanspruch, sofern diese
die jeweiligen weiteren zulassungsrechtlichen
Voraussetzungen erfillen.

Die Formen der Teilnahme an der
vertragszahnarztlichen Versorgung

Die Zulassung als Vertragszahnarzt

Die Regelform der Teilnahme an der vertrags-
zahnérztlichen Versorgung ist die Zulassung
als Vertragszahnarztin oder Vertragszahn-
arzt. Auf dieser Grundlage kann die Ver-
tragszahnarztin oder der Vertragszahnarzt
eigenverantwortlich in eigener Praxis, in einer
Praxisgemeinschaft oder einer (gegebenenfalls
auch Gberdrtlich tatigen) Berufsausiibungsge-
meinschaft tatig werden. Als Mitglieder ihrer
regional zustandigen Kassenzahnarztlichen
Vereinigung (KZV) konnen sie tber diese dann
alle vertragszahnarztlichen Leistungen fur alle
GKV-Versicherten abrechnen.

Dartiber hinaus kdnnen Vertragszahnarztinnen
und Vertragszahnarzte auch in Medizinischen
Versorgungszentren (MVZ) tatig werden. Hier-
bei wird die Zulassung als Vertragszahnarztin
oder Vertragszahnarzt fur die Dauer ihrer Té-
tigkeit im MVZ durch dessen eigene Zulassung
uberlagert; die Zulassung als Vertragszahnérz-
tin oder Vertragszahnarzt ruht wahrenddessen
und lebt erst nach dem Ausscheiden aus dem
MVZ wieder auf.
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Die Ermachtigung

Die zustandigen Zulassungsausschiisse
kénnen in besonderen Fallen Zahndrztinnen
und Zahnarzte zur Teilnahme an der vertrags-
zahndrztlichen Versorgung erméchtigen, z.B.
wenn dies notwendig ist, um eine Unterver-
sorgung abzuwenden. Die Ermachtigungen
sind zeitlich, raumlich und in ihrem Umfang
zu beschranken. In diesem Rahmen hat

die Ermdchtigung die gleichen rechtlichen
Konsequenzen wie eine Zulassung. Da auch
die Voraussetzungen fiir eine Erméchtigung
im Ubrigen mit denen einer Zulassung im
Wesentlichen identisch sind, soll in diesem Zu-
sammenhang auf diese Ausnahmemaglichkeit
nicht naher eingegangen werden.

Die Tatigkeit als angestellter Zahnarzt

Neben der unmittelbaren Teilnahme an der
vertragszahnarztlichen Versorgung besteht
auch die Méglichkeit, vertragszahnarztliche
Leistungen fiir Rechnung Dritter als Zahn-
arztin oder Zahnarzt im Anstellungsverhaltnis
in einer vertragszahnarztlichen Praxis oder
einem medizinischen Versorgungszentrum zu
erbringen. Die dort angestellten Zahnérztinnen
und Zahndrzte erbringen somit keine eigenen
vertragszahndrztlichen Leistungen, sondern

werden in einem Anstellungsverhaltnis tatig.
lhre Behandlungen sind von ihrer Arbeitge-
berin oder ihrem Arbeitgeber zu iberwachen
und zu verantworten, der diese auch als
eigene gegeniber der KZV abzurechnen hat.
Die angestellten Zahnarztinnen und Zahnarzte
werden Mitglied der jeweils zustdndigen K2V,
sofern sie mindestens 10 Stunden pro Woche
beschaftigt sind.

Die Bedarfsplanung

Im Bereich der vertragszahnérztlichen Ver-
sorgung findet auf gesetzlicher Grundlage
eine Bedarfsplanung statt, in deren Umset-
zung in jedem KZV-Bereich ein Bedarfsplan
aufzustellen ist, der sicherstellen soll, dass
dem Versicherten eine bedarfsgerechte und
gleichméaBige zahnarztliche Versorgung in zu-
mutbarer Entfernung unter Beriicksichtigung
des jeweiligen Standes der zahnmedizinischen
Wissenschaft und Technik zur Verfligung
gestellt wird. Ergédnzend hierzu werden vom
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) in
Bedarfsplanungsrichtlinien u.a. bestimmte
Verhdltniszahlen festgesetzt, die den all-
gemeinen bedarfsgerechten Versorgungsgrad
in der zahndrztlichen Versorgung beschreiben.
Danach sind folgende Verhéltniszahlen fest-
gesetzt worden:
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Jeanetta Foullon-Matzenauer

Zahl der Einwohner pro behandelnd tatiger
Zahnirztin oder tatigem Zahnarzt

1: 1.280 in Gebieten nach Anlage 6 der
Bedarfsplanungsrichtlinie Zahnérzte

1: 1.680in den tbrigen Gebieten

1: 4.000 fur die kieferorthopadische Ver-
sorgung, bezogen auf die Bevélkerungs-
gruppe der 0- bis 18-Jahrigen.

Die Bedarfsplanungsrichtlinien beinhalten
weiterhin Bestimmungen zur Unterversorgung
bzw. zur Uberversorgung in der vertragszahn-
arztlichen Versorgung. Eine Unterversorgung
ist danach zu vermuten, wenn der Bedarf den
Stand der zahnarztlichen Versorgung um mehr
als 100% Uberschreitet. Uberversorgung ist
zu vermuten, wenn der allgemeine bedarfsge-
rechte Versorgungsgrad um 10% Gberschrit-
ten ist. Anders als im Bereich der vertrags-
arztlichen Versorgung werden aber im Bereich
der vertragszahnarztlichen Versorgung an

eine drohende oder eingetretene Unter- oder
Uberversorgung keine Konsequenzen im Sinne
einer Bedarfszulassung mehr gekniipft. Im
Bereich der vertragsarztlichen Versorgung hat
demgegeniber der daflir zustdndige Landes-
ausschuss weiterhin bei festgestellter Unter-
bzw. Uberversorgung bestimmte Planungsbe-
reiche fiir weitere Zulassungen grundsatzlich

zu sperren, sodass in diesem Bereich eine
Zulassung weiterer Vertragsarztinnen und
Vertragsarzte grundsatzlich nicht mehr mog-
lich ist. Derartige Beschrankungen existieren
aber im Bereich der vertragszahnarztlichen
Versorgung nicht mehr, sodass in diesem
grundsatzlich eine Zulassung unbegrenzt
vieler Zahnarztinnen und Zahnérzte in jedem
Zulassungsbezirk moglich ist, unabhéngig
davon, ob und in welchem Umfang die o.g.
Verhaltniszahlen des allgemeinen bedarfsge-
rechten Versorgungsgrades liber- oder unter-
schritten werden. Diese Bestimmungen gelten
gleichermafBen fir Tatigkeiten in Einzelpraxen,
Berufsauslibungsgemeinschaften, Medizini-
schen Versorgungszentren und Einrichtungen
nach § 311 Abs. 2 SGB V.

Eine besondere Beschrankung gilt lediglich fur
die von Krankenhdusern getragenen Medizi-
nischen Versorgungszentren. § 95 Abs. 1b S. 1
SGB V deckelt insoweit den Versorgungsanteil,
den ein Krankenhaus durch seine Medizinische
\ersorgungszentren innerhalb eines Planungs-
bereichs erwerben bzw. besetzen kann. Dabei
richtet sich die Hohe des maximal zuldssigen
Versorgungsanteils nach dem Stand der ver-
tragszahnarztlichen Versorgung.
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Die Zulassungsvoraussetzungen

Die Zulassung zur vertragszahnarztlichen Ver-
sorgung setzt zunachst die Eintragung in das
Zahnarztregister der zustandigen KZV voraus.
Die Eintragung erfolgt nur wenn

m eine Approbation als Zahnérztin oder Zahn-
arzt vorliegt und

®m eine mindestens zweijdhrige Vorbereitungs-
zeit abgeleistet worden ist.

Die Vorbereitung muss eine mindestens sechs-
monatige Tatigkeit als Assistent oder Vertreter
eines oder mehrerer Vertragszahnarzte um-
fassen. Von dieser Zeit kdnnen bis zu drei
Monate auch durch Tatigkeiten von gleicher
Dauer in einer Universitdtszahnklinik oder
einer Zahnstation der Bundeswehr ersetzt
werden. Eine Tatigkeit als Vertreterin oder
Vertreter kann nur anerkannt werden, wenn
die Zahnarztin oder der Zahnarzt eine voraus-
gegangene mindestens einjahrige Tatigkeit in
unselbstandiger Stellung als Assistentin oder
Assistent einer Vertragszahnarztin oder eines
Vertragszahnarztes oder in Universitatszahn-
kliniken, Zahnstationen eines Krankenhauses
oder des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes,
oder der Bundeswehr oder in Zahnkliniken
abgeleistet hat.

Bis zu 18 Monaten der Vorbereitungszeit
kénnen in den oben genannten Einrichtungen
in unselbststandiger Stellung abgeleistet wer-
den, wobei grundsatzlich auch Tatigkeiten in
entsprechenden Einrichtungen im Ausland in
Betracht kommen, soweit es sich dabei um be-
handelnde Tatigkeiten am Patienten handelt,
die in Art und Umfang dem Leistungsspek-
trum in Deutschland entsprechen. In jedem
Falle kdnnen Tatigkeiten nicht berlicksichtigt
werden, die in kiirzeren Zeitabschnitten als

3 Wochen oder bei gleichzeitiger Auslibung
einer eigenen Praxis abgeleistet werden.

Keine Vorbereitungszeit muss abgeleistet
werden, wenn ein nach den gemeinschafts-
rechtlichen Vorschriften anerkannter
Ausbildungsnachweis aus einem anderen
Mitgliedsstaat der Europdischen Union oder
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
uber den europdischen Wirtschaftsraum oder
einem Vertragsstaat, dem Deutschland und die
Europdische Gemeinschaft oder Deutschland
und die Europdische Union vertraglich einen
entsprechenden Rechtsanspruch eingerdumt
haben, vorgelegt wird und eine Zulassung zur
Berufsausilibung vorliegt. Diese Regelung gilt
unabhangig von der Nationalitdt der Zahn-
arztin oder des Zahnarztes.
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Die Eintragung erfolgt in das Zahnarztregis-
ter des Zulassungsbezirks am Wohnsitz der
Zahnérztin oder des Zahnarztes. Bei einem
Wohnsitz auBerhalb Deutschlands kann die
Zahnérztin oder der Zahnarzt das Zahnarzt-
register frei wahlen. Der Antrag muss die zur
Eintragung erforderlichen Angaben enthalten,
insbesondere sind beizufligen:

m die Geburtsurkunde

m die Urkunde Gber die Approbation
als Zahnérztin oder Zahnarzt

m der Nachweis (ber die zahnarztliche
Tatigkeit nach der Approbation

Ist eine Eintragung in das Zahnarztregister
erfolgt, kann bei der zustdndigen KZV ein
schriftlicher Antrag auf Zulassung gestellt
werden. Dem Antrag sind folgende Unter-
lagen, entweder urschriftlich oder als amtlich
beglaubigte Abschriften, beizufligen:

m ein Auszug aus dem Zahnarztregister

m Bescheinigungen Uber die seit der Approba-
tion ausgelbten zahnarztlichen Tatigkeiten

m gegebenenfalls eine Erkldrung zur Be-
schréankung des Versorgungsauftrages auf
die Halfte

m ein Lebenslauf

m ein polizeiliches Flihrungszeugnis

m gegebenenfalls Bescheinigungen anderer
KZVen Uber die Niederlassung oder die Zu-
lassung der Zahnarztin oder des Zahnarztes
in ihrem Bezirk

m eine Erkldrung Gber im Zeitpunkt der
Antragstellung bestehende Dienst- oder
Beschaftigungsverhaltnisse unter Angabe
des friihestmdglichen Zeitpunktes deren
Beendigung

m eine Erklarung zur bestehenden oder in der
Vergangenheit bestandenen Drogen- oder
Alkoholabhédngigkeit sowie zu gegebenen-
falls unternommenen Entziehungskuren

m eine Erklarung darliber, dass gesetzliche
Hinderungsgriinde der Auslibung des zahn-
arztlichen Berufs nicht entgegenstehen

m eine Versicherungsbescheinigung tber das
Bestehen eines ausreichenden Berufshaft-
pflichtversicherungsschutzes.

Berufshaftpflichtversicherung

Die Zulassung zur vertragszahnarztlichen Ver-
sorgung begehrende sowie bereits zugelassene
Zahndrztinnen und Zahnérzte sind seit dem
20. Juli 2021 gesetzlich verpflichtet, sich
ausreichend gegen die sich aus ihrer Berufs-
auslibung ergebenden Haftpflichtgefahren zu
versichern, und dies gegentiber dem Zulas-
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sungsausschuss nachzuweisen.
Die Verpflichtung gilt entsprechend fiir:

m ermdchtigte Zahndrztinnen und Zahnarzte,
soweit fir deren Tatigkeit im Rahmen der
Ermachtigung kein anderweitiger Versiche-
rungsschutz besteht,

m medizinische Versorgungszentren (MVZ),

m Berufsausiibungsgemeinschaften mit an-
gestellten Zahnarztinnen und Zahnarzten
und

m \Vertragszahnarztinnen und Vertragszahn-
arzten mit angestellten Zahnarztinnen und
Zahnirzten.

Die gesetzlich festgelegte Mindestversiche-
rungssumme betrdgt drei Millionen Euro. Die
Leistungen des Versicherers fir alle innerhalb
eines Jahres verursachten Schiden dirfen
einen Betrag von sechs Millionen Euro nicht
unterschreiten.

Bei MVZ sowie Berufsausiibungsgemeinschaf-
ten und Vertragszahnérztinnen [Vertrags-
zahnarzten mit angestellten Zahnarztinnen |
Zahndrzten betrdgt die gesetzliche Mindest-
versicherungssumme fiinf Millionen Euro. Die
Leistungen des Versicherers fur alle innerhalb
eines Jahres verursachten Schaden dirfen

einen Betrag von 15 Millionen Euro nicht
unterschreiten.

Die Zahnérztin | der Zahnarzt ist verpflichtet,
den Versicherungsschutz wahrend ihrer |
seiner Tatigkeit aufrechtzuerhalten und den
Zulassungsausschuss Uber die Beendigung
des Versicherungsschutzes oder Anderun-
gen des Versicherungsverhaltnisses, die den
Versicherungsschutz im Verhaltnis zu Dritten
beeintrachtigen kdnnen, unverziglich zu
unterrichten.

Der Nichtnachweis eines ausreichenden
Versicherungsschutzes kann zum Ruhen der
Zulassung bzw. Widerruf der Erméchtigung
oder gar zur Entziehung der Zulassung durch
den Zulassungsausschuss fiihren.

Die Zulassung und ihre Rechtsfolgen

Auf der Grundlage dieser Unterlagen erfolgt
die Zulassung durch Beschluss des zustandi-
gen Zulassungsausschusses. In dem Beschluss
wird zugleich festgelegt, bis zu welchem
Zeitpunkt die vertragszahnérztliche Tatigkeit
aufzunehmen ist.
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3. Formalitaten der Niederlassung
als Vertragszahnarzt
Jeanetta Foullon-Matzenauer

Die Zulassung erfolgt fir den Ort der Nieder-
lassung der Zahnérztin oder des Zahnarztes
(Vertragszahnarztsitz), also fur eine bestimmte
Praxisadresse. An diesem Vertragszahnarztsitz
muss die Sprechstunde der Vertragszahnéarztin
oder des Vertragszahnarztes abgehalten wer-
den. Eine Verlegung des Vertragszahnarztsitzes
setzt eine Genehmigung des Zulassungsaus-
schusses voraus, die nur dann erteilt werden
kann, wenn der neue Vertragszahnarztsitz
ebenfalls im Bereich des Zulassungsaus-
schusses liegt und Griinde der vertragszahn-
arztlichen Versorgung der Verlegung nicht
entgegenstehen.

Zusammen mit der Zulassungsurkunde erhalt
die Zahnarztin oder der Zahnarzt mit der
Zulassung von der Kassenzahnarztlichen Ver-
einigung:

m Abrechnungsnummer und Nummern-
stempel

m sdmtliche Abrechnungsunterlagen- und
Formulare

m ein Handbuch der Kassenzahnarztlichen
Vereinigung, in dem die Satzung der
Kassenzahnarztlichen Vereinigung und die
Vertrage fur die Tatigkeit als Vertragszahn-
arztin oder Vertragszahnarzt enthalten sind.

Von den Zahnarztekammern wird ebenso

ein Handbuch zugesandt, das Bundes- und
Landesgesetze, die Berufsordnung, die
Satzung der Zahnarztekammer etc. enthélt.
Nach der Neuzulassung als Vertragszahnarztin
oder Vertragszahnarzt ist es unerlasslich, die
Handblicher sorgfiltig zu studieren, da die
Auslibung der Zahnheilkunde in eigener Praxis
nicht ohne Wissen um die Kassenvertrdge und
die Berufsordnung durchfiihrbar ist. Mit der
Niederlassung in eigener Praxis fallen weitere
wichtige Aufgaben an:

m Bestellung des Praxisschildes, wobei die Be-
stimmungen der Berufsordnung, die GroBe
und Umfang regelt, genau zu beachten
sind,

m die Zeitungsanzeige Uber die Praxiseroff-
nung (auch hier ist die Berufsordnung zu
beachten),

m Anmeldung des Rontgengerdtes zwecks
Abnahme (Adresse bei Zahnirztekammer
erfragen),

m nach Abnahme des Réntgengerates Anzeige
vier Wochen vor Inbetriebnahme bei der
zustandigen Stelle,

m Anmeldung beim zustdndigen Versorgungs-
werk, sofern dies nicht schon wéhrend der
Assistenzzeit erfolgte,
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m Meldung der Praxis bei der Berufsgenos-
senschaft fir Gesundheitsdienst und Wohl-
fahrtspflege,

m Anmeldung des Personals bei einer gesetz-
lichen Krankenkasse,

m Anmeldung der Zahnarztpraxis beim zu-
standigen Finanzamt wegen Erteilung einer
Steuernummer,

m Verbindung mit einem Steuerberater; es
wird empfohlen, einen Steuerberater zu
beauftragen, der bereits Zahnarztinnen
und Zahndrzte vertritt und die spezifischen
Probleme kennt,

m Meldung der Bankverbindung an die Kas-
senzahngrztliche Vereinigung (Formblatt).

SchlieBlich ist es empfehlenswert, sich bei
dem zustandigen zahnarztlichen Vertreter der
nachstliegenden Berufsorganisation, der Kam-
mer und Kassenzahnérztlichen Vereinigung,
2.B. Kreis - tiber Bezirksobmann - vorzu-
stellen, auch ist es eine Frage der Kollegialitat,
sich mit den Kolleginnen und Kollegen am

Ort in Verbindung zu setzen, sofern dies nicht
schon langst geschehen ist. Eine frihestmogli-
che Kontaktaufnahme ist unbedingt anzura-
ten, da man hier doch einige Erfahrungen und
Ratschldge sammeln kann.

Ein Besuch bei den Facharzten, mit denen
im Notfall und bei Uberweisungen zusam-
mengearbeitet werden muss (Hals-, Nasen-,
Ohrenarzt, Internist, Augenarzt, Kinderarzt),
empfiehlt sich ebenfalls.
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4. Die Zahnarztin und der Zahnarzt

als Arbeitgeber

Sebastian Ziller und Eike Makuth

Fir die Zahndrztin und den Zahnarzt als
Arbeitgeber gelten bei der Beschdftigung von
Mitarbeitern neben maglichen Tarifvertrags-
vorschriften die allgemeinen Vorschriften des
Birgerlichen Gesetzbuchs (BGB) sowie dariiber
hinaus zusatzliche rechtliche Vorschriften wie
z.B. das Gesetz Gber die Austibung der Zahn-
heilkunde (ZHG), das Strahlenschutzgesetz
(StrISch@G), die Strahlenschutzverordnung
(StriSchV), das Arbeitszeitgesetz (ArbZG), das
Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) sowie
weitere zahlreiche arbeitsrechtliche Regelungen.

4.1 Ausgewdhlte Vorschriften und Gesetze

Die folgenden Erlduterungen der entscheiden-
den Gesetzesabschnitte sollen dem besseren
Verstdndnis dienen und einen sicheren Um-
gang mit den gesetzlichen Vorgaben ermdg-
lichen.

Arbeitszeitgesetz

Das Arbeitszeitgesetz (ArbZ@), die Rechtsver-
ordnungen, die nach diesem Gesetz erlassen
wurden und fiir den Betrieb gelten, sowie die
fur den Betrieb geltenden Tarifvertrage und
Betriebs oder Dienstvereinbarungen sind an

geeigneter Stelle im Betrieb auszulegen oder
auszuhdngen, damit alle Beschaftigten diese
Regelungen einsehen konnen.

GemaB ArbZG darf die tagliche Arbeitszeit

8 Stunden nicht Uberschreiten. Die tagliche
Arbeitszeit kann aber auf bis zu 10 Stunden
verlangert werden, wenn innerhalb eines
Ausgleichszeitraums von 6 Kalendermonaten
oder 24 Wochen im Durchschnitt 8 Stunden
werktdglich nicht Uberschritten werden.
Ldnger als 6 Stunden hintereinander dirfen
Arbeitnehmer nicht ohne Ruhepause beschaf-
tigt werden. Bei einer Arbeitszeit von mehr
als 6 bis zu 9 Stunden ist eine Ruhepause von
mindestens 30 Minuten und bei einer Arbeits-
zeit von mehr als 9 Stunden eine Ruhepause
von 45 Minuten zu gewadhren. Nach Ende der
taglichen Arbeitszeit missen Arbeitnehmer
eine ununterbrochene Ruhezeit von mindes-
tens 11 Stunden haben. Arbeitnehmer diirfen
an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen in der
Zeit von 0 bis 24 Uhr grundsatzlich nicht
beschaftigt werden. Sofern die Arbeiten nicht
an Werktagen vorgenommen werden kénnen,
mussen mindestens 15 Sonntage im Jahr
beschaftigungsfrei bleiben. Durch die Arbeit
an Sonn- und Feiertagen diirfen die Hochst-
arbeitszeiten und Ausgleichszeitraume nicht
Uberschritten werden. Es sind Ersatzruhetage
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innerhalb eines Ausgleichszeitraums zu ge-
wahren. Die Gber die werktagliche Arbeitszeit
hinausgehende Arbeitszeit ist vom Arbeitgeber
aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind
mindestens zwei Jahre lang aufzubewahren.
Nach der EuGH-Rechtsprechung aus dem
Jahre 2019 ist eine darlber hinausgehende
Erfassung der Arbeitszeiten anzuraten. Bei
Arbeitnehmenden unter 18 Jahren sind die Be-
stimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes
(JArbSch@) zu beachten, bei werdenden und
stillenden Mittern die Bestimmungen des
Mutterschutzgesetzes (MuSchG).

Enthalt ein bestehender Tarifvertrag oder eine
aufgrund eines Tarifvertrages bestehende
Betriebsvereinbarung abweichende Regelun-
gen beziliglich der werktaglichen Arbeitszeit,
der Ausgleichszeitrdume oder der Zahl der
arbeitsfreien Sonntage oder Regelungen, die
anstelle einer Freistellung flir die Beschafti-
gung an Feiertagen einen Zuschlag vorsehen,
so bleiben diese tarifvertraglichen Regelungen
vom Arbeitszeitgesetz (ArbZG) unbertihrt.

Sofern keine tarifvertraglichen Regelungen
oder Betriebsvereinbarungen zur Anwendung
kommen, sind bei Bemessung und Gewahrung
des Urlaubs die Bestimmungen des Bundes-
urlaubsgesetzes (BUrlG) zu beachten.

Entgeltfortzahlungsgesetz

Nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz (EntgFG)
haben alle Arbeitnehmer, auch geringfiigig
oder kurzzeitig Beschaftigte, nach vierwo-
chiger, ununterbrochener Dauer des Arbeits-
verhaltnisses einen gesetzlichen Anspruch
auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall bis zu
einer Dauer von 6 Wochen. Wird der Arbeit-
nehmer infolge derselben Krankheit erneut
arbeitsunfahig, so besteht der Anspruch fiir
einen weiteren Zeitraum von héchstens

6 Wochen, wenn er vor der erneuten Arbeits-
unfahigkeit mindestens 6 Monate nicht in-
folge derselben Krankheit arbeitsunfahig war
oder seit Beginn der ersten Arbeitsunfahigkeit
infolge derselben Krankheit eine Frist von

12 Monaten abgelaufen ist. Der Arbeitgeber
kann bei Zweifeln an der Arbeitsunfahigkeit
eines Arbeitnehmers von der gesetzlichen
Krankenkasse die Einschaltung des medizini-
schen Dienstes verlangen.

Kiindigungsschutzgesetz

Die Anwendbarkeit des Kiindigungsschutz-
gesetzes ist u.a. davon abhéngig, wie viele
Arbeitnehmer bereits wie lange beschaftigt
werden. Die RechtmaBigkeit einer Kiindigung
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4. Die Zahnarztin und der Zahnarzt

als Arbeitgeber

Sebastian Ziller und Eike Makuth

ist dann nach dem KSchG zu beurteilen, wenn
das Arbeitsverhaltnis der Arbeitnehmer zum
Kindigungszeitpunkt ohne Unterbrechungen
langer als 6 Monate (Wartezeit) im Betrieb
oder Unternehmen bestanden hat. Dabei ist
entscheidend, dass nur die standig beschaftig-
ten Arbeitnehmer zahlen. Die sog. Kleinbe-
triebsklausel ist im Jahre 2004 dahingehend
gedndert worden, dass fiir Neueinstellungen
ab dem 1. Januar 2004 das KSchG dann An-
wendung findet, wenn mehr als 10 Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer beschaftigt
werden. Fiir Arbeitsverhaltnisse, die vor dem

1. Januar 2004 begonnen haben, ist das KSchG
hingegen bereits ab einer Beschaftigtenanzahl
von 6 Personen anwendbar. Bei der Errech-
nung der Beschaftigtenzahl bleiben Auszubil-
dende unberiicksichtigt. Fur Teilzeitkrafte gilt,
dass sie entsprechend ihrer Arbeitszeit anteilig
berticksichtigt werden. Sie sind wie folgt zu
beriicksichtigen:

m bis einschlieBlich 20 Stunden/Woche: 0,50
m bis einschlieBlich 30 Stunden/Woche: 0,75

In Kleinbetrieben, die eine unterhalb der fir
die Anwendbarkeit des KSchG erforderlichen
Beschaftigtenzahl aufweisen, greift das KSchG
nicht. Hier gelten die Generalklauseln des
Zivilrechts, die vor sitten- oder treuwidriger

Auslbung des Kiindigungsrechts schiitzen,
bzw. sonstige Kiindigungsschutzrechte.

Grundsitzlich sind nur fristgerechte (ordent-
liche) Kiindigungen méglich. Zwingend erfor-
derlich ist die Schriftform. Eine Kiindigung per
E-Mail, Fax oder SMS ist daher von vornherein
unwirksam. Kiindigungsarten im Rahmen des
KSchG sind in diesem Sinne die personen-
bedingte, die verhaltensbedingte und die be-
triebsbedingte Kiindigung. Der Arbeitnehmer
hat nach § 630 des Biirgerlichen Gesetzbuchs
(BGB) bei der Beendigung des Arbeitsverhlt-
nisses einen Anspruch auf ein Arbeitszeugnis.
Dieser Anspruch besteht schon mit Beginn der
Kiindigungsfrist, um die alsbaldige Bewerbung
bei anderen Arbeitgebern zu ermdglichen.

Nachweisgesetz und Arbeitsvertrag

Das Nachweisgesetz (NachwG) gilt fiir Arbeit-
nehmer, die nicht nur zur vorlbergehenden
Aushilfe von héchstens einem Monat einge-
stellt werden. Es sieht vor, dass der Arbeitge-
ber spatestens einen Monat nach dem verein-
barten Beginn eines Arbeitsverhéltnisses die
wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich
niederzulegen, zu unterzeichnen und dem
Arbeitnehmer auszuhindigen hat. Anderungen
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wesentlicher Vertragsbedingungen sind dem
Arbeitnehmer spatestens einen Monat nach
der Anderung schriftlich mitzuteilen.

Die Basis eines Arbeitsverhaltnisses ist der
Arbeitsvertrag, der schriftlich erfasst werden
sollte. In die Niederschrift sollten mindestens
Namen und Anschriften der Vertragsparteien,
Zeitpunkt des Beginns des Arbeitsverhaltnis-
ses (bei befristeten Arbeitsverhaltnissen auch
die vorhersehbare Dauer), der Arbeitsort, die
Beschreibung der zu leistenden Tatigkeit und
eventuell ein in allgemeiner Form gehaltener
Hinweis auf anzuwendende Tarifvertrage
aufgenommen werden. Eine schriftliche Fest-
legung der Zusammensetzung und Héhe des
Arbeitsentgeltes einschlieBlich Zuschldgen,
Zulagen, Pramien und Sonderzahlungen, der
vereinbarten Arbeitszeit, der Dauer des jahr-
lichen Erholungsurlaubs und der Kiindigungs-
fristen ist ebenfalls erforderlich. Ein Hinweis
auf einschldgige Tarifvertrage, die eventuell als
fur das Arbeitsverhaltnis verbindlich verein-
bart werden, kann hierflr ausreichend sein.
Musterarbeitsvertrage furr die Beschaftigung
von Assistenten und Zahnmedizinischen
Fachangestellten (mit oder ohne Tarifbindung)
sind bei den (Landes-)Zahnarztekammern er-
haltlich. Auch miindliche Arbeitsvertrage sind
grundsétzlich wirksam.

Manteltarifvertrag, Vergiitungstarifvertrag

Einen bundesweit gliltigen Tarifvertrag fir
Zahnmedizinische Fachangestellte gibt es
nicht, da nicht alle Kammerbereiche Tarif-
abschliisse titigen (Landerhoheit). Existiert

ein Manteltarifvertrag in einem Bundesland,
werden diese Regelungen nur verbindlich,
wenn sie ausdricklich in den Arbeitsvertrag
aufgenommen werden. Sie besitzen also keine
Allgemeingdltigkeit. Es wird jedoch empfohlen,
die Bestimmungen zu beachten (siehe hierzu
weiter im Abschnitt Angestellte nichtzahn-
arztliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
(ZFA)

Berufsbildungsgesetz

Die Berufsausbildung im Allgemeinen ist

im Berufsbildungsgesetz (BBiG), die Aus-
bildung zum Beruf von Zahnmedizinischen
Fachangestellten in der Verordnung Uber die
Berufsausbildung zur/zum Zahnmedizinischen
Fachangestellten (AusbV ZFA) sowie durch die
Zwischenpriifungs- und Prifungsordnungen
der jeweiligen Zahndrztekammern geregelt.
Nahere Auskiinfte hierzu erteilen die zustandi-
gen Referate der Landeskammern.
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Jugendarbeitsschutzgesetz

Das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG)
regelt die Beschaftigung jugendlicher Arbeit-
nehmer zwischen 15 (in Ausnahmen 13)

und 18 Jahren. Neben Bestimmungen zur
Arbeitszeit und zum Urlaubsanspruch ent-
halt es auch Freistellungsregelungen fiir den
Berufsschulunterricht, Prifungen und auler-
betriebliche AusbildungsmaBnahmen. Es sind
die besonderen Regeln zu den Ruhepausen bei
Jugendlichen zu beachten, die - im Gegensatz
zu Arbeitnehmern Gber 18 Jahren - 30 Minu-
ten bei einer Arbeitszeit von mehr als 4,5 bis 6
Stunden und 60 Minuten bei einer Arbeitszeit
von mehr als 6 Stunden betragen. Darlber
hinaus muss der Jugendliche nach Ende der
taglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene
Ruhezeit von mindestens 12 Stunden haben.
Wird regelméBig mindestens ein Jugendlicher
beschaftigt, muss das Jugendarbeitsschutz-
gesetz (JArbSchG) zur Einsichtnahme in der
Praxis ausliegen und die Anschrift der zustan-
digen Aufsichtsbehdrde aushdngen. Es ist ein
Verzeichnis der beschaftigten Jugendlichen zu
erstellen. Vor Beginn der Beschaftigung sind
Jugendliche tiber Unfall und Gesundheits-
gefahren am Arbeitsplatz zu belehren. Werden
regelmaBig mindestens drei Jugendliche
beschaftigt, muss auBerdem in der Praxis ein

Plan mit den regelmédBigen Arbeitszeiten und
den Pausen der Auszubildenden aushdngen.
Weiterhin dirfen Jugendliche nur beschaf-
tigt werden, wenn sie vor und spatestens

14 Monate nach Beschaftigungsbeginn von
einem Arzt auf ihren Gesundheits- und Ent-
wicklungszustand untersucht wurden. Die
arztlichen Bescheinigungen mussen aufbe-
wahrt werden. Die Untersuchungen nach
dem Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG)
ersetzen nicht die nach der Unfallverhiitungs-
vorschrift BGV A 4 ,Arbeitsmedizinische Vor-
sorge" vorgesehenen Untersuchungen durch
ermichtigte Arzte.

Mutterschutzgesetz

Das neue Mutterschutzgesetz (MuSchG) gilt,
wie auch das alte MuSchG, flr angestellte,
nicht aber fiir selbststandige Frauen. Die Ziele
des neuen Mutterschutzgesetzes (MuSchG)
sind, die Gesundheit der Frau und ihres Kindes
am Arbeits- und Ausbildungsplatz wéhrend
der Schwangerschaft, nach der Entbindung
und in der Stillzeit zu schiitzen. Gleichzeitig
soll das Gesetz es der Frau ermdglichen, ihre
Beschaftigung oder sonstige Tatigkeit in
dieser Zeit ohne Gefahrdung ihrer Gesund-
heit oder der ihres Kindes fortzusetzen. Das

BZAK KZBV|Schritte in das zahnirztliche Berufsleben — ein Ratgeber fiir junge Zahnirztinnen und Zahnirzte| 2021



MuSchG will Benachteiligungen wéhrend der
Schwangerschaft, nach der Entbindung und
in der Stillzeit entgegenwirken. Regelungen in
anderen Arbeitsschutzgesetzen bleiben davon
unberiihrt.

Abstrakte Gefahrdungsbeurteilung

Jeder Praxisinhaber ist nach § 5 Arbeitsschutz-
gesetz verpflichtet, eine Gefdhrdungsbeurtei-
lung flr die Arbeitspldtze in seiner Praxis

zu erarbeiten. Daflir kann er sich von einer
Fachkraft flr Arbeitssicherheit oder einem
Betriebsarzt im Rahmen der Regelbetreuung
oder der Alternativen Betreuung (Unterneh-
merschulung) Unterstiitzung einholen.

Der Arbeitgeber muss dabei auch die Arbeits-
bedingungen und die Gefdhrdungen nach Art,
AusmaB und Dauer beurteilen, denen eine
Schwangere oder ihr ungeborenes Kind aus-
gesetzt ist oder sein kann. Dies gilt unabhan-
gig davon, ob er weibliche Beschaftigte hat
oder ob ihm eine Schwangerschaft mitgeteilt
wurde.

Arbeitsbedingungen sind also so zu gestalten,
dass Gefdhrdungen einer schwangeren Frau
oder des Fetus maglichst vermieden werden

und eine unverantwortbare Gefdhrdung aus-
geschlossen wird.

Beschéaftigungsverbote

Es gelten besondere Schutzfristen. Der
Arbeitgeber darf eine schwangere Frau in den
letzten 6 Wochen vor der Entbindung nicht
beschaftigen, sofern sie sich nicht ausdriick-
lich und jederzeit widerrufbar zur Arbeits-
leistung bereit erklart hat. Bis zum Ablauf von
8 Wochen nach der Entbindung gilt dieses
Beschaftigungsverbot in jedem Falle. Die
Schutzfrist nach der Entbindung verlangert
sich bei Friihgeburten und Mehrlingsgeburten
auf 12 Wochen. Dies gilt auch dann, wenn vor
Ablauf von 8 Wochen nach der Entbindung bei
dem Kind &rztlich eine Behinderung festge-
stellt wird.

Darliber hinaus darf der Arbeitgeber eine
schwangere Frau nicht beschaftigen, soweit
nach einem &rztlichen Zeugnis ihre Gesund-
heit oder die ihres Kindes bei Fortdauer der
Beschaftigung gefihrdet ist (sog. drztliches
Beschaftigungsverbot).

In der Zahnarztpraxis stellt sich dartiber hin-
aus insbesondere im Zusammenhang mit einer
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Tatigkeit am Behandlungsstuhl immer wieder
die Frage nach einem betrieblichen Beschaf-
tigungsverbot. Dabei nimmt der Begriff der
unverantwortbaren Gefdhrdung eine zentrale
Bedeutung ein. Eine Gefdhrdung ist unverant-
wortbar, wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit
einer Gesundheitsbeeintrdchtigung angesichts
der zu erwartenden Schwere des mdglichen
Gesundheitsschadens nicht hinnehmbar ist.
Eine unverantwortbare Gefdhrdung gilt regel-
maBig erst dann als ausgeschlossen, wenn

der Arbeitgeber alle Vorgaben einhalt, die aller
Wahrscheinlichkeit nach dazu fiihren, dass die
Gesundheit einer schwangeren Frau oder ihres
ungeborenen Kindes nicht beeintrachtigt wird.
Gesundheitsgefahrdungen, die nicht nach den
MaBstében praktischer Vernunft ausgeschlos-
sen sind, sondern durchaus mdglich, wenn
auch nur gering wahrscheinlich bleiben, un-
terfallen dem gesetzgeberischen Willen nach
nicht dem Bereich des zu vernachlassigenden
Restrisikos. Folglich ist derzeit anzunehmen,
dass unverantwortbare Gefahrdungen fir die
werdende Mutter und das ungeborene Kind
bei einer Tatigkeit am Behandlungsstuhl nicht
restlos zu vernachl3ssigen sind. Werden also
unverantwortbare Gefdhrdungen im Sinne
des MuSchG festgestellt, hat der Arbeitgeber
fur jede Tatigkeit einer schwangeren oder stil-
lenden Frau SchutzmaBnahmen in folgender

Rangfolge zu treffen:

1. Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedingun-
gen fiir die schwangere oder stillende Frau
durch SchutzmaBnahmen nach MaBgabe
des § 9 Absatz 2 MuSchG umzugestalten.

N

. Kann der Arbeitgeber unverantwortbare
Gefahrdungen fir die schwangere oder
stillende Frau nicht durch die Umgestaltung
der Arbeitsbedingungen nach Nummer 1
ausschlieBen oder ist eine Umgestaltung
wegen des nachweislich unverhéltnis-
maBigen Aufwandes nicht zumutbar, hat
der Arbeitgeber die Frau an einem anderen
geeigneten Arbeitsplatz einzusetzen, wenn
er einen solchen Arbeitsplatz zur Verfligung
stellen kann und dieser Arbeitsplatz der
schwangeren oder stillenden Frau zumut-
bar ist.

3. Kann der Arbeitgeber unverantwortbare

Gefahrdungen fir die schwangere oder stil-
lende Frau weder durch SchutzmaBnahmen
nach Nummer 1 noch durch einen Arbeits-
platzwechsel nach Nummer 2 ausschlieBen,
darf er die schwangere oder stillende Frau
nicht weiter beschaftigen.
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Werdende und stillende Mitter diirfen nicht
mit Mehrarbeit, Nacht- und Sonntagsarbeit
und insbesondere nicht mit Arbeiten beschaf-
tigt werden, bei denen sie Gesundheitsgefahr-
dungen oder der Gefahr von Berufserkrankun-
gen ausgesetzt sind.

Pflichten der werdenden oder stillenden
Mutter und Arbeitgeberpflichten

Eine werdende Mutter sollte ihren Arbeit-
geber lber die Schwangerschaft und den
voraussichtlichen Entbindungstag so friih
wie méglich informieren. Das gilt auch fur
eine stillende Frau Uber die Tatigkeit des
Stillens. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, der
zustandigen Aufsichtsbehdrde unverziiglich
mitzuteilen, wenn eine Frau ihm mitgeteilt
hat, dass sie schwanger ist oder dass sie stillt.
Die (Landes-)Zahnirztekammern bieten dazu
entsprechende Formulare an.

Leistungsanspriiche

Wahrend eines Beschaftigungsverbots hat die
werdende Mutter gegendber ihrem Arbeit-
geber Anspruch auf Zahlung des Mutter-
schutzlohns. Als Mutterschutzlohn wird das

durchschnittliche Arbeitsentgelt der letzten
drei abgerechneten Kalendermonate vor dem
Eintritt der Schwangerschaft gezahlt. Ver-
einbarte Umsatzbeteiligungen gehdren dabei
zum Arbeitsentgelt. Der Arbeitgeber muss bei
der jeweiligen Krankenkasse der Mitarbeiterin
das Lohnausgleichsverfahren beantragen. Die
Zahndrztekammern halten in der Regel Infor-
mationsbldtter und entsprechende Vordrucke
bereit, welche die Meldung bei der Aufsichts-
behorde und die Beantragung der Ausgleichs-
kasse (U2) erleichtern.

Eine Frau, die Mitglied einer gesetzlichen
Krankenkasse ist, erhalt fir die Zeit der
Schutzfristen vor und nach der Entbindung
sowie flir den Entbindungstag Mutterschafts-
geld nach den Vorschriften des SGB V. Eine
Frau, die nicht Mitglied einer gesetzlichen
Krankenkasse ist, erhalt fir die Zeit der
Schutzfristen vor und nach der Entbindung
sowie flir den Entbindungstag Mutterschafts-
geld zu Lasten des Bundes in entsprechender
Anwendung der Vorschriften des SGB V tiber
das Mutterschaftsgeld.

Wahrend der Ausfallzeiten wegen eines
Beschaftigungsverbots bzw. wahrend der
Mutterschutzfristen entstehen Urlaubsansprii-
che. Hat eine Frau ihren Urlaub vor Beginn
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eines Beschaftigungsverbots nicht oder nicht
vollstandig erhalten, kann sie nach dem Ende
des Beschaftigungsverbots den Resturlaub
im laufenden oder im ndchsten Urlaubsjahr
beanspruchen.

Durch die Gewadhrung der Freistellung fiir die
Zeit, die zur Durchfiihrung der Untersuchun-
gen im Rahmen der Leistungen der gesetz-
lichen Krankenversicherung bei Schwanger-
schaft und Mutterschaft erforderlich sind, darf
bei der schwangeren oder stillenden Frau kein
Entgeltausfall eintreten. Freistellungszeiten
sind weder vor- noch nachzuarbeiten.

Seit dem 11. April 2017 kdnnen auch selbst-
stdndige Zahnarztinnen, die Uber eine private
Krankentagegeldversicherung verfiigen, Kran-
kentagegeld als Ersatz fur ihren Verdienstaus-
fall wéhrend der gesetzlichen Mutterschutz-
fristen erhalten.

Wahrend ihrer Schwangerschaft ist eine
Kiindigung gegeniber einer Frau unzulassig.
Ebenfalls unzuldssig ist die Kiindigung bis zum
Ablauf von vier Monaten nach einer Fehlge-
burt nach der zwdlften Schwangerschaftswo-
che und bis zum Ende ihrer Schutzfrist nach
der Entbindung, mindestens jedoch bis zum
Ablauf von vier Monaten nach der Entbin-

dung. Dies gilt dann, wenn dem Arbeitgeber
zum Zeitpunkt der Kiindigung die Schwan-
gerschaft, die Fehlgeburt nach der zwélften
Schwangerschaftswoche oder die Entbindung
bekannt ist oder wenn sie ihm innerhalb von
zwei Wochen nach Zugang der Kiindigung
mitgeteilt wird. Das Uberschreiten dieser Frist
ist unschadlich, wenn die Uberschreitung auf
einem von der Frau nicht zu vertretenden
Grund beruht und die Mitteilung unverziglich
nachgeholt wird.

Selbststdndige und angestellte Zahnarztinnen
sind grundsatzlich nicht verpflichtet, eine
Schwangerschaft dem Versorgungswerk an-
zuzeigen. Allerdings sollten Mitglieder ihrem
Versorgungswerk den Tag des Beginns des
Mutterschutzes mitteilen, damit insbesondere
bei Selbststdndigen lber die Mdglichkeiten
einer Freistellung entschieden werden kann
oder freiwillige Beitrdge entrichtet werden
kénnen.

In Betrieben, in denen regelmaBig mehr
als drei Frauen beschaftigt werden, ist das
MuSchG zur Einsichtnahme auszulegen.
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Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz

Anspruch auf Elterngeld haben Mitter und
Vater, die ihre Kinder in Deutschland im eige-
nen Haushalt selbst betreuen und weniger als
30 Stunden in der Woche arbeiten. Das gilt fir
Angestellte, Beamte, Selbststdndige, Erwerbs-
lose sowie Studenten und Auszubildende.
Elterngeld gibt es in drei Varianten: Basisel-
terngeld, ElterngeldPlus sowie Partnerschafts-
bonus. Diese Varianten kdnnen miteinander
kombiniert werden. In der Hohe orientiert sich
das Basiselterngeld am laufenden durch-
schnittlich monatlich verfligbaren Erwerbsein-
kommen, welches der betreuende Elternteil im
Jahr vor der Geburt erzielt hat. Als Basisel-
terngeld erhalt man normalerweise 659% des
Netto-Einkommens, welches vor der Geburt
verdient wurde und das nach der Geburt weg-
fallt. Der Elterngeldrechner des Bundesminis-
teriums flr Familie, Senioren, Frauen und
Jugend https://familienportal.de/familien-
portal/rechner-antraege/elterngeldrechner
ermittelt den persénlichen Anspruch auf
Elterngeld fur nicht erwerbstatige Elternteile,
Arbeiter und Angestellte, Beamte und Selbst-
standige in den drei angebotenen Varianten
Basiselterngeld, ElterngeldPlus sowie Partner-
schaftsbonus.

Die zusténdigen Elterngeldstellen und weitere
Informationen finden sich unter:

https://familienportal.de/familienportal/
rechner-antraege/elterngeldrechner

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz
(AGG), auch Antidiskriminierungsgesetz ge-
nannt, verfolgt das Ziel, Benachteiligungen
aus Griinden der Rasse oder wegen der ethni-
schen Herkunft, des Geschlechts, der Religion
oder Weltanschauung, einer Behinderung,
des Alters oder der sexuellen Identitat zu
verhindern oder zu beseitigen. Das Gesetz gilt
flr neue und bereits bestehende Arbeitsver-
haltnisse und muss auch bei Beférderungen
beriicksichtigt werden. In den Schutzbereich
des Gesetzes fallen alle Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, Auszubildende, arbeitneh-
merdhnliche Personen und Heimarbeiterinnen
und Heimarbeiter sowie Bewerberinnen und
Bewerber, die ein Beschaftigungsverhaltnis
suchen, als auch Personen, deren Beschafti-
gungsverhaltnis beendet wird. Insbesondere
bei der Stellenausschreibung ist das AGG zu
beachten. Das AGG verpflichtet den Arbeit-
geber somit nicht nur, aktive Diskriminierung
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gegenuber Arbeitnehmern zu unterlassen,
sondern der Arbeitgeber muss darliber hinaus
praventive MaBnahmen ergreifen, um die
Gefahr fiir die Entstehung von Diskriminie-
rungen zu minimieren. Nach § 12 Abs. 5 AGG
muss der Arbeitgeber den Text des AGG sowie
eine Kopie von § 61 b ArbGG (Arbeitsgerichts-
gesetz) im Betrieb bekannt machen. Mit dieser
Bekanntmachung sind den Beschaftigten auch
die fur die Behandlung von Beschwerden ge-
miB § 13 Abs. 1 AGG zusténdigen Stellen im
Betrieb mitzuteilen.

4.2 Besonderheiten bei ausgewdhlten
Arbeitnehmergruppen

Auszubildende zur ZFA

Die duale Berufsausbildung zu Zahnme-
dizinischen Fachangestellten (ZFA) erfolgt
zum einen in den Praxen niedergelassener
Zahnérztinnen und Zahnéarzte (aber auch in
Kliniken fir Zahn-, Mund und Kieferkrankhei-
ten) und zum anderen in der kaufmannischen
Berufsschule. Grundlage fiir die betriebliche
Ausbildung ist die bundeseinheitliche ZFA-
Ausbildungsverordnung. Die Ausbildung in der
Berufsschule unterliegt den Schulaufsichts-
behdrden der Bundeslander.

Als Zahnarztin und Zahnarzt diirfen Sie aus-
bilden, ohne eine Ausbildereignungspriifung
abgelegt zu haben.

Jugendliche mUssen vor Beginn ihrer Aus-
bildung dem zukiinftigen Arbeitgeber/Aus-
bilder eine Bescheinigung tber eine drztliche
Erstuntersuchung vorlegen, die nicht langer
als 14 Monate zurtickliegen darf. Jeder Auszu-
bildende muss darlber hinaus vor Aufnahme
einer Tatigkeit mit Infektionsgefahrdung eine
Bescheinigung lber die arbeitsmedizinische
Vorsorge nach Biostoffverordnung (BioStoffV)
und nach der Verordnung zur arbeitsmedi-
zinischen Vorsorge (ArbMed\W) von einem
Arzt flr Arbeitsmedizin bzw. Betriebsmedizin
vorlegen.

Das Ausbildungsverhdltnis muss der regiona-
len Zahndrztekammer angezeigt werden, die
auch entsprechende Musterausbildungsver-
trage zur Verfligung stellt und bei allen Fragen
rund um die Ausbildung ihre Unterstiitzung
anbietet. Die meisten Kammern veréffent-
lichen Empfehlungen zu den Vergiitungen der
Auszubildenden und passen diese regelmaBig
an die wirtschaftliche Gesamtentwicklung an.
Zudem hat der Gesetzgeber ab 2020 eine
Mindestausbildungsverglitung festgelegt. Laut
Gesetzesbeschluss betrdgt die Mindestver-
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glitung danach im ersten Ausbildungsjahr mo-
natlich 515 Euro. 2021 erhéht sie sich auf 550
Euro, 2022 auf 585 Euro und im Jahr 2023 auf
620 Euro. Im weiteren Verlauf der Ausbildung
soll die Mindestverglitung steigen: um 18%
im zweiten Jahr, um 359% im dritten und um
409 im vierten Ausbildungsjahr.

Auszubildende bleiben bis zur Abschlussprii-
fung Auszubildende und keine Arbeitskrafte.
Generell ist zu beachten, dass es sich bei
abgeschlossenen Ausbildungsvertragen also
nicht um Arbeitsverhéaltnisse handelt, die nach
den allgemeinen arbeitsrechtlichen Regeln
kiindbar sind.

Angestellte nichtzahnarztliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (ZFA)

Die Grundlage eines Arbeitsverhaltnisses
zwischen Zahnéarztin oder Zahnarzt und
Zahnmedizinischen Fachangestellten (ZFA) ist
der Arbeitsvertrag. Im zahnarztlichen Bereich
existieren Vergitungs- und Mantel-Tarifver-
trage, die zwischen dem Verband medizini-
scher Fachberufe (VmF) als Gewerkschaft und
der Arbeitsgemeinschaft zur Regelung der
Arbeitsbedingungen der Zahnmedizinischen
Fachangestellten/ Zahnarzthelferinnen als

Arbeitgeberverbund - als nicht verpflichtende
Verglitungsempfehlung - vereinbart werden.
Mitglied der Arbeitsgemeinschaft sind derzeit
vier Zahnarztekammern: Saarland, Hamburg,
Hessen und Westfalen-Lippe. Alle Zahnéarztin-
nen und Zahnarzte haben die Mdglichkeit, in
den Anstellungsvertrdgen mit ihren Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern auf die Tarifvertrage
Bezug zu nehmen, d. h. diese in den Anstel-
lungsvertragen fiir anwendbar zu erklaren.
Nur dann wiirden die Tarifvertrage auch fir
diese einzelnen Arbeitsverhéltnisse gelten.
Keine Zahnarztpraxis ist jedoch verpflichtet,
derartige Regelungen in den Arbeitsvertrdgen
zu vereinbaren. Sie sind aber eine wichtige
Orientierung fir beide Vertragsparteien.

Ein wichtiger haftungsrechtlicher und forensi-
scher Aspekt der taglichen Arbeit in der Zahn-
arztpraxis ist die Frage nach der Delegation
bestimmter Leistungen (siehe hierzu weiter im
Abschnitt Delegationsrahmen fiir Zahnme-
dizinische Fachangestellte).

Angestellte zahnérztliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Die in freier Praxis niedergelassenen Zahn-
arztinnen und Zahnarzte miissen die Praxis
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auch dann personlich leiten, wenn sie eine
Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter im
Anstellungsverhaltnis (zum Beispiel eine
Vorbereitungs- oder Entlastungsassistenz) be-
schaftigen. Diese Beschaftigung muss der re-
gionalen Zahnarztekammer sowie, im Rahmen
einer vertragszahnarztlichen Versorgung, der
zustdndigen Kassenzahndrztlichen Vereinigung
(K2V) angezeigt und von der KZV genehmigt
werden. Eine Zahnarztin oder ein Zahnarzt im
Anstellungsverhaltnis ist weisungsgebunden.
Angestellte zahndrztliche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in der Vorbereitungsassis-
tenzzeit sind keine Praxisvertreter, die die
Praxisfiihrung tibernehmen dirfen, wenn die
Inhaberin oder Inhaber nicht anwesend ist.

Schwangere

Fir Schwangere und stillende Mutter gibt es
besondere Schutzvorschriften, die im Mutter-
schutzgesetz (MuSchG) verankert sind (siehe
hierzu ausflhrliche Erlduterungen im Ab-
schnitt Mutterschutzgesetz). Danach darf
Schwangeren nicht ordentlich gekiindigt
werden. Nach der Gefdhrdungsanalyse gelten
besondere Vorschriften bzgl. des ,Wie" und
.Wo" der Arbeitsbedingungen der Schwange-
ren. Darlber hinaus sind Beschaftigungsver-

bote sowie Anfang und Ende von Schutzzeiten
geregelt. Die regionalen Zahnadrztekammern
halten in der Regel Informationsblatter bereit,
welche die zu beachtenden Aspekte bei der
Beschaftigung von Schwangeren zusammen-
fassen.

Geringfiigige Beschaftigungsverhiltnisse -
Konsequenzen fiir den Arbeitgeber

Alle geringfiigigen Beschaftigungsverhaltnisse
werden zentral der Bundesknappschaft (Mini-
job-Zentrale) gemeldet (An- und Abmeldun-
gen unverziglich durch den Arbeitgeber). Seit
dem 1. April 2003 sind Minijobs nicht mehr
steuerfrei. Es besteht aber die Mdglichkeit der
pauschalen Versteuerung. Der Arbeitgeber

hat die Pauschalbeitrdge zur Kranken- und
Rentenversicherung sowie die einheitliche
Pauschalsteuer zu zahlen. Die Pauschalsteuer
kann der Arbeitgeber auf den Arbeitnehmer
umlagern. Die pauschalen Abgaben sind in
einem zentralen Einzugsverfahren an die
Bundesknappschaft, Verwaltungsstelle Essen,
abzufiihren. Der zeitliche Umfang des Minijobs
ist nicht auf eine bestimmte Anzahl an Stun-
den beschrankt. Auch Minijobbern missen
ebenso wie Vollzeitbeschaftigten eventuell
bestehende Anspriiche auf Urlaubs- und
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Weihnachtsgeld gewadhrt werden. Das Gehalt
darf jedoch 450 Euro, einschlieBlich eventuell
ausbezahlter Weihnachtsgelder, Urlaubs-
gelder etc., pro Monat auf das gesamte Jahr
gesehen nicht Uberschreiten. Andernfalls tritt
die Versicherungspflicht ein. Mehrere Minijobs
nebeneinander sind nur insoweit moglich,

als dass sie nicht bei demselben Arbeitgeber
ausgeiibt werden. Ubersteigen die Minijobs
zusammen die Grenze von 450 Euro im Monat,
so sind in jedem Minijob Sozialabgaben zu
zahlen. Der Arbeitnehmer kann neben seiner
Haupttatigkeit mehrere Minijobs ausiben.

Der erste Minijob bleibt fiir den Arbeitnehmer
sozialabgabenfrei. Fiir die weiteren besteht
die Pflicht zur Zahlung der Sozialabgaben. Der
Arbeitnehmer ist verpflichtet, den Arbeitgeber
tiber seinen weiteren Minijob zu informieren.
Der Arbeitgeber sollte sich eine schriftliche Er-
klarung geben lassen, welche besagt, dass der
Arbeitnehmer nicht mehr als 450 Euro (kein
weiterer Minijob) verdient. Hat der Arbeit-
nehmer bezlglich seiner Angaben gelogen,
tritt die Pflicht zur Zahlung von Sozialabga-
ben erst dann ein, wenn die Minijobzentrale
dies festgestellt hat. Der Arbeitgeber hat die
Sozialabgaben jedoch riickwirkend nachzuzah-
len, wenn er vorsatzlich oder grob fahrldssig
versaumt hat, den Sachverhalt aufzuklaren,
oder die Anmeldung verspatet erfolgt. Eine

unverziigliche Anmeldung bei der Bundes-
knappschaft durch die Arbeitgeberin oder den
Arbeitgeber ist daher unabdingbar. Nahere
Angaben zum Meldeverfahren bzw. zur
Beitragsentrichtung finden Sie auf der Inter-
netseite der Bundesknappschaft unter
www.minijob-zentrale.de.

Mindestlohngesetz

Das Mindestlohngesetz sieht einen flachen-
deckenden Mindestlohn vor. Danach hat jede
Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer einen
Anspruch gegeniiber Arbeitgebenden auf
Zahlung eines Arbeitsentgelts in Hohe des
Mindestlohns. Personen i.S.d. JArbSchG ohne
abgeschlossene Berufsausbildung sowie die
zu ihrer Berufsausbildung sind vom Anwen-
dungsbereich des Gesetzes ausgenommen.
Praktikantinnen und Praktikanten sind unter
gewissen Voraussetzungen ebenfalls vom Min-
destlohn ausgenommen (vgl. § 22 MilLoG).

Das Mindestlohngesetz spricht nur von einem
auf die Arbeitsstunde gerechneten Mindest-
lohn. Ein monatlicher Mindestbruttolohn

wird folglich nicht erwédhnt. Ob der gezahlte
Monatslohn dem gesetzlichen Mindestlohn
entspricht, kann anhand folgender Formel ein-
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fach errechnet werden: Bruttomonatsgehalt
x 3 : 13 (Wochen) : vereinbarte Stundenzahl.
Vertraglich vereinbarte Uberstunden- bzw.
Mehrarbeitsregelungen sind dabei entspre-
chend zu beriicksichtigen. Der Mindestlohn
kann fortlaufend angepasst werden. Der
jeweils geltende Mindestlohn kann bei der
zustandigen (Landes-)Zahnérztekammer er-
fragt werden und ist auf der Internetseite des
Bundesministeriums furr Arbeit und Soziales
einsehbar.

Vereinbarungen, die den Anspruch auf
Mindestlohn unterschreiten, beschréanken
oder ausschlieBen, sind unwirksam. Auf den
Anspruch kann grundsétzlich weder verzichtet
werden, noch tritt Verwirkung ein. Hinsichtlich
des Mindestlohns sind also auch vertragliche
Verwirkungsklauseln, wie sie haufig in Arbeits-
vertrdgen anzutreffen sind, unwirksam. Auch
fur die Beziehung zwischen der Zahnarztin
oder dem Zahnarzt und dem Labor hat das
Mindestlohngesetz Auswirkungen. Die Zahn-
arztin oder der Zahnarzt, der ein Labor mit der
Erbringung von zahntechnischen Leistungen
beauftragt, haftet nach dem Gesetz u.U. fiir
die Verpflichtungen dieses Labors zur Zahlung
des Mindestlohns an dessen Arbeitnehmerin-
nen oder Arbeitnehmer. Es ist also anzuraten,
dass entsprechende Klauseln in Vertrage

zwischen Zahnérztin oder Zahnarzt und Labor
mitaufgenommen werden, die zusichern, dass
das Labor die Voraussetzungen des Mindest-
lohngesetzes erfiillt.

Betriebliche Altersvorsorge fiir das
Praxispersonal

Jeder gesetzlich rentenversicherte Arbeit-
nehmende hat seit dem 1. Januar 2002 einen
Rechtsanspruch auf Entgeltumwandlung in
Beitrdge zur betrieblichen Altersvorsorge.

Flr die Zahnarztpraxis bedeutet dies, dass

alle Praxisangestellten diese Moglichkeit der
Eigenvorsorge nutzen kénnen. Das Recht auf
Entgeltumwandlung hat jeder Arbeitnehmen-
de, doch die Entscheidung, wie diese betrieb-
liche Altersvorsorge organisiert wird, liegt bei
der Zahnarztin oder beim Zahnarzt als Arbeit-
geber. Um den Verwaltungsaufwand fir die
Zahnarztpraxis so gering wie moglich zu hal-
ten, haben die Tarifparteien (Arbeitsgemein-
schaft zur Regelung der Arbeitsbedingungen
der Arzthelferinnen/ Medizinischen Fachange-
stellten, Arbeitsgemeinschaft zur Regelung der
Arbeitsbedingungen der Zahnmedizinischen
Fachangestellten/ Zahnarzthelferinnen,
Verband medizinischer Fachberufe und

ver.di) entschieden, diesen Rechtsanspruch der
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Praxisangestellten Uber eine eigene Branchen-
I6sung flr die Gesundheitsberufe in Form
einer Pensionskasse umzusetzen. Der Vorteil
dieser Branchenldsung fiir die Zahnérztin und
den Zahnarzt ist vor allem in der einfachen
Handhabung der betrieblichen Altersvorsorge
zu sehen. Auch wurde darauf geachtet, dass
Arbeitgebenden keine zusatzlichen Kosten
aus der Gehaltsumwandlung erwachsen.
Allen Praxisangestellten kann die Entgeltum-
wandlung mit einem einheitlichen, standardi-
sierten Verfahren angeboten werden.

Weitere Informationen konnen unter
www.gesundheitsrente.de bei der Deutschen
Arzteversicherung angefordert werden.

4.3 Aufstiegsfortbildungen

Die Zahnmedizinische Prophylaxeassisten-
tin und der Zahnmedizinische Prophylaxe-
assistent (ZMP)

entlastet die Zahndrztin und den Zahnarzt
bei der zahnmedizinischen Vorsorge. Sie ist
beféhigt, die professionelle Zahnreinigung
mit allen zur Verfligung stehenden modernen
Apparaten und Hilfsmitteln unter Aufsicht
der Zahndrztin oder des Zahnarztes durchzu-
flhren.

Die Prophylaxe nimmt einen immer hdheren
Stellenwert in den Praxen ein und mit der
Fortbildung zur ZMP wird eine sachkundige
und qualifizierte Mitarbeiterin auf diesem
Gebiet ausgebildet. SchwerpunktmaBig

wird sie in der Gesundheitsvorsorge (Praven-
tion) und der Gesundheitserziehung und
-aufklarung eingesetzt. Die Aufstiegsfort-
bildung zur ZMP ist eine Fortbildung, die sich
lohnt.

Die Zahnmedizinische Verwaltungsassis-
tentin und der Zahnmedizinische Verwal-
tungsassistent (ZMV)

entlastet die Zahnarztin und den Zahnarzt
sachkundig und verantwortlich von allen Auf-
gabenstellungen im administrativen Bereich
wie z. B. Abrechnung, Terminplanung und
Schriftverkehr. Sie verfligt iber besondere
abrechnungstechnische, informationstechno-
logische, (arbeits-)rechtliche und betriebs-
wirtschaftlich-kaufméannische Kenntnisse
und nimmt so eine besondere Funktion in
der Praxis ein. Auch im Bereich des Quali-
tdtsmanagements besitzt sie weiterflihrende
Aufgaben.
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4. Die Zahnarztin und der Zahnarzt

als Arbeitgeber

Sebastian Ziller und Eike Makuth

Sie ist Ansprechpartnerin fir Patienten und
Mittlerin im Teamgeflige zwischen Praxis-
inhaber, Mitarbeiter und Auszubildende. Fir
den Ausbildungsbereich steht der Praxis mit
einer ZMV eine fortgebildete Fachkraft zur
Verfligung, Ausbildungsinhalte kdnnen zur
Unterweisung an sie tibertragen werden.

Die Zahnmedizinische Fachassistentin und
der Zahnmedizinische Fachassistent
(ZMF)

Zum Aufgabengebiet der Zahnmedizinischen
Fachassistentin gehdren die Patientenauf-
klarung hinsichtlich optimaler Mundhygiene,
mundgesunder Erndhrung, oraler Pravention
und Therapie. Unter Anweisung fiihrt sie auch
begleitende praventive MaBnahmen, wie die
professionelle Zahnreinigung, eigenstadndig
durch. Im Bereich der Praxisorganisation und
-verwaltung besitzt die Zahnmedizinische
Fachassistentin besondere Qualifikationen,
auBerdem ist sie mitverantwortlich fir die
Aus- und Fortbildung neu ins zahnarztliche
Praxisteam stoBender junger Kolleginnen und
Kollegen.

Inhalt

Die Dentalhygienikerin und der
Dentalhygieniker (DH)

Die hochste Ebene des stufenweisen Auf-
stiegsfortbildungssystems der Zahnérzte-
kammern bildet gegenwirtig die Qualifikation
zur Dentalhygienikerin. Nach internationalem
Vorbild ist ihr Aufgabengebiet in der Praxis
primar die umfassende orale Prophylaxe im
Rahmen der Vor- und Nachbehandlung paro-
dontaler Erkrankungen. Die intensive Beratung
und Motivation der Patienten zur héuslichen
Prophylaxe gehdren ebenso zu ihrem Ver-
antwortungsbereich wie die Assistenz bei allen
komplizierten Behandlungen im Zahn-, Mund-
und Kieferbereich.

Delegationsrahmen fiir
Zahnmedizinische Fachangestellte

Ein wichtiger haftungsrechtlicher und
forensischer Aspekt der taglichen Arbeit in

der Zahnarztpraxis ist die Frage nach der
Delegation bestimmter Leistungen. Der Grund-
satz der personlichen Leistungserbringung
beinhaltet das Recht der Zahnarztin oder des
Zahnarztes, Zahnmedizinische Fachange-
stellte, die unter stdndiger Aufsicht und unter

46 BZAK KZBV|Schritte in das zahnirztliche Berufsleben — ein Ratgeber fiir junge Zahnirztinnen und Zahnirzte| 2021



allgemeiner arbeitsrechtlicher und besonderer
zahnérztlicher Fachanweisung stehen, fir die
Leistungsassistenz heranzuziehen. Die gesetz-

lichen Delegationseréffnungen sind in § 1 Abs.

5 und 6 des Gesetzes Uber die Ausiibung der
Zahnheilkunde (ZHG) geregelt. Das bedeutet,
dass im Falle der Delegation von Leistungen
die umfassende personliche Begleitung durch
die Zahnarztin oder den Zahnarzt garantiert
sein muss. Die Bundeszahnarztekammer
(BZAK) hat fur die ZFA und die fortgebildeten
nichtzahnarztlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter deren Tatigkeitsspektrum im Sinne
eines Delegationsrahmens zusammengestellt
und so rechtskonforme Informationen und
Gestaltungskorridore der Delegation fir die
zahndrztliche Praxis formuliert. Voraussetzung

fur eine Delegation ist nach dem ZHG, dass die

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mindestens
tber eine abgeschlossene ZFA-Ausbildung im
Sinne des Berufsbildungsgesetzes verfligen.
Die Zahnérztin bzw. der Zahnarzt entscheidet
aus Haftungsgriinden bei moglichen Fehlern
der Assistenz am Ende dartiber, was an daflir
qualifizierte nichtzahnarztliche Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter delegiert wird. Der
Delegationsrahmen der BZAK dient der praxis-
nahen Orientierung, ersetzt aber nicht das
geltende Recht (ZHG).

Meister-BAfoG

Das Aufstiegsfortbildungsférderungsgesetz
(AFBG) legt fest, dass Aufstiegsfortbildungen
finanziell geférdert werden kdnnen. Weitere
Informationen finden Sie unter:
www.meister-bafoeg.info
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5. Gesetzliche Vorgaben des
zahnarztlichen Alltags

Jens Nagaba

Zahndrztinnen und Zahnarzte missen im
Rahmen der Berufsausiibung eine Vielzahl
gesetzlicher Vorschriften beachten. Diese
basieren in der Regel auf europdischen Vor-
gaben und sollen ein hohes Schutzniveau fiir
die Patienten, das zahndrztliche Fachpersonal
und auch fir die Zahnérztin und den Zahnarzt
selbst gewahrleisten. Eine strikte Trennung der
Schutzbereiche ist nicht méglich, da sich diese
ergdnzen bzw. ineinander tbergehen. Zum
besseren Verstandnis wurde im Folgenden
dennoch eine Unterteilung vorgenommen.

Die kurzen Erlduterungen der gesetzlichen
und untergesetzlichen Vorschriften sollen in
die Thematik einfiihren, kdnnen den gesamten
Umfang aber nicht abbilden. Weitergehende
Informationen und Unterstiitzung bei der Um-
setzung der erforderlichen MaBnahmen bieten
die (Landes-)Zahnarztekammern.

Infektionsschutz/Hygiene
Infektionsschutzgesetz

Der Infektionsschutz in der zahnarztlichen
Praxis wird insbesondere durch das gleich-
namige Infektionsschutzgesetz (IfSG) geregelt.
Zweck des Gesetzes ist es, libertragbaren
Krankheiten beim Menschen vorzubeugen,

Infektionen friihzeitig zu erkennen und ihre
Weiterverbreitung zu verhindern. Es regelt die
Mitwirkung und Zusammenarbeit von Behor-
den des Bundes, der Lander und der Kommu-
nen, Arzten, Tierdrzten, Zahnirzten, Kranken-
hausern, wissenschaftlichen Einrichtungen
sowie sonstigen Beteiligten. Durch das IfSG
wird dem Robert Koch-Institut (RKI) die Auf-
gabe Ubertragen, Richtlinien, Empfehlungen,
Merkblatter und sonstige Informationen zur
Erfillung der Ziele des Gesetzes zu erarbeiten.
Beim RKI sind nach dem IfSG Kommissionen
fur Krankenhaushygiene und Infektionspra-
vention (KRINKO) sowie fir Antiinfektiva,
Resistenz und Therapie (ART) einzurichten.
Die fiir Leiter von Gesundheitseinrichtungen,
d.h. auch Zahnarztpraxen, verpflichtende
Sicherstellung der Einhaltung des Standes der
medizinischen Wissenschaft wird vermutet,
wenn die entsprechenden Empfehlungen der
genannten Kommissionen beachtet worden
sind (Vermutungswirkung).

Zur Verhiitung Ubertragbarer Krankheiten
kann die zustandige Behdrde MaBnahmen
anordnen. Fur die Uberwachung derartiger
MaBnahmen sind die Mitarbeiter von Be-
hérden und dem Gesundheitsamt berechtigt,
Praxisraume zu betreten. Der Praxisinhaber ist
zur Zusammenarbeit verpflichtet.
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Die Bundeslander sind durch das IfSG ver-
pflichtet, Hygieneverordnungen zu erlassen.

Landeshygieneverordnungen

Die Landeshygieneverordnungen regeln

die jeweils erforderlichen MaBnahmen zur
Verhitung, Erkennung, Erfassung und Be-
kdmpfung von nosokomialen Infektionen und
Krankheitserregern mit Resistenzen. Dabei
kénnen ggf. Zahnarztpraxen zur Flihrung eines
Hygieneplans verpflichtet werden.

Medizinprodukterecht

Europédische Medizinprodukte-Verordnung
(EV) 2017/745 (MDR)

Als europdische Verordnung gilt dieses
Gesetzeswerk direkt in allen Mitgliedsstaaten
der EU. Zweck dieser Verordnung ist es, einen
reibungslos funktionierenden européaischen
Markt fir Medizinprodukte sicherzustellen
und durch die Festlegung hoher Standards flr
die Qualitat und Sicherheit von Medizinpro-
dukten fir den erforderlichen Schutz von Pa-
tientinnen und Patienten, Anwendenden und
Dritten zu sorgen. Medizinprodukt bezeichnet

ein Instrument, einen Apparat, ein Gerat,

eine Software, ein Implantat, ein Reagenz,
ein Material oder einen anderen Gegenstand,
das dem Hersteller zufolge flir Menschen
bestimmt ist und medizinische Zwecke erzielt.
Die Hauptwirkung des Produktes darf nicht
durch pharmakologische oder immunologi-
sche Mittel noch metabolisch erreicht werden.
Damit handelt es sich beim lberwiegenden
Teil zahnarztlicher Instrumente um Medizin-
produkte. Anders als Arzneimittel unterliegen
Medizinprodukte keiner zentralen Zulassung.
Die Hersteller miussen ihre Produkte einem
Konformitdtsbewertungsverfahren unter-
ziehen, welches von sog. benannten Stellen
geprift wird. Wurde dieser Prozess erfolgreich
bestanden, erhalten die Medizinprodukte ein
CE-Kennzeichen. Dies gilt nicht fuir Sonder-
anfertigungen wie z.B. Zahnersatz. Fiir diesen
muss die Zahntechnikerin oder der Zahntech-
niker die Konformitat mit der MDR bescheini-
gen (Konformitatsbescheinigung).

Medizinprodukterecht-Durchfiihrungs-
gesetz (MPDG)

Dieses Gesetz dient der technischen Anpas-
sung des deutschen Medizinprodukterechts an
die EU-Vorgaben.
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Medizinproduktebetreiberverordnung

Die Medizinproduktebetreiberverordnung
(MPBetreibV) regelt das Errichten, Betreiben
und Anwenden von Medizinprodukten. Nach
dieser Verordnung dirfen Medizinprodukte
nur nach den Vorschriften dieser Verordnung,
den allgemein anerkannten Regeln der
Technik, den Arbeitsschutz- und Unfall-
verhiitungsvorschriften, nur von Personen,
die eine entsprechende Ausbildung, Kenntnis
und Erfahrung besitzen, errichtet, betrieben,
angewendet und in Stand gehalten werden.
Die Zahnérztin oder der Zahnarzt sind sowohl
JAnwender" als auch ,Betreiber” von Medizin-
produkten im Sinne dieser Verordnung. GroBe
Bedeutung flir den zahnarztlichen Alltag be-
sitzt § 8 der MPBetreibV, der die Aufbereitung
von Medizinprodukten regelt. Eine ordnungs-
gemaBe Aufbereitung wird vermutet, wenn
die gemeinsame Empfehlung der KRINKO am
Robert Koch-Institut und des Bundesinstitutes
fur Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM)
zu den Anforderungen an die Hygiene bei der
Aufbereitung von Medizinprodukten beachtet
wird (Vermutungswirkung).

Medizinprodukte-Anwendermelde- und
Informationsverordnung

Die Medizinprodukte-Anwendermelde- und
Informationsverordnung (MPAMIV) regelt
die Verfahren zur Erfassung, Bewertung und
Abwehr von Risiken bei der Anwendung in
Betrieb befindlicher Medizinprodukte.
Zahnarztinnen und Zahnérzte, denen im Rah-
men der Anwendung von Medizinprodukten
Vorkommnisse bekannt werden, haben diese
der zustandigen Bundesoberbehdrde (BfArM)
zu melden. Das erforderliche Formular ist auf
der Homepage des BfArM verfiigbar. https://
www.bfarm.de/DE/Medizinprodukte/An-
traege-und-Meldungen/Vorkommnis-mel-
den/_node.html

Empfehlungen der Kommission fiir Kran-
kenhaushygiene und Infektionspravention
beim RKI

Durch die Empfehlungen der KRINKO werden
die gesetzlichen Bestimmungen konkreti-
siert. Diese Empfehlungen besitzen selbst
zwar keinen Gesetzes-/ Rechtsverordnungs-
charakter; bei der Auslegung von Gesetzen
werden sie aber regelmadBig herangezogen,
da sie den Stand der medizinischen Wissen-
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schaft beschreiben. Besondere Relevanz fir
die Zahnarztpraxis besitzen die gemeinsame
Empfehlung der KRINKO und des BfArM zu
den Anforderungen an die Aufbereitung

von Medizinprodukten und die Empfehlung
der KRINKO zur Infektionspravention in der
Zahnheilkunde, die die Anforderungen fiir das
Fachgebiet differenziert. Da die Letztere nicht
mehr aktualisiert wird, muss bei deren Anwen-
dung der aktuelle Stand von Wissenschaft und
Technik berticksichtigt werden (z. B. DAHZ-
Hygieneleitfaden). Weitere Publikationen der
KRINKO mit Bedeutung fiir die zahnarztliche
Praxis sind die Empfehlungen zur Handehygi-
ene, zu den Anforderungen an die Hygiene bei
der Reinigung und Desinfektion von Flachen,
zur Prévention postoperativer Wundinfek-
tionen sowie zu den Anforderungen an die
Hygiene bei der medizinischen Versorgung von
immunsupprimierten Patienten. Einzusehen
sind die Empfehlungen auf der Homepage des
RKI (www.rki.de).

Arbeitsschutz

Sorgfaltspflichten gegeniiber dem
Personal

Die Sorgfaltspflichten der Zahnérztinnen und

Zahndrzte gegeniber ihren Angestellten ba-
sieren auf dem geschlossenen Arbeitsvertrag
und auf den im Kapitel ,Die Zahnérztin und
der Zahnarzt als Arbeitgeber" beschriebenen
gesetzlichen Grundlagen. Angestellte miissen
durch Arbeitgebende Uber die gesetzliche
Unfallversicherung versichert werden. Selbst-
standige kdnnen sich freiwillig versichern. Der
zustandige Versicherungstrager fir Zahn-
arztpraxen ist die Berufsgenossenschaft fiir
Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege
(BGW). Dieser muss eine Praxiseréffnung oder
-lbernahme angezeigt werden.

Biostoffverordnung

Laut Arbeitsschutzgesetz miissen Arbeitge-
bende die Sicherheit und den Gesundheits-
schutz ihrer Mitarbeiter gewahrleisten. Fiir
Tatigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen
werden die dazu notwendigen MaBnahmen
durch die Verordnung ber Sicherheit und
Gesundheitsschutz bei Tatigkeiten mit Bio-
logischen Arbeitsstoffen (Biostoffverordnung
- BioStoffV) geregelt. Entsprechend dem von
ihnen ausgehenden Infektionsrisiko werden
Biostoffe danach in vier unterschiedliche
Risikogruppen (1 = geringes Risiko, 4 = sehr
hohes Risiko) eingestuft. Auf Grundlage einer
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Gefdhrdungsbeurteilung hat der Arbeitgeber
eine Risikoeinstufung der auftretenden Bio-
stoffe vorzunehmen und den Tatigkeiten eine
Schutzstufe zuzuweisen. In der Regel handelt
es sich bei den Tatigkeiten in der Zahnarzt-
praxis und im zahntechnischen Labor um sog.
nicht gezielte Tatigkeiten mit biologischen
Arbeitsstoffen, bei denen Krankheitserreger
der Risikogruppe 2 auftreten kénnen und
demzufolge der Schutzstufe 2 zugeordnet
werden. Weiterhin werden in der Verordnung
u. a. Aussagen zu SchutzmaBnahmen, zur
arbeitsmedizinischen Vorsorge und den Doku-
mentations- und Meldepflichten getroffen.

Technische Regel ,Biologische Arbeits-
stoffe im Gesundheitswesen und in der
Wohlfahrtspflege" (TRBA 250)

Die TRBA 250 konkretisiert die Anforderungen
der Biostoffverordnung flr Beschaftigte im
Gesundheitswesen und der Wohlfahrtspflege.
Es werden infektionsgefahrdende Tatigkeiten
benannt, spezifische SchutzmaBnahmen
beschrieben und Hinweise fiir die Gestaltung

von Hygienepldnen und Meldebdgen gegeben.

Auch die Bestimmungen der TRBA 250 sind
fiir Zahndrztinnen und Zahnéarzte bindend.
Checklisten und Vorlagen flir Gefahrdungs-

beurteilungen und Arbeitsanweisungen sind
tber die (Landes-)Zahnarztekammern und die
Berufsgenossenschaft fiir Gesundheitsdienst
und Wohlfahrtspflege (BGW) erhiltlich.

Gefahrstoffverordnung

Die Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) dient
dem Schutz von Menschen und Umwelt vor
stofflichen Gefahren. Gefahrstoffe miissen
nach dieser Verordnung gekennzeichnet sein.
In der Regel kommen in Zahnarztpraxen
Gefahrstoffe nur in geringen Mengen zur An-
wendung. Dennoch missen fiir Tatigkeiten,
bei denen diese zum Einsatz kommen, eine
Gefdhrdungsbeurteilung durchgefiihrt,
schriftliche Betriebsanweisungen erstellt sowie
ein Gefahrstoffverzeichnis angelegt werden.
Die Technische Regel fiir Gefahrstoffe TRGS
400 bietet weitergehende Informationen zu
diesem Thema.

Berufsstandische Umsetzungshilfe

Auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmun-
gen zum Infektions- und Arbeitsschutz ist der
Inhaber einer Zahnarztpraxis verpflichtet, fir
die einzelnen Arbeitsbereiche und Tatigkeiten
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Verhaltensregeln und MaBnahmen schriftlich
festzulegen. Die Bundeszahnarztekammer
(BZAK) gibt seit vielen Jahren zusammen mit
dem Deutschen Arbeitskreis fir Hygiene in
der Zahnarztpraxis (DAHZ) einen Muster-
hygieneplan heraus. Dieser wird regelmaBig
in Anpassung an die gesetzlichen Vorgaben
aktualisiert und ist online bei der BZAK und
dem DAHZ abrufbar. Der Rahmenhygieneplan
muss auf die individuellen Praxisgegebenhei-
ten Ubertragen und in einen praxisspezifischen
Hygieneplan umgesetzt werden. Dabei muss
das jeweilige Behandlungsspektrum der Praxis
beriicksichtigt werden. Die nicht in der Praxis
eingesetzten Aufbereitungsverfahren sind zu
streichen. Der Hygieneplan ist bei Bedarf zu
aktualisieren. Die Beschéftigten sind anhand
des Hygieneplans zu unterweisen. Diese
Unterweisungen sind bei Bedarf, mindestens
aber jahrlich zu wiederholen und zu dokumen-
tieren.

Wichtige Erlduterungen zu den im Muster-
hygieneplan naturgemaB sehr allgemein
gehaltenen Regeln finden sich im vom DAHZ
herausgegebenen Hygieneleitfaden.

https://www.bzaek.de/berufsausuebung/
hygiene/hygieneplan-und-leitfaden.html

Betriebsdrztliche und
sicherheitstechnische Vorsorge

Nach dem Gesetz liber Betriebsarzte, Sicher-
heitsingenieure und andere Fachkrifte fiir
Arbeitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz
- ASiG) hat der Arbeitgeber Betriebsarzte und
Fachkrafte fr Arbeitssicherheit zu bestellen.
Den Arbeitnehmern einer Zahnarztpraxis
muss, vor Aufnahme ihrer Tatigkeit, als auch
regelmaBig wahrend dieser, eine arbeitsme-
dizinische Vorsorge gewahrt werden. Die Vor-
sorge beinhaltet Beratung mit Anamnese und
gegebenenfalls eine kdrperliche und klinische
Untersuchung der Angestellten. Der Betriebs-
arzt spricht Empfehlungen z.B. zur Immuni-
sierung gegen Hepatitis B aus. Die Kosten flr
die arbeitsmedizinische Vorsorge und fir eine
gegebenenfalls notwendige Immunisierung
muss die Praxisinhaberinnen oder Praxisin-
haber tragen. Die Fachkraft flr Arbeitssicher-
heit berdt und unterstlitzt die Praxisinhaber

in allen Fragen der Arbeitssicherheit und der
Unfallverhltung. Dazu gehdren auch die
sicherheitstechnischen Uberpriifungen von
Anlagen und Geréaten. Die Intervalle und Dauer
der Betreuung regelt die Vorschrift 1 der
Deutschen gesetzlichen Unfallversicherung
(DGUV) ,.Grundsétze der Pravention". Fur
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die betriebsdrztliche und sicherheitstechnische
Betreuung existieren mehrere Modelle. Infor-
mationen dazu geben die (Landes-)Zahnarzte-
kammern.

Arzneimittelrecht

Das Gesetz iiber den Verkehr mit Arznei-
mitteln (Arzneimittelgesetz - AMG) trifft
Regelungen flr die Sicherheit im Verkehr mit
Arzneimitteln, insbesondere fiir die Quali-
tat, Wirksamkeit und Unbedenklichkeit der
Arzneimittel. Es enthalt Bestimmungen zur
Herstellung und Zulassung von Arzneimitteln,
erlangt flr Zahndrztinnen und Zahnarzte
vor allem durch die Aussagen zur Apothe-
ken- und Verschreibungspflicht Bedeutung.
Diese werden in der Verordnung liber die
Verschreibungspflicht von Arzneimitteln
(Arzneimittelverschreibungsverordnung -
AMWV) konkretisiert.

Baurecht

Die Ausiibung der Zahnheilkunde erfordert
entsprechenden Gewerberaum. Handelt es
sich nicht um die Ubernahme einer bestehen-
den Zahnarztpraxis, ist laut Bestimmungen

der Landesbauordnungen eine Nutzungsge-
nehmigung einzuholen bzw. eine Nutzungs-
anderung (Umwidmung von Gewerbe- oder
Wohnflichen) zu beantragen. Vor Abschluss
eines Miet- oder Kaufvertrages sollte deshalb
bei der zustandigen Bauordnungsbehorde ge-
prift werden, ob diese Genehmigungen erteilt
werden konnen.

Mit der Planung eines genehmigungspflich-
tigen Bauvorhabens ist eine bauvorlagebe-
rechtigte Person (Architekt, Bauingenieur) zu
beauftragen. Die Bauplanung muss im Falle
einer Zahnarztpraxis in Ubereinstimmung mit
dem aus zahlreichen anderen Fachgebieten
stammenden Recht (z.B. Arbeitsstittenrecht,
Strahlenschutz- und Hygienevorschriften,
Umweltrecht, Gefahrstoffrecht) stehen.
Informationen zu spezialisierten Architek-
tinnen und Architekten oder Bauplanerinnen
und Bauplanern bieten z.B. Dentaldepots, die
Architekten- und die Baukammer.

Abwasser- und Abfallrecht

Nach Anhang 50 der Abwasserverordnung

ist die Amalgamfracht aus zahnarztlichen
Behandlungseinheiten durch den Betrieb von
Amalgamabscheidern mit einem Wirkungsgrad
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von mindestens 95% zu verringern. Diese
missen gemaB der Bauartzulassung des
Deutschen Instituts fiir Bautechnik (DIBt)
regelmdBig gewartet und vor der Inbetrieb-
nahme und in Abstanden von nicht mehr als
funf Jahren durch einen Sachverstandigen
Uberprift werden. Die Einleitung von derartig
vorbehandeltem Abwasser in das &ffentliche
Abwassernetz bedarf gemaB Indirekteinlei-
terverordnung einer Genehmigung der zu-
standigen Behorde bzw. der Anzeige bei dieser.

Wahrend der tberwiegende Teil von Abfallen
aus Zahnarztpraxen (ber den normalen Haus-
mill entsorgt werden kann, miissen geféhr-
liche und besonders tberwachungsbediirftige
Abfalle gemaB Kreislaufwirtschaftsgesetz
(KrWG) wie Entwicklerldsungen oder queck-
silberhaltige Abfélle (auch extrahierte Zahne
mit Amalgamfllungen) gesondert z.B. durch
einen Entsorgungsfachbetrieb entsorgt wer-
den. Die Nachweise sind aufzubewahren.

Da die Abwasser- und Abfallbehandlung in
Deutschland kommunal geregelt sind, miissen
ggf. zusatzliche Bestimmungen durch den
Praxisinhaber beachtet werden.

Strahlenschutz

Das Strahlenschutzgesetz (StrSchG) und die
Strahlenschutzverordnung (StrSchV) treffen
umfangreiche Regelungen zum Betrieb von
Réntgeneinrichtungen. Vor der Neuinbetrieb-
nahme einer Rdntgenanlage muss der Her-
steller oder Lieferant eine Abnahmepriifung
durchfiihren. Dabei werden auch die Referenz-
werte fir die Konstanzpriifungen ermittelt.
Der Betrieb einer nach den Vorschriften des
Medizinproduktegesetzes erstmalig in Verkehr
gebrachten Réntgeneinrichtung muss der
zustandigen Behdrde spatestens vier Wochen
vor der Inbetriebnahme angezeigt werden.

Die Anzeige muss pro Strahlenschutzver-
antwortlichen erfolgen und den Nachweis der
Fachkunde im Strahlenschutz, den Priifbericht
eines Sachverstandigen sowie die Konfor-
mitatserklarung gemal der europaischen
Medizinprodukte-Verordnung enthalten. Eine
Sachverstdndigenpriifung und Unterrichtung
der Behorde ist auch nach einem Betreiber-
wechsel (Praxistibernahme) erforderlich. Der
Betrieb einer Réntgeneinrichtung ist der
zahnarztlichen Stelle unverzlglich mitzu-
teilen. Diese flhrt im Auftrag der Behdrde
regelmaBig Prifungen von Aufnahmen und
Aufzeichnungen zur Qualitdtssicherung durch.
Grundvoraussetzung flr den Betrieb einer
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5. Gesetzliche Vorgaben des
zahnarztlichen Alltags

Jens Nagaba

Réntgeneinrichtung ist der Nachweis der
Fachkunde im Strahlenschutz. Die Fachkunde
muss mindestens alle finf Jahre aktualisiert
werden. Das Strahlenschutzgesetz und die
Strahlenschutzverordnung werden durch
verschiedene Richtlinien konkretisiert und
erganzt.

Zusammenfassung

Die Inhaberin oder der Inhaber einer Zahnarzt-
praxis sind neben der eigentlichen Tatigkeit
den genannten Vorschriften gemaB in einer
Person gleichzeitig Arbeitgebende, Leitende
einer Gesundheitseinrichtung, Betreibende von
Medizinprodukten, Strahlenschutzverantwort-
liche und ggf. Bauherren. Viele der sich daraus
ergebenden Aufgaben lassen sich delegieren.
Die Verantwortung dafiir jedoch nicht. Die

Beachtung der Vorschriften sollte deshalb
nicht nur im Interesse der Patientinnen und
Patienten und der Angestellten, sondern auch
im Eigeninteresse der Zahnarztin oder des
Zahnarztes erfolgen. Die Einhaltung dieser
Vorschriften kann durch die zustandigen Be-
hérden Gberwacht werden (Praxisbegehung).
Zahndrztinnen und Zahnarzte sind in jedem
Falle zur Mitarbeit verpflichtet. Fiir Regelver-
st6Be drohen Sanktionen. Es ist daher unum-
ganglich, sich im Rahmen der Ausiibung des
Berufes ,Zahnarzt" auch mit blirokratischen
Vorgaben auseinander zu setzten. Die Bundes-
zahnirztekammer und die (Landes-)Zahnérz-
tekammern setzen sich politisch dafiir ein, den
birokratischen Aufwand fir den Berufsstand
so gering wie moglich zu halten und bieten
ihren Mitgliedern vielfaltige Unterstiitzung
bei der praktischen Umsetzung gesetzlicher
Vorgaben.
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6. Wirtschaftliche Aspekte

der Praxisgrundung

Bettina Schlawe

Wer darliber nachdenkt, sich selbststandig zu
machen, muss viele Aspekte beriicksichtigen -
von der Entwicklung des Gesundheitsmarktes
im Allgemeinen Uber das finanzielle Risiko
einer Existenzgriindung bis hin zur Vereinbar-
keit von Beruf und Familie und der potenziel-
len Wirtschaftskraft der Praxis.

Der Gesundheitsmarkt —
Wachstumsmarkt mit Zukunft

Der Gesundheitsmarkt ist und bleibt ein
Wachstumsmarkt. Treiber sind u. a. der demo-
grafische Wandel, die Digitalisierung, der
medizinisch-technische Fortschritt und die
steigende Morbiditat der Versicherten. Aber
auch ein gesteigertes Gesundheitsbewusstsein
fuihrt dazu, dass Patienten mehr Leistungen in
Anspruch nehmen und verstarkt in Angebote
des sekundaren Gesundheitsmarktes investie-
ren. In der Zahnbehandlung sind Selbstzahler-
leistungen in groBen Teilen der Bevolkerung
vollkommen akzeptiert: Im Durchschnitt iber-
steigen die privat liquidierten Einnahmen der
Zahnirztinnen und Zahnéarzte die Einnahmen
aus der Gesetzlichen Krankenversicherung. Die
Nachfrage nach Selbstzahlerleistungen wird
weiter zunehmen. Zudem werden Mund-
gesundheit und Pravention immer wichtiger

und verstarkt auch als gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe angesehen. Dies spiegelt sich
u. a. in den gesetzlichen Vorhaben wider: Die
zahnmedizinische Versorgung von Menschen
in Pflegeheimen ist ausgebaut und gestarkt
worden.

Die Selbststandigkeit - Vorbehalte brem-
sen Existenzgriinderinnen und Existenz-
griinder

Trotz dieser positiven Rahmenbedingungen
macht der Trend zur Anstellung auch vor der
Zahnérzteschaft nicht halt: Die Zahl der in
Praxen und zahnmedizinischen Versorgungs-
zentren angestellten Zahnarztinnen und Zahn-
arzte hat sich von rund 5.000 im Jahr 2010 auf
13.800 Ende 2018 mehr als verdoppelt.

Woher kommt dieser Trend? Warum gehen
immer mehr junge Zahnarztinnen und Zahn-
arzte in die Anstellung? Antworten auf diese
Fragen gibt die Studie ,Chance Niederlassung",
die die Deutsche Apotheker- und Arztebank
(apoBank) unter mehr als 400 angestellten
und selbststandigen Heilberuflerinnen und
Heilberuflern (Medizin, Zahn- und Tiermedizin,
Pharmazie) durchgefihrt hat.
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Demnach sehen viele angestellte Heilberuf-
lerinnen und Heilberufler sehr wohl Vorteile
in der Selbststandigkeit - jedoch komme
diese fir die Befragten nur unter veranderten
Voraussetzungen in Betracht. Hierzu zéhlen
u.a. ein geringeres finanzielles Risiko (77 %)
und die bessere Vereinbarkeit von Beruf und
Familie (56%). Doch sind diese Hurden tat-
sachlich so hoch wie angenommen?

Das finanzielle Risiko — echtes Hindernis
oder grundloser Vorbehalt?

Wer eine Praxis Gbernimmt oder neu griindet,
sieht sich zunachst mit hohen Investitionen
konfrontiert. In der Regel mussen fiir den
Traum von der eigenen Praxis je nach Praxis-
form zwischen 300.000 und 500.000 Euro

in die Hand genommen werden. Doch hohe
Investitionen sind nicht gleichbedeutend mit
einem hohen Risiko. Entscheidend fiir den
Erfolg der eigenen Praxis sind vielmehr eine
gute Vorbereitung und Planung.

Entsprechend flihrt die apoBank bei jeder
Existenzgriindung eine umfassende Inves-
titions- und Kostenberatung (INKO) durch.
Hierbei wird geklart: Was ist moglich und was
ist notig, um den Erfordernissen einer Selbst-

standigkeit Rechnung zu tragen? Zu Beginn
werden dabei alle geplanten Investitionen und
Kosten aufgeschliisselt - von Personal- und
Materialkosten bis hin zu Raummieten und
privaten Ausgaben. Auf dieser Basis ermit-
teln Zahnérztin bzw. Zahnarzt und Beraterin
bzw. Berater schlieBlich gemeinsam, welcher
Mindestumsatz dauerhaft erzielt werden
muss, damit die eigene Praxis rentabel ist.
Méglicherweise muss in dieser Phase an der
ein oder anderen Stellschraube gedreht oder
eine Investition zurlickgestellt werden, damit
das Vorhaben wirtschaftlich auf gesunden
FlBen steht. Wenn der Plan aber erstellt und
betriebswirtschaftlich fundiert ist, ist das
wirtschaftliche Risiko tberschaubar.

Dass die Finanzierung eine weniger groB3e
Herausforderung ist als zundchst angenom-
men, bestdtigen auch die Studienergebnisse
der apoBank. So haben 310% der heute selbst-
standigen Heilberuflerinnen und Heilberufler
die Finanzierung der Praxis im Vorfeld der
Existenzgriindung als groBe Hurde gesehen;
im Nachhinein waren es deutlich weniger.
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6. Wirtschaftliche Aspekte

der Praxisgrundung

Bettina Schlawe

Hindernisse bei der Existenzgriindung

Unterschiedliche Wahrnehmung vor und nach Existenzgriindung

LWAls wie hinderlich haben Sie als Selbststandiger im Vorfeld die folgenden Punkte gesehen und als
wie hinderlich haben sie sich im Nachhinein herausgestellt?”

Auffinden der passenden Praxis/

Apotheke 2

Finanzierung der Praxis/ Apotheke 3

Mitarbeiterverantwortung
" Vorher ®Nachher

34

31

3

w
©

43
Grafik aus der Studie:
.Chance Niederlassung” der apoBank

Die Kooperation - gute Aussichten fiir die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie

Die Ergebnisse der Studie ,Chance Niederlas-
sung" zeigen zudem, dass auch softe Faktoren
wie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
oder die Arbeitszeitgestaltung in den Augen
der Angestellten gegen die Selbststandigkeit
sprechen. Und das, obwohl sich Beruf und
Familie auch in der Niederlassung miteinander
vereinbaren lassen. Der Schliissel kann eine

Kooperation oder eine Teilzulassung sein.
Problematisch ist jedoch, dass jeder Vierte
diese Optionen der Berufsausiibung nicht

im Detail kennt und sie damit auch bei der
Entscheidung nicht beriicksichtigt. Wer aber
Gber den Schritt in die Selbststandigkeit nach-
denkt, sollte gemeinsam mit Expertinnen oder
Experten diskutieren, welche Kooperationsmo-
delle bestehen und welches davon am besten
geeignet ist, um die persdnlichen Wiinsche
und Ziele zu realisieren.
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SchlieBlich kann die Selbststandigkeit Frei-
raume und Unabhidngigkeit schaffen, die sich
eine eigene Chefin oder ein eigener Chef nach
ihren bzw. seinen Bediirfnissen formt. Neben
der Chance, in einer Kooperation frei zu arbei-
ten, ist diese Form der Berufsausiibung auch
wirtschaftlich sinnvoll.

Die wirtschaftliche Situation -
positiv in die Zukunft

Trotz vielfacher Diskussion Uber schlechte
Honoraraussichten ist die wirtschaftliche

Situation der Niedergelassenen insgesamt
solide und deutlich attraktiver als die der

Angestellten.

Einnahmen-/Kostenstrukturanalyse Zahnzrzte 2018

KZV-Einnahmen
sonst. Einnahmen (inkl. PKV)

294.100 € 49 %
311.900 € 51 %

246.900 € 45 %
304.900 € 55 0

606.000 € 100 % 551.800 € 100 %

Personalkosten 164.300 € 27 % 157.500 € 28 %
Raumkosten 26.600 € 4% 20.900 € 4%
Fremdlabor (M+L) 97.200 € 16 % 73.900 € 13 %
Laborkosten | Material 35.600 € 6% 38.700 € 7 %
AfA 22.700 € 4 % 15.400 € 3%
Zinsen 6.900 € 1% 3.500 € 1%
Sonstige Kosten 69.600 € 12 % 58.900 € 11 %

Praxiskosten 422900 € 70 %
Uberschuss 183.100 € 30 %

Quelle: apoBank 2020

368.800 € 67 %
183.000 € 33 %
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6. Wirtschaftliche Aspekte

der Praxisgrundung

Bettina Schlawe

Hinzu kommt, dass Zahnéarztinnen und
Zahnirzte ihre Einkommenssituation aktiv ge-
stalten k6nnen. Schon die Niederlassungsform
entscheidet mit Uber spatere Verdienstmdg-
lichkeiten. So bieten beispielsweise Koopera-
tionen einen interessanten Hebel, um Kosten
zu senken und den Uberschussanteil der Praxis
zu steigern. Das zeigt sich, wenn man den
Uberschussanteil einer Einzelpraxis mit dem
einer Berufsaustibungsgemeinschaft (BAG)
mit zwei Inhabern vergleicht: Hier wird schnell
ersichtlich, dass der Uberschussje Inhaberin
bzw. Inhaber in einer Einzelpraxis und einer
2-er BAG annidhernd gleich ausfallt. Schaut
man sich die Zahlen genauer an, ist folgendes
erkennbar:
m Die Praxiseinnahmen in der BAG sind pro
Inhaberin bzw. Inhaber geringer
m die Arbeitszeit pro Inhaberin bzw. Inhaber
wird geringer sein
m die Kosten pro Inhaberin bzw. Inhaber sind
geringer

Dadurch kommt es zu einem hoheren Uber-
schussanteil.

Die Planung - Mit Konzept zum Erfolg

Die Fakten zeigen: Die Niederlassung in
eigener Praxis ist und bleibt wirtschaftlich
attraktiv. Vorausgesetzt, die Selbststandig-
keit wird optimal vorbereitet: angefangen bei
einer genauen Analyse der Investitionen und
fortlaufenden Kosten lber das Finanzierungs-
konzept bis hin zur Praxisstruktur. So werden
potenzielle Risiken von Beginn an eingegrenzt
und die Praxis kann ihr volles wirtschaftliches
Potenzial entfalten.

Chancen der Selbststandigkeit

90% der selbststandigen Heilberuflerinnen
und Heilberufler wiirden sich wieder fiir die
Selbststandigkeit entscheiden. Als ein groBes
Plus fir die Selbststandigkeit empfinden 90 %
der Niedergelassenen die Gestaltungsmaog-
lichkeiten in der Praxis, 83 % die Mdglichkeit
der Selbstverwirklichung und 72 % die eigene
Arbeitszeitgestaltung. Auch die Einkommens-
situation (66%), das Aufgabenspektrum (65 %)
und die Aussicht auf ein enges Verhaltnis zum
Patienten (64 %) beeinflussten die Entschei-
dung zugunsten der Selbststandigkeit.
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Auch angestellte Heilberuflerinnen und Heil-
berufler sehen Vorteile in der Selbststandig-
keit und untermauern die Einschatzung der
Selbststdndigen: Sie schreiben der Selbststdn-
digkeit mehr Gestaltungsmaglichkeiten und
Freiheitsgrade (79 %) zu. Auch die Einkom-
menssituation (66 %) sowie die Arbeitszeit-
gestaltung (45%) sprechen in ihren Augen fir
die Selbststandigkeit.

Inhalt
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7. Das Zahnarzt-Patienten-Verhaltnis

Frank Hanneken

Das Zahnarzt-Patientenverhaltnis ist durch
die medizinische Kompetenz der Zahnérztin
oder des Zahnarztes und das Vertrauen der
Patientinnen und Patienten stark geprégt. Ihm
liegt die Motivation auf Erzielung der best-
maglichen Behandlung gegen Zahlung einer
entsprechenden Vergiitung zugrunde. Zahn-
arztin bzw. Zahnarzt, Patientinnen und Patient
missen gemeinsam auf das Behandlungsziel
hinwirken. Diese (grob skizzierte) Ausgangs-
lage ist auf verschiedenen Rechtsebenen

(im Wesentlichen im Birgerlichen Gesetz-
buch (BGB), dem zahnirztlichen Berufsrecht
(Berufsordnung), dem Sozialrecht sowie dem
Strafrecht) teilweise fiir den juristischen Laien
sehr kompliziert normiert. Die folgende Dar-
stellung stellt eine Zusammenfassung der aus
Sicht des Autors fiir das Grundverstandnis des
Zahnarzt-Patientenverhaltnisses wichtigsten
Rechtsregeln dar'.

1. Behandlungsvertrag
Dem Zahnarzt-Patienten-Verhaltnis liegt im

Regelfall ein Behandlungsvertrag zugrunde.
Diesen schlieBt grundsatzlich derjenige, der

einem Patienten die zahnmedizinische Be-

handlung zusagt (,Behandelnder"), mit dem-

jenigen, der hierfir eine Vergltung zu zahlen
bereit ist (soweit nicht ein Dritter zur Zahlung
verpflichtet ist, z. B. die KZV).

Nur dort, wo der Behandlungserfolg tatsach-

lich zugesichert werden kann (z.B. bei der

Herstellung von Kronen oder Prothesen), kann

dieser das Ziel der Behandlung sein. An-

sonsten wird nicht der Erfolg der Behandlung

(,Heilung") geschuldet, sondern die Behand-

lung nach allgemein anerkannten fachlichen

Standards an sich.

Die wesentlichen Bestandteile des Behand-

lungsvertrages sind:

m Zahnmedizinische Behandlung nach den
zum Zeitpunkt der Behandlung bestehen-
den, allgemein anerkannten fachlichen
Standards gegen

m Gewdhrung der vereinbarten Vergltung.

Im Ubrigen ergeben sich fiir die Zahnérztin
und den Zahnarzt weitere Verpflichtungen,
auf die in den nachfolgenden Abschnitten im
Einzelnen weiter eingegangen wird:

m Aufkldrung des Patienten

" Der guten Ordnung halber wird hiermit klargestellt, dass im Rahmen dieser Broschiire eine vollstandige Rechtsinformation nicht
mdglich ist und in konkreten Einzelféllen stets Rechtsrat eingeholt werden sollte. Auch die Zahnarztekammern halten umfangreiches

Informationsmaterial fiir inre Mitglieder vor!
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m Informationspflichten

Dokumentation des Behandlungsablaufes

m arztliche Verschwiegenheit gegentiber
Dritten

2. Aufkldrung durch die Zahnarztin oder
den Zahnarzt und Einwilligung in die
Behandlung durch den Patienten

Aufklarung und Einwilligung hdangen mit-
einander zusammen. Die Aufklarung von
Patientinnen und Patienten ist die Grundlage
fur deren Einwilligung in die Behandlung.
Ohne wirksame Einwilligung lauft die Zahn-
drztin oder der Zahnarzt Gefahr, eine strafbare
Kérperverletzung zu begehen und zudem ihren
bzw. seinen Vergltungsanspruch zu verlieren.

Die Aufklarung hat deshalb iber simtliche
fur die Einwilligung des Patienten wesent-
lichen Umstdnde zu erfolgen. Dazu gehdren
insbesondere:

m Art, Umfang, Durchfiihrung der
Behandlung,

m zu erwartende Folgen und Risiken der
MaBnahme,

m Notwendigkeit, Dringlichkeit, Eignung
und Erfolgsaussichten im Hinblick auf die
Diagnose oder die Therapie,

m Hinweise auf Alternativen zur MaBnahme,
wenn mehrere medizinisch gleichermaBen
indizierte und tbliche Methoden zu
wesentlich unterschiedlichen Belastungen,
Risiken oder Heilungschancen fiihren
kénnen.

Die Aufklarung muss miindlich und durch eine
entsprechend fiir die MaBnahme qualifizierte
Person erfolgen; auf ergdnzende Unterlagen,
die dem Patient in Textform ausgehdndigt
werden, darf dabei Bezug genommen werden.
Damit der Patient in die MaBnahme ein-
willigen kann, muss die Aufkldarung fir ihn
verstandlich sein.

Zudem muss die Aufkldrung vor dem medizi-
nischen Eingriff und so rechtzeitig erfolgen,
dass der Patient seine Entscheidung Uber die
Einwilligung wohliiberlegt treffen kann.

Bei einwilligungsunfihigen Patienten (z.B.
Kleinkinder) ist die Einwilligung eines hier-
zu Berechtigten einzuholen (z.B. Eltern als
gesetzliche Vertreter).
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7.

Frank Hanneken

3. Informationspflichten

Die rechtzeitige Aufklarung des Patienten bzw.
der Patientin durch die Zahnarztin oder den
Zahnarzt entbindet beide nicht von der Ver-
pflichtung, Patientinnen und Patienten, sofern
erforderlich, vorab und im Verlaufe der Thera-
pie sdmtliche fir die Behandlung wesentlichen
Umstdnde zu erldutern.

Der Information der Patientin oder des
Patienten bedarf es nicht, soweit diese
ausnahmsweise aufgrund besonderer Um-
stande entbehrlich ist, insbesondere wenn
die Behandlung unaufschiebbar ist oder die
Patientin oder Patient auf die Information
ausdriicklich verzichtet hat.

Zu den wesentlichen Umsténden zihlen ins-
besondere:

m die Diagnose,

m die voraussichtliche gesundheitliche
Entwicklung,

m die Therapie und

m die zu und nach der Therapie zu
ergreifenden MaBnahmen,
sowie

m die Mitteilung tber die voraussichtlichen
Kosten der Behandlung in der jeweils

Das Zahnarzt-Patienten-Verhaltnis

vorgeschriebenen Form,

sofern der Behandelnde weiB, dass eine voll-
standige Ubernahme der Behandlungskosten
durch einen Dritten nicht gesichert ist oder
sich nach den Umsténden hierfiir hinreichen-
de Anhaltspunkte ergeben.

Das Gesetz geht sogar so weit, dass der
.Behandelnde” den Patienten

m auf Nachfrage oder

m zur Abwendung gesundheitlicher Gefahren
uber Umstande informieren muss, die die An-
nahme eines Behandlungsfehlers begriinden,
sofern sie dem Behandelnden erkennbar sind.
Diese Information darf in Straf- oder BuBgeld-
verfahren gegen den Behandelnden zu dessen
Schutze allerdings nicht gegen ihn verwendet
werden.

4. Dokumentation der Behandlung

Die Behandlung ist in Form einer (schriftlichen
oder elektronischen) Patientenakte in unmit-
telbarem zeitlichen Zusammenhang zu doku-
mentieren. In der Patientenakte sind sdmtliche
aus fachlicher Sicht flr die derzeitige und
kiinftige Behandlung wesentlichen MaBnah-
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men und deren Ergebnisse aufzuzeichnen,
insbesondere:

Anamnese

Diagnosen

Untersuchungen
Untersuchungsergebnisse
Befunde

Therapien und ihre Wirkungen
Eingriffe und ihre Wirkungen
Einwilligungen und Aufklarungen
Arztbriefe

Die Patientenakte ist gemaB § 630 f Abs. 3 BGB
flr die Dauer von zehn Jahren nach Abschluss
der Behandlung aufzubewahren, sofern nicht

nach anderen Vorschriften andere Aufbewah-

rungsfristen bestehen.

Patienten haben einen Anspruch auf Einsicht
in die vollstindige, sie betreffende Patienten-
akte. Sollen Kopien angefertigt und Gbersandt
werden, haben Patienten die Kosten hierfiir zu
tibernehmen. Dasselbe gilt, wenn elektronische
Abschriften von der Patientenakte verlangt
werden.

5. Streit iiber die korrekte Durchfiihrung
der Behandlung

Nicht selten kommt es zum Streit zwischen
Zahndrztin bzw. Zahnarzt und Patientinnen
bzw. Patient tiber die Behandlung. Oftmals ist
aber bereits fraglich, ob Uberhaupt eine Kor-
per- oder Gesundheitsverletzung vorliegt, die
auf einen Fehler des Behandelnden zurlickzu-
fiihren sein muss.

Im Falle eines Rechtsstreites kommt es darauf
an, wer die vorgetragenen Tatsachen beweisen
muss. Grundsatzlich hat der Patient den Fehler
der Zahnérztin oder des Zahnarztes und
dessen Ursachlichkeit fir den Gesundheits-
schaden zu beweisen.

Beweiserleichterungen zu Gunsten des
Patienten (und damit zu Lasten der Zahnérz-
tin bzw. des Zahnarztes) normiert das Gesetz
allerdings in folgenden Fallen:

m Verwirklichung eines allgemeinen Behand-
lungsrisikos, das fiir den Behandelnden voll
beherrschbar war (z.B. Infektionsrisiken bei
Einsatz nicht steriler Instrumente)

m nicht eingeholte Einwilligung

m unterlassene oder unvollstandige Aufkla-
rung

BZAK KZBV|Schritte in das zahnirztliche Berufsleben — ein Ratgeber fiir junge Zahnirztinnen und Zahnirzte| 2021



7. Das Zahnarzt-Patienten-Verhaltnis

Frank Hanneken

m unvollstdndige, unkorrekte oder nicht vor-
handene Dokumentation

m mangelnde Befdhigung des Behandlers flr
die konkrete MaBnahme

m grober Behandlungsfehler, der grundsatz-
lich geeignet war, die konkrete Verletzung
herbeizufiihren; dazu kann u.U. auch die
Unterlassung des Einholens eines medizi-
nisch gebotenen Befundes zéhlen.

Alle genannten Sachverhalte sind von der
Zahndrztin und vom Zahnarzt organisatorisch
beherrschbar. Die korrekte Organisation redu-
ziert das Haftungsrisiko bereits erheblich.

Patienten haben ihrerseits eine Pflicht zur
Mitwirkung. Die Mitwirkungspflicht erstreckt
sich u.a. auf

m die Information des Arztes im Rahmen der
Anamnese

m Duldung von é&rztlichen MaBnahmen

m ein eigenes therapiegerechtes Verhalten
(z.B. Einnahme von Medikamenten, Ein-
haltung von Kontrollterminen etc.).

Die Verletzung der Mitwirkungspflicht durch
den Patienten kann im Haftungsprozess u.U.
als Mitverschulden gewertet werden und bis

hin zum vollstandigen Haftungsausschluss der
Zahndrztin oder des Zahnarztes fiihren.

6. Schweigepflicht

Zum Schutz des Vertrauensverhaltnisses
zwischen Arzt und Patient haben Zahnarztin-
nen und Zahndarzte die Pflicht, Uber alles, was
ihnen in ihrer Eigenschaft als Zahnarztin oder
Zahnarzt anvertraut und bekannt geworden
ist, gegenuber Dritten Verschwiegenheit zu
wahren. Der Bruch der Schweigepflicht ist
nach § 203 StGB strafbar.

Keine Verletzung der Verschwiegenheitspflicht
liegt vor, wenn Zahnarztinnen und Zahnarzte
Geheimnisse gegentber Personen offenbaren,
die an ihrer beruflichen Tatigkeit mitwirken
(z.B. Sprechstundenhilfen), soweit dies fiir die
Inanspruchnahme der Tatigkeit der mitwirken-
den Personen erforderlich ist. Aber Achtung:
Die mitwirkenden Personen sollten unbedingt
auf ihre Geheimhaltung von der Zahnérztin
oder vom Zahnarzt verpflichten werden.

Die Verschwiegenheitspflicht gilt tiber den Tod
des Patienten hinaus.
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Allumfassend:

Krankheit/Verlauf, Anamnese, Diagnose,
Therapie, Ergebnisse ... aber auch: personliche,
familidre, berufliche und finanzielle Gegeben-
heiten, Identitdt des Patienten und Tatsache
der Behandlung an sich!

Gegenliber Allen:

Andere (Zahn-)Arzte, Praxisnachfolger, Ehe-
gatten, Behdrden, Versicherungen, Rechtsan-
walte, Polizei, Finanzamt...

Ausnahmen:

m Gesetzlich vorgeschrieben (Anzeige geplan-
ter schwerer Straftaten/Anzeige melde-
pflichtiger Krankheiten)

m Wirksame Einwilligung des Patienten

m Sonstige Rechtfertigungsgriinde: Wahr-
nehmung berechtigter eigener Interessen
(Honorarklage, Verteidigung im Haftungs-
prozess etc.)

BZAK KZBV|Schritte in das zahnirztliche Berufsleben — ein Ratgeber fiir junge Zahnirztinnen und Zahnirzte| 2021



70

8. Grundzige des Abrechnungswesens

als Vertragszahnarzt

Jeanetta Foullon-Matzenauer

Auch bei der Behandlung eines gesetzlich
Krankenversicherten kommt grundsétzlich ein
privatrechtlicher Behandlungsvertrag gemaB
§ 630a BGB zustande. Dieses Privatrechtsver-
haltnis wird allerdings sehr weitgehend durch
sozialrechtliche Normen, insbesondere solche
des Fiinften Buches des Sozialgesetzbuches
(SGB V), vorgeformt und eingeschrankt. Be-
handlungen im Rahmen der vertragszahnarzt-
lichen Versorgung sind grundsatzlich durch
das sog. Sachleistungsprinzip gepragt, wonach
der gesetzlich Krankenversicherte gegen-

tber seiner Krankenkasse einen Anspruch auf
grundsatzliche kostenfreie gesundheitliche
Versorgung und damit auch auf die Gewahr-
leistung vertragszahnarztlicher Leistungen
haben. Nach Ausweis ihrer Anspruchsberech-
tigung durch Vorlage ihrer elektronischen Ge-
sundheitskarte haben gesetzlich Krankenversi-
cherte daher grundsétzlich Anspruch auf eine
zahnmedizinische Behandlung im Rahmen der
vertragszahndarztlichen Versorgung, ohne dass
die Behandlungskosten von ihm persénlich
ganz oder teilweise zu tragen waren.

Anders als bei der Abrechnung privatzahn-
arztlicher Leistungen nach der GOZ erhalten
gesetzlich krankenversicherte Patientinnen
und Patienten grundsatzlich keine Rechnung
hinsichtlich der bei ihm erbrachten Leistungen,

sondern die Vertragszahnarztin | der Vertrags-
zahnarzt rechnet diese Leistungen nach

den jeweiligen Vorgaben derjenigen Kassen-
zahnérztlichen Vereinigung (KZV), bei der

sie [ er Mitglied ist, insgesamt ab. Der Leis-
tungsabrechnung gegentiber der KZV ist dabei
der fiir den Bereich der vertragszahnarztlichen
Versorgung geltende BewertungsmaBstab fiir
zahnérztliche Leistungen (BEMA-Z) zugrund-
zulegen, der die im Rahmen der vertragszahn-
arztlichen Versorgung zu erbringenden Leis-
tungen und deren Bewertung in Punktzahlen
beinhaltet. Den Abrechnungen werden die von
der Vertragszahnérztin [ vom Vertragszahn-
arzt insgesamt abgerechneten Punktzahlen
zugrunde gelegt, die ggf. differenziert nach
einzelnen zahndrztlichen Leistungsbereichen
mit den jeweils auf Landesebene vereinbarten
Punktwerten multipliziert werden.

Anders als bei der Abrechnung unter Zugrun-
delegung der GOZ steht der Vertragszahnérz-
tin [ dem Vertragszahnarzt aber in der Regel
nicht eine ganz bestimmte, feste Vergiitung
fur jede einzelne Leistung zu, sondern diese
ergibt sich nach MaBgabe des jeweiligen Ho-
norarverteilungsmaBstabes (HVM) ihrer [ sei-
ner KZV. Dies ist darauf zuriickzufiihren, dass
die gesetzlichen Krankenkassen mit den KZVen
in sog. Gesamtvertragen eine Gesamtvergii-
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tung vereinbaren, mit deren Zahlung samtli-
che im jeweiligen Vertragszeitraum erbrachten
vertragszahnarztlichen Leistungen abgegolten
sind. Nach ndherer Mal3gabe des Gesamtver-
trages sind diese Gesamtverglitungen von
den gesetzlichen Krankenkassen grundsatzlich
unabhangig davon zu zahlen, welche Leistun-
gen im Abrechnungszeitraum im Einzelnen
erbracht und abgerechnet worden sind. Die
Hohe der dem einzelnen Vertragszahnarzt |
der einzelnen Vertragszahnarztin zustehenden
Verglitung hangt daher u. a. auch davon ab, in
welcher Relation die, im Abrechnungszeitraum
insgesamt abgerechneten Leistungen aller
Vertragszahndrztinnen und Vertragszahnarzte
zu der jeweils vereinbarten Gesamtvergiitung
stehen. Die Hohe der zustehenden Verglitung
kann sich zudem noch durch nachtrdgliche
Prifungsverfahren, so insbesondere der
sachlich-rechnerischen Priifung sowie der
Wirtschaftlichkeitspriifung, reduzieren.

Von diesem grundsatzlichen Verfahren der
Leistungserbringung und -abrechnung im
Sachleistungssystem existieren allerdings eine
Reihe von Ausnahmen. So haben gesetzlich
Krankenversicherte im Rahmen des sog. Fest-
zuschusssystems bei Zahnersatzversorgungen
in der Regel denjenigen Betrag als Eigenbetrag
zu tragen und an den Zahnarzt [ die Zahn-

arztin direkt zu entrichten, der den jeweiligen
Festzuschuss der Krankenkasse Ubersteigt.
Zudem haben gesetzlich Krankenversicherte
in der Regel bei kieferorthopédischen Be-
handlungen einen vorldufigen Eigenanteil

zu tragen. Im Rahmen der kieferorthopadi-
schen Behandlung besteht darlber hinaus

die Méglichkeit, auf der Grundlage einer sog.
Mehrkostenvereinbarung neben den im BE-
MA-Z abgebildeten zahnarztlichen Leistungen
auch Mehrleistungen und Zusatzleistungen in
Anspruch zu nehmen. In beiden Fallen erfolgt
die Abrechnung nach GOZ, wobei im Falle von
Mehrleistungen derjenige Betrag in Abzug zu
bringen ist, der gegeniiber der KZV abgerech-
net wird. Der Bewertungsausschuss ist gesetz-
lich beauftragt, bis zum 31. Dezember 2022
einen Katalog von Leistungen zu beschlieBen,
die als Mehrleistungen vereinbart und abge-
rechnet werden kénnen. Gesetzlich geregelt ist
zudem die Mdglichkeit der gesetzlich Kranken-
versicherten, im Rahmen der Fillungstherapie
Uber den Bereich der vertragszahnarztlichen
Versorgung hinausgehende Fiillungsformen
auf der Grundlage einer sog. Mehrkostenver-
einbarung in Anspruch zu nehmen. In diesem
Fall rechnet die Vertragszahnarztin oder der
Vertragszahnarzt die Fillung als Privatleistung
unter Zugrundelegung der GOZ gegenUber
der Versicherten [ dem Versicherten ab, wobei
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als Vertragszahnarzt

Jeanetta Foullon-Matzenauer

er/sie allerdings denjenigen Betrag in Abzug zu
bringen hat, den er/sie fiir die entsprechende
Fillung im Rahmen der vertragszahnérztlichen
Versorgung gegentiber der KZV abrechnet.

Zudem kann jeder gesetzlich Krankenver-
sicherte anstelle des Sachleistungsprinzips
gegeniber seiner gesetzlichen Krankenkasse
auch die Kostenerstattung wahlen, so dass er
in der Folge als Privatpatient in Erscheinung
tritt und die ihm gegeniiber unter Zugrund-
legung der GOZ abgerechneten Leistungen im
Wege der Kostenerstattung gegendiber seiner
gesetzlichen Krankenkasse geltend machen
kann. Unter anderem fiir solche Verfahren
konnen gesetzliche Krankenkassen auch sog.
Wahltarife anbieten, die hierflir besondere
Versicherungskonditionen bieten. Darliber
hinaus kénnen gesetzliche Krankenkassen mit
einzelnen Vertragszahnarztinnen und Ver-

tragszahnarzten oder deren Gemeinschaften
sog. Vertrdge Uber eine besondere Versorgung
nach § 140a SGB V abschlieBen, in denen un-
terschiedlichste Formen der Leistungsgewah-
rung und -abrechnung vertraglich abweichend
von den Bestimmungen fiir die vertragszahn-
arztliche Versorgung geregelt werden konnen.
Die Vertragszahnarztin und der Vertragszahn-
arzt ist zur Versorgung des Versicherten nach
den Bestimmungen des mit der Krankenkasse
geschlossenen Vertrages berechtigt, wenn der
Versicherte seine Teilnahme an der besonderen
Versorgung erklart hat. SchlieBlich kann auch
jeder gesetzlich Krankenversicherte, ganz
unabhangig von derartigen Sonderregelungen,
jederzeit eine Privatbehandlung in Anspruch
nehmen, worliber dann allerdings mit dem
Zahnarzt eine entsprechende Vereinbarung
geschlossen werden muss.
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9. Grundzuge des Abrechnungswesens liber
die private Krankenversicherung

René Krousky

In Deutschland werden die zahndrztlichen
Leistungen - abhdngig vom versicherungs-
rechtlichen Status des Patienten bzw. der Pati-
entin - nach zwei unterschiedlichen Systemen
vergltet. Der Honoraranspruch der Zahnérztin
oder des Zahnarztes fiir die Behandlung eines
Privatpatienten beruht in aller Regel auf der
Geblhrenordnung fiir Zahnarzte. Diese gilt, so
lange nicht durch ein Bundesgesetz etwas an-
deres bestimmt ist. Eine andere Bestimmung
in diesem Sinne findet sich insbesondere fir
die Behandlung im Bereich der gesetzlichen
Krankenversicherung. Hier erbrachte zahnarzt-
liche Leistungen werden auf der Grundlage
des BEMA vergutet (siehe hierzu ,Grundlagen
der Abrechnung zahnarztlicher Leistungen

im Bereich der gesetzlichen Krankenversiche-
rung"). Ausgehend von diesem Regel-Aus-
nahme-Verhaltnis verfolgen die Regelungen
unterschiedliche Zielsetzungen: Die GOZ will
und muss notwendig den Stand der zahn-
medizinischen Entwicklung widerspiegeln. Der
unter dem Wirtschaftlichkeitsgebot stehende
BEMA erfasst Leistungen, die in diesem Sinne
ausreichend, zweckméaBig und wirtschaftlich
sind und das MaB des Notwendigen nicht
tberschreiten.

Vergiitungsanspruch

Der Verglitungsanspruch der Zahndarztin und
des Zahnarztes fiir die Behandlung eines
Privatpatienten bzw. einer Privatpatientin
beruht grundsatzlich auf § 630a BGB, der
Vertragstypische Pflichten beim Behand-
lungsvertrag” regelt. Absatz 1 bestimmt, dass
Jdurch den Behandlungsvertrag ... derjenige,
welcher die medizinische Behandlung eines
Patienten zusagt (Behandelnder), zur Leistung
der versprochenen Behandlung, der andere
Teil (Patient) zur Gewihrung der vereinbarten
Vergiitung verpflichtet” (wird).

Nach § 1 Absatz 2 GOZ darf die Zahnarz-

tin oder der Zahnarzt Verglitungen nur fur
Leistungen berechnen, die nach den Regeln
der zahnarztlichen Kunst fiir eine zahnmedi-
zinisch notwendige zahnérztliche Versorgung
erforderlich sind.

Unter den Regeln der zahnarztlichen Kunst
sind die allgemein im Berufsstand anerkann-
ten Grundsétze der zahnmedizinischen
Wissenschaft und der Verwendung geeig-
neter Gerdte und Materialien zu verstehen.
MaBgeblich ist der Entwicklungsstand zum
Zeitpunkt von Planung und der Behandlung.
Die zahnmedizinische Notwendigkeit richtet
sich nach objektiven Erkenntnissen (Befunden)
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und ist immer dann gegeben, wenn und so-
lange es nach den zum Zeitpunkt der Planung
und Durchfiihrung der Therapie erhobenen
Befunden und den hierauf beruhenden zahn-
arztlichen Erkenntnissen (zahnmedizinische
Wissenschaft) vertretbar war, sie als notwen-
dig anzusehen. Das ist im Allgemeinen dann
der Fall, wenn eine wissenschaftlich an-
erkannte Behandlungsmethode zur Verfligung
steht, die geeignet ist, die Krankheit zu heilen
oder zu lindern oder einer Verschlimmerung
vorzubeugen.

Leistungen, die Uber das MaB einer zahnme-
dizinisch notwendigen Behandlung hinaus-
gehen, sind z.B. Leistungen, die ausschlie3-
lich kosmetischen Zwecken dienen oder

aus anderen Griinden nicht zu Heilzwecken
erbracht werden. Nicht unter diese Kategorie
fallen Leistungen, die dsthetisch und zugleich
zahnmedizinisch veranlasst sind, selbst dann,
wenn der dsthetischen Motivation ein be-
sonderes Gewicht zukommt. Uber das MaB
der zahnmedizinisch notwendigen Behand-
lung hinausgehende Leistungen - und ihre
Vergiitung - missen, um einen Honoraran-
spruch begriinden zu kdnnen, vom Patienten
ausdriicklich verlangt und nach § 2 Absatz 3
GOZ in einem Heil- und Kostenplan schriftlich
vereinbart werden.

Vergiitung

Was Vergltungen im Sinne der GOZ sind,
regelt § 3 GOZ, ndmlich: Geblhren, Entschadi-
gungen und der Ersatz von Auslagen.

§ 4 Absatz 1 erlautert den Begriff ,Geblihren".
GebUlhren sind die Vergltungen, die sich fiir
die im Gebuhrenverzeichnis der GOZ auf-
gelisteten zahndrztlichen Leistungen auf der
Grundlage der zugeordneten Punktzah! und
des Punktwertes (§ 5 Absatz 1 Satz 3) unter
Anwendung des Steigerungssatzes ergeben.

Die GOZ eroffnet fiir die Berechnung der Hohe
der einzelnen Gebiihr einen Gebiihrenrahmen
vom Einfachen bis zum Dreieinhalbfachen des
Geblihrensatzes. Der ,Gebihrensatz" ist der
Betrag, der sich ergibt, wenn die der Leistung
zugeordnete Punktzahl mit dem Punktwert
von 5,62421 Cent multipliziert wird.

§ 5 Absatz 2 legt fest, wie die individuell
Jrichtige” Héhe der Gebiihr in dem von Ab-
satz 1 Satz 1 ero6ffneten Geblhrenrahmen zu
finden ist. Die Norm gibt Zahnarztinnen und
Zahndrzten hierfir folgende Bemessungskrite-
rien an die Hand:
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m Schwierigkeit der einzelnen Leistung,
m Zeitaufwand der einzelnen Leistung sowie
m Umstdnde bei der Ausfiihrung.

Die in § 5 Abs. 2 aufgefiihrten Bemessungs-
kriterien ,Schwierigkeit, Zeitaufwand und Um-
stdnde bei der Ausfiihrung” stehen gleichbe-
rechtigt nebeneinander. Dabei ist - etwa wenn
mehrere Gesichtspunkte in die Bemessung
einflieBen - keine schematische Aufteilung der
Kriterien erforderlich. Vielmehr hat die Zahn-
arztin oder der Zahnarzt in jedem Fall eine
Gesamtbetrachtung aller relevanten Faktoren
vorzunehmen und auf diese Weise in Aus-
ibung des Ermessens die jeweilige Gebiihr zu
bestimmen. Innerhalb des Gebiihrenrahmens
sind die Geblihren unter Berlcksichtigung der
genannten Kriterien nach billigem Ermessen
zu bestimmen. Die Regelung gesteht Zahn-
drztinnen und Zahnéarzten bei der Anwendung
der Bemessungskriterien des Abs. 2 Satz 1
einen Entscheidungsspielraum zu, verpflichtet
sie aber gleichzeitig, diesen Entscheidungs-
spielraum nicht willklrlich, sondern nach den
Grundsatzen der Billigkeit auszuliben. Was
billigem Ermessen entspricht, ist unter Be-
rlicksichtigung der Interessen beider Parteien
und des in vergleichbaren Fallen Ublichen
festzustellen.

Nach § 6 Absatz 1 Satz 1 GOZ kdnnen Leis-
tungen, die im Geblihrenverzeichnis fehlen,
analog berechnet werden. Die selbststéndige,
nicht im Gebuhrenverzeichnis enthaltene
Leistung kann entsprechend einer nach Art,
Kosten- und Zeitaufwand gleichwertigen
Leistung des Geblhrenverzeichnisses berech-
net werden. Die Regelung stellt damit auf die
Gleichwertigkeit und nicht auf die Gleich-
artigkeit ab. Die Gleichwertigkeitspriifung hat
demnach nicht zwingend anhand des Leis-
tungsinhalts zu erfolgen. Fir die Feststellung
der Gleichwertigkeit hat der Zahnarzt oder die
Zahnérztin Art, Kosten- und Zeitaufwand der
neuen Leistung mit der hilfsweise zur Berech-
nung ausgesuchten Analogleistung zu ver-
gleichen. Das Kriterium der Art der Leistungs-
erbringung stellt im Wesentlichen auf das Ziel
der Leistung ab. Der Kostenaufwand vergleicht
die Kosten der Leistungserbringung - auch

die nach § 4 Absatz 3 abgegoltenen Kosten -
und ggf. den Einsatz besonders qualifizierten
Personals. Der Zeitaufwand erfordert einen
Vergleich der individuell notwendigen Zeit

der Leistungserbringung der nicht erfassten
Leistung mit dem Zeitaufwand der Zahnarztin
oder des Zahnarztes fiir die analog herangezo-
gene Leistung. Zahnéarztinnen und Zahnarzte
haben bei der Analogiebewertung und der
Feststellung der Gleichwertigkeit einen Ermes-
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sensspielraum. Nicht alle drei Kriterien mlssen
nebeneinander gleichrangig erflllt werden,
sondern missen in einer Gesamtschau zur
Gleichwertigkeit flhren.

Honorarvereinbarung

Unter bestimmten Voraussetzungen kann

- trotz des Bestehens der GOZ - die Hohe
des Honorars auch durch eine Vereinbarung
zwischen Zahnérztinnen bzw. Zahnarzten und
Patient bzw. Patientin bestimmt werden.

§ 2 Absatz 1 legt fest, dass eine solche abwei-
chende Vereinbarung nur Uber die Héhe der
Vergiitung - und damit Giber den Steigerungs-
satz - mdéglich ist. Grundsatzlich sind daher
u.a. folgende Vereinbarungen ausgeschlossen:

die Vereinbarung eines Pauschalhonorars,
die Abdingung des Geblihrenrahmens,

m die Vereinbarung eines abweichenden
Punktwertes oder einer abweichenden
Punktzahl.

Eine zahnérztliche Hilfeleistung im Notfall
oder bei akuter Schmerzbehandlung darf nicht
von einer abweichenden Honorarvereinbarung
abhdngig gemacht werden. Wenn Patientin-

nen und Patienten auf zahnérztliche Hilfe akut
angewiesen sind, dann beriihrt das die allge-
meine Pflicht, im Ungliicksfall Hilfe zu leisten.
Das Hilfeersuchen darf weder abgelehnt (ver-
gleiche § 2 Abs. 5d der Muster-Berufsordnung
fir Zahnirzte), noch von einer Bedingung
abhéngig gemacht werden. Fiir Réntgen-Leis-
tungen ist die freie Vereinbarung aufgrund der
Vorschriften der GOA ausgeschlossen.

Wirksamkeitsvoraussetzung einer Honorar-
vereinbarung ist zundchst die persénliche
Absprache im Einzelfall. Nach der Recht-
sprechung ist eine abweichende Vereinbarung
grundsatzlich nicht in allgemeinen Geschéafts-
bedingungen moglich (BGHZ 115, 391). Hierzu
hat allerdings das Bundesverfassungsgericht
(MedR 05, 160) ausgefiihrt, dass an der-
artige Vereinbarungen keine Ubersteigerten
Anforderungen zu stellen sind, insbesondere
notwendigerweise identische Inhalte mehrerer
Vertrage kein Kriterium fir eine formular-
maBige Gestaltung darstellen konnen und es
auch nicht verlangt werden kann, dass alle
Vertragsteile im Einzelfall neu geschrieben
oder die Gebiihrensdtze im Einzelfall von

der Zahnarztin oder dem Zahnarzt mit dem
Zahlungspflichtigen vor Zeugen ausgehandelt
werden.
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Die Vereinbarung muss vor Erbringung der
Leistung geschlossen werden. Wird nach
begonnener Behandlung eine Vereinbarung
geschlossen, dann ist dies wirksam nur noch
flr die Leistungen moglich, die nach der Ver-
einbarung erbracht werden.

Das Erfordernis der Vereinbarung in einem
Schriftstiick, das nur die in Abs. 2 Satz 2
genannten Inhalte haben darf, fihrt zum
Schriftformerfordernis im Sinne von § 126
Birgerliches Gesetzbuch (BGB). Das heiBt, die
Vereinbarung wird erst wirksam, wenn die
Unterzeichnung der Parteien auf derselben
Urkunde erfolgt.

Die Vertragsurkunde muss konkrete Leistungs-
positionen der GOZ (bzw. der GOA) enthalten
und diese einschlieBlich ihrer Geblhrennum-
mer und ihrer Bezeichnung auffiihren. Den
Leistungspositionen ist jeweils der konkret
vereinbarte Steigerungssatz und der daraus
resultierende Betrag zuzuordnen. SchlieBlich
muss die Feststellung aufgenommen werden,
dass eine Erstattung der Verglitung durch
Erstattungsstellen moglicherweise nicht in
vollem Umfang gewéhrleistet ist. Dieser Hin-
weis ist letztlich Ausfluss der wirtschaftlichen
Aufklarungspflicht, einer Nebenpflicht aus
dem Behandlungsvertrag.

Ausgehend hiervon empfiehlt sich die Verwen-
dung des im GOZ-Kommentar der Bundes-
zahnirztekammer (http://www.bzaek.de/
fuer-zahnaerzte/gebuehrenordnung-
fuer-zahnaerzte-goz/goz-kommentar.html )
dargestellten Vereinbarungsmusters.

Rechnungslegung

Falligkeit bezeichnet den Zeitpunkt, von dem
ab der Zahnarzt Zahlung auf den Gebihren-
anspruch verlangen kann und die Patientin
oder der Patient bzw. Zahlungspflichtige die
Forderung erfiillen muss. § 10 Abs. 1 GOZ legt
hierzu fest: Der Zahnarzt kann eine Verglitung
vom Patienten erst dann fordern, wenn er dem
Patienten eine Rechnung erstellt hat, die den
Erfordernissen der GOZ genligt.

Bei diesen Erfordernissen handelt es sich um:

1. die Berechnungsbestimmungen im
Paragrafenteil der GOZ

2. die allgemeinen Bestimmungen zu den
Abschnitten des Geblihrenverzeichnisses
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3. Bestimmungen, die zu den einzelnen
Geblhrenpositionen formuliert sind

4. die Formvorschriften zur Erstellung einer
Rechnung in § 10 Abs. 2-4 GOZ

5. das Rechnungsformular gemaB Anlage
2 GOZ.

lhr Honorar ist die wirtschaftliche Grund-
lage lhrer Praxis. Machen Sie sich mit der
Abrechnung selbst vertraut, nutzen Sie
Fortbildungsveranstaltungen.
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Sinn und Aufgabe eines Versorgungswerkes
ist es vor allem, fiir alle Zahnarztinnen und
Zahnirzte und deren Familienangehdrige die
wirtschaftliche Sicherung flr den Lebens-
abschnitt nach Beendigung der beruflichen
Tatigkeit im Alter zu Gbernehmen und dariiber
hinaus die soziale Sicherung fir den Fall

einer vorzeitigen Berufsunfihigkeit oder gar
den vorzeitigen Tod zu garantieren. Die Idee
solidarischer Absicherung entstand gerade in
den fir Freiberufler schwieriger gewordenen
Zeiten, und sie geht auf eine lange Tradition
zurlick. Die Geburtsstunde der berufsstan-
dischen Versorgung schlug nach dem ersten
Weltkrieg. Dies deshalb, weil in dessen Folge in
der Inflation alle Riicklagen und Vermdgen, die
bis dahin zur Alterssicherung dienten, buch-
stablich zusammenschmolzen wie ,Schnee

in der Sonne" und viele Ruhestandler und
Witwen nach 1923 vor dem Nichts standen.

Im Ergebnis ist es also so, dass der Archetypus
dessen, was wir heute ein berufsstindisches
Versorgungswerk nennen, zunachst vom Be-
rufsstand der Arzte in einer schweren Notzeit
erschaffen wurde. Es war eine Selbsthilfeein-
richtung in einer versorgungslosen Zeit, in der
es kein staatliches oder sonstiges solidarisches
Angebot gab, um diesem Mangel abzuhelfen.
Es war schlieBlich die Bewdhrung des Solidari-

tétsgedankens, der auch heute noch gilt und
madglicherweise wieder an Bedeutung gewinnt,
wenn man die absehbare Gesamtverfassung
der staatlichen Finanzen sieht und feststellt,
dass wieder mehr auf Eigenverantwortung
gesetzt werden muss.

Berufssténdische Versorgungswerke im
gegliederten System

Die berufsstandischen Versorgungswerke der
verkammerten Freien Berufe sind Teil des
gegliederten Alterssicherungssystems der
Bundesrepublik Deutschland. Hinzuweisen ist
darauf, dass berufsstandische Versorgungs-
werke ausschlieBlich bestehen fiir die Ange-
horigen der verkammerten Freien Berufe, das
sind Arztinnen und Arzte, Apothekerinnen und
Apotheker, Architektinnen und Architekten,
Notarinnen und Notare, Rechtsanwaéltinnen
und Rechtsanwilte, Steuerberaterinnen und
Steuerberater bzw. -bevollméachtigte, Tierdrz-
tinnen und Tierdrzte, Wirtschaftspriferinnen
und Wirtschaftsprifer sowie vereidigte Buch-
priferinnen und Buchprifer, Zahnérztinnen
und Zahndrzte, Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten sowie Ingenieurinnen und
Ingenieure.
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Das alteste Versorgungswerk ist die aus dem
Jahr 1923 stammende Bayerische Arztever-
sorgung. Der wesentliche Impuls fir die Grin-
dung berufsstdndischer Versorgungswerke
ergab sich aber erst im Jahr 1957. Im Zuge der
Beratung der damaligen Rentenreform, der so
genannten Adenauer'schen Rentenreform, mit
der das Prinzip der dynamischen Rente in der
gesetzlichen Rentenversicherung eingeflihrt
wurde, wurde nicht nur das Recht der Selbst-
versicherung fiir Selbststdndige und Freibe-
rufler in der gesetzlichen Rentenversicherung
ersatzlos gestrichen. Fiir den Bereich der
Angestellten wurde eine Versicherungspflicht-
grenze, wie es sie heute noch in der gesetz-
lichen Krankenversicherung gibt, statuiert, die
bei rund 1.250 DM monatlich lag. Wer diese
Grenze mit seinem Einkommen Uberschritt,
schied aus der Rentenversicherung aus, wenn
er nicht bereits dort wenigstens 60 Monate
Mitglied gewesen war und Beitrége gezahlt
hatte. Fur die Freien Berufe bedeutete dies,
dass zahlreiche Angehdrige der Berufe, die mit
ihrem Einkommen die Versicherungspflicht-
grenze der gesetzlichen Rentenversicherung
tberschritten, aber noch nicht fiinf Jahre Mit-
glied waren, vor dem versorgungspolitischen
Nichts gestanden hatten. Es war deshalb nur
konsequent, dass man auch den noch ange-
stellt Tatigen den Zugang zu den Versorgungs-

werken eréffnete. Der Staat unterstiitzte dies
mit der Einflihrung des Befreiungsrechts in § 7
Abs. 2 AVG, heute § 6 Abs. 1 Satz 1 SGB VI. Das
Befreiungsrecht soll, wie es das Bundessozial-
gericht einmal ausgedriickt hat, den unfrucht-
baren Wechsel zwischen den verschiedenen
Alterssicherungssystemen vermeiden. Es ist
also ganz und gar nicht so, dass die Freien Be-
rufe sich mit der Grlindung von Versorgungs-
werken der Solidaritdt in der gesetzlichen
Rentenversicherung entziehen wollten, sie
waren vielmehr von ihr ausgeschlossen, auch
weil man den Freien Berufen und den Selbst-
standigen die Vorteile der Rentenversicherung,
die diese mit der Rentenreform 1957 bekam,
nicht zukommen lassen wollte.

Um es noch einmal zu betonen, die Freien
Berufe sind also 1957 aus der Solidaritdt der
Rentenversicherung ausgeschlossen und
durch Schaffung des Befreiungsrechtes auf
Hilfe zur Selbsthilfe verwiesen worden.

Hinzu kommt noch Folgendes: Die Trager

der Rentenversicherung weisen gegenwaértig
darauf hin, dass heute alle die Leistungen

des sozialen Ausgleichs, die die gesetzliche
Rentenversicherung im staatlichen Auftrag er-
bringt, aus Steuermitteln, immerhin 25% der
gegenwartigen Rentenausgaben, aufgebracht
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werden. Dies bedeutet dann aber auch, dass
es kein Solidaritatsdefizit der Mitglieder der
berufsstandischen Versorgungswerke mit den
Versicherten der gesetzlichen Rentenversiche-
rung gibt, weil sie Gber ihre Steuern addquat
den in der gesetzlichen Rentenversicherung
verankerten sozialpolitischen Aufwand mit-
finanzieren.

Organisationsstruktur der
Versorgungswerke

Die berufsstdndischen Versorgungswerke
operieren als &ffentlich-rechtliche Pflicht-
versorgung im Bereich der ersten Sdule des

in Deutschland bestehenden Alterssiche-
rungssystems. Die Versorgungswerke stehen
selbststdndig neben anderen Systemen der
Pflichtversicherung, ndmlich der gesetz-
lichen Rentenversicherung, der Altershilfe

flr Landwirte und der Beamtenversorgung.
Insgesamt existieren 90 Versorgungswerke flr
die Angehdrigen der genannten verkammerten
Freien Berufe, die alle in der Arbeitsgemein-
schaft berufsstdndischer Versorgungsein-
richtungen e. V. (ABV) als Dachorganisation
zusammenwirken. Allen Versorgungswerken
ist gemeinsam:

m Offentlich-rechtlicher Charakter mit
Pflichtmitgliedschaft aller selbststdndig
und angestellt titigen Berufsangehérigen

m echte Selbstverwaltung durch die Berufs-
stdnde

m Eigenfinanzierung durch Mitgliedsbeitrdge,
damit Staatsunabhéngigkeit

m Gestaltung des Beitrags- und Leistungssys-
tems durch die Berufsstande unter weitge-
hender Respektierung von deren Winschen
und Notwendigkeiten

m Konzentration auf den eigentlichen Versor-
gungsauftrag, dadurch hdheres Kernleis-
tungsniveau.

Das Leistungsspektrum der
berufsstindischen Versorgungswerke

Gemeinsam ist allen Versorgungswerken der
Gedanke der Konzentration auf den Kern-
bereich des Versorgungsauftrages, mithin auf
mdglichst auskdmmliche Renten bei vor-
zeitiger Invaliditat, bei Tod (Witwen/Witwer/
Waisen) und fir die Zeit des Ruhestandes.
Ende 2017 versorgten damals noch 89 be-
rufsstandische Versorgungswerke 1.016.412
anwartschaftsberechtigte Mitglieder und
zahlten an 253.950 Versorgungsempfanger
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Leistungen. Das durchschnittliche Altersruhe-
geld fur Zahnarztinnen und Zahnérzte betrug
Ende 2011 2.113,19 Euro, die durchschnitt-
liche Berufsunfahigkeitsrente belief sich auf
1.877,43 Euro. Die Versorgungswerke sind Teil
der ersten Sdule des gegliederten Systems, sie
sind ein Regelpflichtsystem der Grund- oder
Basisversorgung. Aus dieser Position und Ein-
ordnung rechtfertigt es sich, dass, wie schon
ausgeflhrt, die angestellt tdtigen Mitglieder
von der Versicherungspflicht in der staatlichen
Rentenversicherung befreit werden. Dies ist
systemgerecht nur mdglich durch Strukturen,
die in etwa denjenigen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung vergleichbar sind. Damit zeigt
sich, dass die schon angesprochene Kompe-
tenz der Berufsstidnde bei der Gestaltung des
Leistungsplanes an gewisse Kriterien gebun-
den ist. Dies bestatigt auch das Alterseinkiinf-
tegesetz, das Beitrdge nur insoweit steuerlich
abzugsfahig macht, als das Versorgungswerk
Leistungen erbringt, die mit denen der gesetz-
lichen Rentenversicherung vergleichbar sind.
Wichtig in diesem Zusammenhang ist, dass die
Versorgungswerke nach wie vor, auch im Licht
des Alterseinklinftegesetzes, nicht verpflich-
tet sind, das Leistungsrecht der gesetzlichen
Rentenversicherung eins zu eins nachzubilden.
Der Versorgungsschutz muss nur vergleichbar
sein. Die Spezialitat des Leistungskataloges,

der sich auf die Kernleistungen der Alters-
sicherung, Berufsunfahigkeitsabsicherung und
Versorgung der Hinterbliebenen konzentriert
und auf sonstige Zusatzleistungen, die in der
gesetzlichen Rentenversicherung steuerfinan-
ziert sind, verzichtet, ist also auch im Licht
des Alterseinkiinftegesetzes zulassig. Dies ist
im Ubrigen auch ein Grund dafiir, warum die
Rentenleistungen der berufsstandischen Ver-
sorgungswerke hoher ausfallen kdnnen als in
dem gréBeren Nachbarsystem der gesetzlichen
Rentenversicherung.

Bei der Anerkennung von Kindererziehungs-
zeiten zur Rentenberechnung sind Versor-
gungswerksmitglieder den Versicherten der
Deutschen Rentenversicherung (GRV) gleich-
gestellt, da es sich hier um eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe handelt.

Es erfolgt eine Anrechnung von ,Entgelt-
punkten" in der GRV auch fiir Mitglieder von
Versorgungswerken. Sollte die Wartezeit von
60 Monaten durch Kindererziehungszeiten
und eventuelle sozialversicherungspflichtige
Tatigkeit vor der Mitgliedschaft im Versor-
gungswerk nicht erflllt sein, besteht die Mog-
lichkeit, dies durch eigene Beitrage aufzufillen.
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Verfassungsrechtliche Bestandssicherheit
der Versorgungswerke

Immer wieder wird im Zusammenhang mit
den Versorgungswerken die Frage der Siche-
rung vor politischem Zugriff aufgeworfen.
Meist handelt es sich bei den um das Schicksal
der berufsstdndischen Versorgung angeblich
Besorgten um Vertreter aus der Versicherungs-
wirtschaft oder sonstiger Kapitalanlageinsti-
tutionen, die die Sorge, die berufsstandische
Versorgung kdnnte gesetzgeberisch tangiert
werden, deshalb ndhren, weil sie Versicherun-
gen oder Sonstiges verkaufen wollen. Die ABV
als Dachverband aller Versorgungswerke hat
deshalb die Frage der verfassungsrechtlichen
Absicherung der berufsstandischen Versor-
gung in den letzten Jahren rechtlich untersu-
chen lassen. Es gibt verschiedenste Rechtsgut-
achten namhafter Verfassungsrechtler, die fur
die ABV erstellt wurden.

Der direkte Eingriff des Bundesgesetzgebers in
bestehende berufsstdndische Versorgungswer-
ke durch Ubernahme der Versichertenbestinde
in die Rentenversicherung bei gleichzeitiger
Ubertragung des Vermdgens wird als offenbar
unzuldssig eingeordnet. Es fehlt schon an
einer Zustdndigkeit des Bundes. Wenn er sie
berhaupt begriinden wollte, dann musste er

dauerhaft nachweisen, dass die MaBnahme
der Uberfiihrung der Versorgungswerke in die
Rentenversicherung geeignet ware, die gréBe-
ren Sozialversicherungstréger zu retten. Der
Riickgang der Beitragszahler bei den groBeren
Sozialversicherungstragern und mégliche
Finanzierungsengpasse lassen sich aber gerade
nicht als eine solche Notlage interpretieren.
Angesichts der Zahlenverhaltnisse - 848.000
beitragszahlende Mitglieder berufsstandischer
Versorgungswerke; iber 38 Mio. aktiv Renten-
versicherte - ist es kaum vorstellbar, dass
jemals der Nachweis gelingen kdénnte, dass
ubergeordnete Griinde des Allgemeinwohls
eine Einbeziehung der Versorgungswerke
rechtfertigen kdnnten. Gleiches gilt auch fur
die Vermdgensbestande. Alle Vermdgenswerte
der berufsstdndischen Versorgungswerke
betrugen Ende 2017 rund 206,6 Mrd. Euro.
Die Rentenversicherung gibt zurzeit tber

299 Mrd. Euro jéhrlich an Leistungen aus.
Auch an diesem Zahlenvergleich wird deutlich,
dass selbst bei Ubertragung aller Vermdgens-
werte auf die Rentenversicherung deren
Finanzierung nicht gesichert werden kénnte,
zumal sie dann die laufenden Renten wegen
der Eigentumsgarantie aus Artikel 14 GG
weiterzahlen und auch die Anwartschaften
bedienen misste.
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Dass eine Abschaffung des Systems berufs-
stdndische Versorgung auf erhebliche verfas-
sungsrechtliche Hiirden stoBen wiirde, ist in
der Politik inzwischen begriffen So beschrankt
die GroBe Koalition in ihrem Koalitionsvertrag
2018 ihren Willen zur Schaffung einer Renten-
absicherung fiir Selbststdndige ausdriicklich
auf solche, ,die nicht bereits anderweitig

(z.B. in berufsstandischen Versorgungswerken)
abgesichert sind" Bestétigt wurde das eigen-
standige System der Versorgungswerke auch
durch die Enquéte-Kommission ,Demografi-
scher Wandel" des Deutschen Bundestages,
die sich nachdriicklich fiir ein eigenstdndiges
Weiterbestehen ,dieses gut funktionierenden
Systems" in ihrem Bericht einsetzte.

Wenn man ein Fazit zieht, dann kann man
eines feststellen: Die Entwicklung der Versor-
gungswerke ist zwar nicht frei von Problemen,
aber die Sorge um den Bestand der Versor-
gungswerke ist so alt wie sie falsch ist; die
Versorgungswerke sind sicher und bleiben es.

Mitgliedschaft im Versorgungswerk
Vor Aufnahme der ersten Berufstatigkeit nach

der Approbation, in der Regel als Angestellte
oder Angestellter, ist neben der Anmeldung

bei der Kammer des jeweiligen Bundeslandes
eine Anmeldung beim Versorgungswerk dieses
Landes erforderlich. Danach erfolgt der Antrag
auf Befreiung von der Versicherungspflicht in
der gesetzlichen Rentenversicherung bei der
Deutschen Rentenversicherung Bund. Die Be-
freiung erfolgt nach aktueller Rechtsprechung
und Verwaltungspraxis nur flr Tatigkeiten,

die nach den geltenden kammerrechtlichen
Vorschriften als zahnarztliche Tatigkeit ein-
gestuft werden kdnnen. Wichtig ist, dass diese
Befreiung bei jedem Arbeitgeberwechsel oder
wesentlichem Tatigkeitswechsel beim selben
Arbeitgeber neu zu beantragen ist.

Scheiden Beamte, Berufssoldaten oder
Soldaten auf Zeit aus dem Beamten- oder
Soldatenverhaltnis aus, ohne dass ihnen oder
ihren Hinterbliebenen nach beamten- oder
soldatenrechtlichen Vorschriften eine entspre-
chende Versorgung gewdahrt wird, so werden
sie normalerweise in der Rentenversicherung
nachversichert. Nachversicherung bedeutet,
dass der Dienstgeber fir die zurlickliegenden
Dienstzeiten als Beamter oder Soldat Beitrage
an die Rentenversicherung nachentrichtet, die
dort als riickwirkend rechtzeitig entrichtete
Pflichtbeitrage gelten. Handelt es sich dabei
um Zahnarztinnen oder Zahnirzte, die schon
als Beamte oder als Soldaten Mitglieder eines
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Versorgungswerkes waren oder innerhalb des
darauf folgenden Jahres Mitglied eines Versor-
gungswerkes werden, sind sie vom Arbeitgeber
auf Antrag des Nachzuversichernden in dem
Versorgungswerk nachzuversichern, dem sie
zum Zeitpunkt der Antragsstellung angehdr-
ten. Der Antrag auf Nachversicherung beim
Versorgungswerk ist innerhalb eines Jahres
nach dem Ausscheiden aus dem Beamten-
oder Soldatenverhéltnis zu stellen.

Selbststdndige Zahnarztinnen und Zahnarzte
sind als Pflichtmitglieder der Kammern auch
Pflichtmitglieder im Versorgungswerk ihres
Bundeslandes. Hier gilt, wie auch im Rahmen
der Europdischen Union, das Lokalitatsprin-
zip, d.h. Pflichtmitgliedschaft gilt dort, wo
der Beruf ausgelibt wird, wobei zeitweilige
Beschéaftigungen oder Tatigkeiten von bis zu
96 Monaten Ubergeleitet werden kdnnen auf
ein anderes \Versorgungswerk, um geringfi-
gige Teilrenten zu vermeiden. Hinsichtlich der
Pflichtversorgungsbeitrage, die von selbst-
stdndigen Berufsangehdrigen zu entrichten
sind, verfahren die verschiedenen berufsstan-
dischen Versorgungswerke flir Zahnéarzte nach
unterschiedlichen Bemessungsprinzipien. Es
lassen sich drei Hauptgruppen unterscheiden:

m Anknipfen an die Bemessungsgrenze der
gesetzlichen Rentenversicherung, entweder
mit deren aktuellen Beitragssatz oder
davon abgeleiteten Hochstbetragen;

m Prozentsatz vom Umsatz abzliglich Be-
triebsausgaben, teilweise gedeckelt durch
Bezugnahme auf den durchschnittlichen
Beitrag des vorletzten Jahres (z.B. dessen
1,3-fachen oder 1,7-fachen als Ober-
grenze);

m feste, nach dem Lebensalter gestaffelte
Beitragssatze.

Dariiber hinaus ist in vielen Versorgungs-
werken eine freiwillige Zuzahlung méglich.
Angestellte Mitglieder zahlen grundséatzlich
den jeweiligen Beitragssatz der gesetzlichen
Rentenversicherung bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze.

Steuerliche Behandlung

Der Gesetzgeber hat in Umsetzung einer
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
vom 6. Marz 2002 die Besteuerung von Alters-
einklinften grundsatzlich neu geregelt und

ist dabei dem Grundsatz der sog. ,nachgela-
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gerten Besteuerung” gefolgt. Dies bedeutet,
dass Aufwendungen fiir die Alterssicherung
grundséatzlich steuerfrei bleiben, die hieraus
resultierenden Rentenleistungen jedoch
besteuert werden. Von dieser umfassenden
Neuordnung der Besteuerung von Versor-
gungsaufwendungen und Alterseinkiinften im
Alterseinkiinftegesetz vom 5. Juli 2004 sind
auch die Mitglieder der berufsstandischen
Versorgungseinrichtung betroffen. Der Uber-
gang zur nachgelagerten Besteuerung erfolgt
schrittweise ab 2005. Fir die Kalenderjahre
2005 bis 2024 gilt eine Ubergangsregelung bis
zu einer vollstandigen Abziehbarkeit der Bei-
trdge auch an berufsstdndische Versorgungs-
einrichtungen als Sonderausgaben von der
Steuer, allerdings nur bis zu einer Héchstgren-
ze. Uber die Einzelheiten der Beitragserhebung
und des Leistungsspektrums, die sich aus den
jeweiligen Satzungen ergeben, unterrichtet Sie
Ihr Versorgungswerk. Zusammenfassend ist zu
sagen, dass die Versorgungswerke der Zahn-
arzte ihren Mitgliedern eine gute Absicherung
existenzieller Risiken bieten, die unser Freier
Beruf in Selbstverwaltung gestaltet und aus-
baut, ohne dabei auf staatliche Garantien oder
Zuschisse zu setzen.
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11. Grundlagen der zahnarztlichen Haftung
und des Risikomanagements

Patrick Weidinger

Eines der groBten Risikopotentiale zahn-
arztlicher Berufsauslbung ist die Haftung

fiir iatrogene Schaden. Deshalb sollten Sie
sich vertraut machen mit den Grundlagen
zahndrztlicher Berufshaftung einschlieBlich
der entsprechenden Regeln des 2013 in Kraft
getretenen Patientenrechtegesetzes (,Gesetz
zur Verbesserung der Rechte von Patientinnen
und Patienten"; §§ 630a ff. BGB/Burgerliches
Gesetzbuch).

Grundlagen der zahnirztlichen
Berufshaftung

Wie jede Arztin und jeder Arzt kann auch die
Zahnirztin oder der Zahnarzt haften, wenn er/
sie einer Patientin oder einem Patienten einen
Schaden zufigt. Dieser Schaden kann ein Per-
sonenschaden (z.B. eine Nervenldsion durch
Abrutschen mit dem Bohrer in den Mund-
boden), ein Sachschaden (z.B. die Verfirbung
einer Bluse durch Abdruckmaterial) oder ein
Vermdgensschaden (z.B. durch unvollstin-
dige Information Uber die vom Patienten zu
tragenden Kosten) sein.

Das deutsche Recht kennt zwei Anspruchs-
grundlagen, nach denen Schadenersatzan-
spriiche méglich sind: die Vertragshaftung
des Liquidierenden und die Deliktshaftung

des Handelnden. Liquidierender und Han-
delnder kdnnen ein und dieselbe Person sein,
z.B. wenn ein Praxisinhaber einen falschen
Zahn extrahiert. Liquidirende und Handeln-
de kdnnen aber auch personenverschieden
sein. Beispiel: Die angestellte ZFA fligt einem
Patienten bei der Zahnreinigung eine vermeid-
bare Verletzung zu. Gegenliber dem Patienten
haften sowohl die ZFA als Handelnde als auch
die Praxisinhaberin oder der Praxisinhaber aus
Behandlungsvertrag; diesen wird das Handeln
der ZFA als ihrer sog. Erflllungsgehilfin zu-
gerechnet.

0b Schadenersatz geschuldet wird, hdngt von
der Verantwortung des Schidigenden ab. Der
Zahnarzt haftet fiir einen Schaden des Patien-
ten, wenn er den gebotenen zahnarztlichen
Standard nicht gewahrt hat (Behandlungs-/
Diagnosefehler), wenn er den Patienten tiber
aufklarungsbedirftige Risiken nicht aufgeklart
hat (Aufklarungspflichtverletzung) oder wenn
ihm sonstige Sorgfaltspflichtverletzungen vor-
zuwerfen sind (z.B. wenn der Patient aufgrund
von Bodenndsse hingefallen ist oder er sich

an einer ungesichert herumliegenden Spritze
verletzt hat).

Grundsatzlich muss derjenige, der Schaden-
ersatz verlangt, die Berechtigung seiner An-
spriiche beweisen. In diesem Sinne muss ein

BZAK KZBV|Schritte in das zahnirztliche Berufsleben — ein Ratgeber fiir junge Zahnirztinnen und Zahnirzte| 2021



Patient der Zahnarztin oder dem Zahnarzt
sowohl den Behandlungsfehler als auch die
Kausalitdt des Fehlers fiir den Schaden nach-
weisen. In bestimmten Féllen wie dem eines
groben Behandlungsfehlers macht das Patien-
tenrechtegesetz zugunsten des Patienten Aus-
nahmen von diesem Grundsatz (§ 630h BGB).

So ist die Zahnéarztin oder der Zahnarzt in

der Regel daflir beweispflichtig, dass sie die
Patientin oder den Patienten Uber typische
Risiken eines Eingriffs informiert und aufge-
klart hat (§ 630h BGB). Zu diesen Aufkldrungs-
pflichten gehdrt, mdglichst Uber sdmtliche

fur die Einwilligung wesentlichen Umstande
zu informieren. Dies umfasst insbesondere
Art, Umfang, Durchflihrung, zu erwartende
Folgen und Risiken der MaBnahme sowie ihre
Notwendigkeit, Dringlichkeit, Eignung und
Erfolgsaussichten. Bei der Aufkldrung ist auch
auf Behandlungsalternativen hinzuweisen,
wenn mehrere medizinisch gleichermaBen
indizierte und Ubliche Methoden zu wesent-
lich unterschiedlichen Belastungen, Risiken
oder Heilungschancen fiihren konnen. Die
Aufkldrung muss mindlich, versténdlich und
so rechtzeitig erfolgen, dass die Patientin oder
der Patient die Entscheidung Uber die Ein-
willigung wohlberlegt treffen kénnen

(§ 630e BGB). Der Patientenaufkldrung kommt
auch aus strafrechtlichen Griinden eine

besondere Bedeutung zu. Nach standiger
Rechtsprechung ist jeder Eingriff tatbestand-
lich eine Korperverletzung, die nur dann nicht
zur Bestrafung fiihrt, wenn sie gerechtfertigt
ist. Ein solcher Rechtfertigungsgrund ist die
Einwilligungserkldrung der Patientin oder des
Patienten.

Da die Zahndrztin oder der Zahnarzt den
Rechtfertigungsgrund der Einwilligung und
damit auch das Aufklarungsgespréch samt
Inhalt beweisen muss, haben sie flir entspre-
chende Beweismittel zu sorgen. Am sichersten
ist der Dokumentationsbeweis méglichst mit
Unterschrift des Patienten. Hierflr sind die
Formulare der Fachverlage geeignet. Grund-
satzlich kann aber auch die Dokumentation
des Gesprdches in der Patientenkarteikarte ge-
ntigen. Nach dem Patientenrechtegesetz sind
zwei Dinge besonders zu beachten: Berichti-
gungen und Anderungen von Eintragungen
in der Patientenakte sind nur zuldssig, wenn
neben dem urspriinglichen Inhalt erkennbar
bleibt, wann sie vorgenommen worden sind;
dies gilt auch fiir die elektronische Patienten-
akte. Der Patientin bzw. dem Patienten sind
Abschriften von Unterlagen, die im Zusam-
menhang mit der Aufklarung oder Einwilli-
gung unterzeichnet wurden, auszuhandigen.
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Die hdufigsten Fehlerquellen

Haftungsquellen sind insbesondere Behand-
lungs- (Indikations-, Diagnose-, Therapie-)
und Aufklarungsfehler. Hier eine Auswahl
gutachterlicher Feststellungen:

Indikation

m Kommt die Zahndrztin oder der Zahn-
arzt nicht indizierten Patientenwiinschen
nach, kann dies Schadenersatzanspriiche
ausldsen. Ein Patient, der in laienhaftem
Unverstand aufgrund einer unsinnigen
Eigendiagnose eine Extraktion seiner Zahne
wiinscht, erteilt keine wirksame Einwilli-
gung in diese MaBnahme, da kein Heilein-
griff gegeben ist.

m Wird die Erhaltungswiirdigkeit von erhal-
tungsfahigen Zdhnen schon bei der ersten
Behandlung eines jugendlichen Patienten
ausgeschlossen, so entspricht dies nicht
gutem zahnirztlichen Standard.

m Erfolgt eine Extraktion ohne den mdglichen
Versuch der Zahnerhaltung, so entspricht
dies nicht dem zahnmedizinischen Stan-
dard.

Diagnose/Befunderhebung

Fehlerhaft ist das Unterlassen einer para-
dontalen Befunderhebung (Taschentiefe,
Lockerungsgrad, Blutungsneigung) vor dem
Einsetzen einer Modellgussprothese.

Eine postoperative Rontgenaufnahme ist
geboten, wenn nach der Extraktion der Ver-
dacht auf eine Kieferfraktur besteht.

Der Ursache der seit Wochen (im Ergebnis
bosartig) verdnderten Mundschleimhaut ist
nachzugehen.

Therapie

Die Eingliederung umfangreichen Zahn-
ersatzes ohne indizierte Parodontosebe-
handlung ist fehlerhaft.

Eine zahnprothetische Behandlung darf erst
nach Kariesbehandlung erfolgen.

Das Belassen von Wurzelresten stellt
grundsatzlich einen Behandlungsfehler dar.
Die Extraktion mittels Hebel ohne vorherige
Lockerung ist fehlerhaft.
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Aufklarung

m \Vor der chirurgischen Entfernung des
Weisheitszahns 48 ist tiber das Risiko der
Verletzung des nervus lingualis als Folge
der Osteotomie oder der Leitungsanasthesie
aufzukldren.

m Vor der Extraktion des Weisheitszahns ist
die Patientin oder der Patient Giber die er-
héhte Gefahr eines Kiefernbruchs zu be-
lehren. Kieferfrakturen gehdren zu den
Risiken, Gber die die Zahnarztin oder der
Zahnarzt die Patientin oder den Patienten
vor der Extraktion eines Weisheitszahns
aufzukldren hat.

m Fsist auf die massive Uberstopfung des
Wurzelkanals und die méglicherweise not-
wendig werdende Wurzelspitzenresektion
hinzuweisen.

Die Berufshaftpflichtversicherung

Die Berufsordnungen fordern eine Versiche-
rung der Zahndrztin bzw. des Zahnarztes
gegen Haftpflichtanspriiche aus beruflicher
Tatigkeit. So heiBt es in § 4 der Musterberufs-
ordnung der Bundeszahnarztekammer (Stand
7. November 2014): ,Der Zahnarzt muss gegen
Haftpflichtanspriiche aus seiner beruflichen
Tatigkeit versichert sein. Mit der Meldung bei

der Kammer und auf Verlangen der Kammer
hat der Zahnarzt seine Berufshaftpflichtver-
sicherung nachzuweisen.”

Die Berufshaftpflichtversicherung ist aber
nicht nur rechtlich, sondern auch tatséachlich
notwendig. Denn es kann zu Schadenersatz-
anspriichen in Dimensionen kommen, die man
mit seinem Privatvermdgen kaum stemmen
kann. So z.B. im Fall eines anaphylaktischen
Schocks nach Leitungsanasthesie, der infolge
des fehlerhaften Notfallmanagements des
Zahnarztes zu einem apallischen Syndrom
geflihrt hat. Zu den ausgeldsten Schaden-
ersatzpositionen gehdrten insbesondere das
Schmerzensgeld in Hohe von 500.000 Euro
sowie monatliche Leistungen von 4.000 Euro
fiir den Verdienstschaden und 6.000 Euro fir
die Heilbehandlungs- und Pflegekosten.

Eine ausreichende Versicherung sollte also
sichergestellt sein. Im Zweifel ist es ratsam,
sich beraten zu lassen. Bei der Auswahl einer
Versicherungsgesellschaft sollte man darauf
achten, dass diese eine eigene Arzthaftpflicht-
Schadenabteilung mit spezialisierten Juris-
tinnen und Juristen sowie Konsiliardrztinnen
und Konsiliardrzten unterhdlt. Nur dann ist es
moglich, auf Vorwiirfe des Patienten rechtlich
und medizinisch angemessen zu reagieren und
Arger sowie negative Publizitat zu vermeiden.
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Verhalten im Schadenfall

Statistisch wird jede Zahnérztin bzw. jeder
Zahnarzt mindestens einmal im Berufsleben
auf Schadenersatz in Anspruch genommen.
Hier geht es nicht um den offenbar unver-
meidbaren Kleiderschaden durch Abdruck-
material, sondern um Personenschaden durch
Behandlungs- oder Aufklarungsfehler. Die
entsprechende Palette reicht von Nervenldsio-
nen Uber Kieferbriiche bis hin zu schwersten
Dauerschdden. So z.B. in einem Fall, in dem
ein Zahnarzt nach vermutetem Verschlucken
eines Goldinlays keine Diagnostik veranlasste
und der Patient spater infolge des aspirierten
Inlays einen hypoxischen Hirnschaden erlitt
(Ruptur einer Lungenarterie).

Die Geltendmachung von Schadensersatz-
anspriichen kann auf verschiedenen Wegen
erfolgen, insbesondere

m durch Vorwirfe und Forderungsdrohung
des Patienten,

m durch Schreiben einer Rechtsanwéltin oder
eines Rechtsanwaltes, einer Schlichtungs-
stelle oder einer Krankenkasse,

m durch Zustellung eines Mahnbescheides
oder einer Klage.

In derartigen Situationen sollte der Haft-
pflichtversicherer sofort und so vollstandig
wie méglich informiert werden. Damit

stellt man nicht nur sicher, dass man einen
kompetenten Partner an seiner Seite hat. Man
beachtet auch die Versicherungsbedingungen,
welche vorschreiben, dass jeder Versiche-
rungsfall dem Versicherer unverziiglich anzu-
zeigen ist (sogar schon dann, wenn Schaden-
ersatzanspriiche konkret drohen).

Hier noch einige niitzliche
Handlungsempfehlungen:

m Dem ernstlichen Verlangen des Patienten
auf Einsicht in die Behandlungsunterlagen
oder Herausgabe von Kopien sollte nach-
gekommen werden. In § 630g BGB heiBt es
hierzu: ,Dem Patienten ist auf Verlangen
unverziiglich Einsicht in die vollstdndige,
ihn betreffende Patientenakte zu gewahren,
soweit der Einsichtnahme nicht erheb-
liche therapeutische Griinde oder sonstige
erhebliche Rechte Dritter entgegenstehen.
Die Ablehnung der Einsichtnahme ist zu
begrinden. [...] Der Patient kann auch elek-
tronische Abschriften von der Patientenakte
verlangen. Er hat dem Behandelnden die
entstandenen Kosten zu erstatten.”
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m Patientinnen und Patienten bzw. deren
Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwélte
sollten im versicherten Haftpflichtfall im-
mer an den Versicherer verwiesen werden.
Denn diese flihren fir sie die entsprechen-
de Korrespondenz.

m Gegen einen Mahnbescheid ist mit dem
jeweils beiliegenden Formular fristgemaf
Widerspruch einzulegen und der Versiche-
rer ist umgehend zu informieren.

m Bei einer Klagezustellung sind unbedingt
die Gerichtsfristen zu beachten, damit
nicht alleine wegen Fristversaumnis eine
Verurteilung erfolgt. Auch hier ist der Ver-
sicherer zu informieren.

m Fine Rechtsanwiéltin oder einen Rechtsan-
walt sollte man immer nur nach Abstim-
mung mit dem Versicherer beauftragen.
Etwas anderes gilt, wenn eine Klage
zugestellt wurde und die Gerichtsfristen
unmittelbar abzulaufen drohen.

m Cave: Fir die Einhaltung von Fristen wie
der Klageerwiderungsfrist ist die Zahnarztin
oder der Zahnarzt verantwortlich!

Strafverfahren

Wahrend sich Zivilverfahren mit dem Scha-
denersatz befassen, geht es in Strafverfahren
um eine mdgliche Geld- oder Freiheitsstrafe.
Strafverfahren wegen Behandlungs- oder
Aufklarungsfehlern sind zwar selten, dafir
aber wegen der maglichen Strafe, der Of-
fentlichkeitswirkung sowie den mdglichen
berufsrechtlichen Folgen zumindest psychisch
belastend.

Im schlimmsten Fall kann neben einer Frei-
heitsstrafe noch ein Berufsverbot drohen.
Wird gegen Sie ermittelt, ist eine anwaltliche
Vertretung immer sinnvoll. Zur Priifung einer
Kosteniibernahme sollten Sie Ihren Haft-
pflichtversicherer und lhren Rechtsschutzver-
sicherer Uber die Einleitung eines Strafverfah-
rens umgehend informieren.
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Sicherheit fiir Praxisgriinderinnen
und Praxisgriinder

Die eigene Praxis - das ist die Idee. Dann wird
gerechnet, ein Businessplan wird erstellt, das
Praxiskonzept im Detail ausgearbeitet und
schlieBlich entschieden: Die Startphase in die
Selbststandigkeit kann beginnen. Selbststandig
als Zahnarztin bzw. Zahnarzt.

Allerdings: Der Schritt in die Selbststandigkeit
ist fr junge Zahnarztinnen und Zahnarzte ein
ganz besonderes Ereignis. Es ist ein bedeu-
tender und (hoffentlich) einmaliger Schritt im
Berufsleben. Bestens ausgebildet und erfahren
in der zahnmedizinischen Behandlung, sind
junge Praxisgriinderinnen und Praxisgriinder
nun in unternehmerischer, betriebswirtschaft-
licher und rechtlicher Hinsicht gefordert.

Viele Faktoren beeinflussen den zukiinftigen
wirtschaftlichen Weg. Denn unternehmerische
Risiken sind von nun an die Wegbegleiter.
Diese gilt es zu erkennen, zu begrenzen bzw.
auszuschalten. Ungeschitzt kann alles auf
dem Spiel stehen: Die Praxis wie auch die
personliche Lebensplanung.

Im Folgenden ist Uiber verschiedene Versiche-
rungen zu sprechen, die zur Verfligung stehen,

um die privaten und beruflichen Risiken
finanziell abzusichern. Eines aber vorab: Die
Beratung eines kompetenten Représentanten
einer Versicherung, die sich idealerweise auf
den Heilberufesektor spezialisiert hat, kdnnen
diese ,Hinweise" nicht ersetzen. Zu individuell
sind die Anforderungen und Anspriiche einer
jeden Zahnarztin bzw. eines jeden Zahnarztes
und der Praxis.

Von tragbaren und existentiellen Risiken

Die Chancen des Marktes zu nutzen und deren
Risiken richtig einzuschadtzen sind die De-
terminanten der Freiberuflichkeit. Hier ist von
den Risiken die Rede, deren Bewertung eine
individuelle Risikoanalyse voraussetzen. Ab-
gesehen von den Risiken, deren Absicherung
gesetzlich bzw. nach der Berufsordnung der
Zahndrztekammern vorgeschrieben ist, kénnen
unter Kosten-Nutzen-Erwdgungen zundchst
zwei Unterteilungen getroffen werden:

m Ein Risiko kann als tragbar beurteilt werden,
d. h. im Schadenfall kann der finanzielle
Schaden aus der eigenen Kasse bezahlt
werden oder

m die finanzielle Belastung kann im Scha-
denfall so hoch sein, dass sie zu einer
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existentiellen Gefahr fiir die Praxis werden
kann und daher durch eine Versicherung
abzusichern ist.

Es kommt also immer auf die finanzielle Belas-
tung an. Gefahren, welche die Existenz bedro-
hen, missen versichert sein. Dies betrifft nicht
nur die Versicherung der Berufshaftpflicht
(siehe Kapitel 11), sondern auch viele andere
Risiken. Um diese geht es im Folgenden.

Erster Gefahrenpunkt:
Die Absicherung des Praxisdarlehens

Hier gibt es keine Uberlegungen hinsichtlich
der Risikolage. Eine Bank wird und muss bei
einer Kreditvergabe Sicherheiten verlangen.
Praxisgriinderinnen und Praxisgriinder werden
mit einem Existenzgriindungs- und Finanzie-
rungskonzept vorsprechen und iiberzeugen
miissen. Fin Trost: Uber 80% aller Existenz-
grindungen in Deutschland werden finan-
ziert. Auch die meisten Zahnarztinnen und
Zahnérzte kénnen ihre Praxis nur mit einer
Finanzierung realisieren.

Die richtige Finanzierungsstrategie will wohl
tberlegt sein, denn schlieBlich muss die junge
Zahndrztin oder der junge Zahnarzt in der

Regel ein betrdchtliches Darlehen aufnehmen.
Dazu gehdren folgende Schritte:

m Ermittlung des Gesamtfinanzierungsbedarfs

m Erstellung eines Finanzierungskonzepts
inklusive dffentlicher Mittel

m Beschaffung notwendiger Kreditunterlagen

m Einholen und Vergleich alternativer
Finanzierungsmdglichkeiten - auch unter
steuerlichen Gesichtspunkten

Wichtig dabei: die Finanzierung der Praxis-
griindung sollte neben den beruflichen

auch die privaten Rahmenbedingungen und
Zukunftsplane einbeziehen. Dabei geht es
vor allem darum, finanziellen Spielraum flr
private Investitionen zu haben, Vorsorge, Im-
mobilienerwerb und Praxisgriindungsinvesti-
tionen optimal aufeinander abzustimmen.

Eine nach wie vor finanziell und vor allem
auch steuerlich attraktive Moglichkeit der
Finanzierung ist, das Darlehen ber eine Versi-
cherung zu tilgen. Das Prinzip ist einfach: Die
Tilgung des Bankdarlehens erfolgt zu einem
festgelegten Zeitpunkt tber die Ablaufleistung
der Versicherung oder einen Riickkaufswert
dieser parallel abgeschlossenen Absicherung.
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Das Praxiskonzept

Um die Herausforderungen einer Praxis-
grindung erfolgreich zu meistern, ist ein
ganzheitliches Finanzierungskonzept zu
entwickeln, das durch konsequente Nutzung
von Steuer- und Renditevorteilen neben der
Finanzierung der Zahnarztpraxis idealerweise

auch die privaten Wiinsche und Ziele realisiert.

Wie kann das funktionieren? Die ,Big Points",
die ein durchdachtes ,Praxiskonzept" beriick-
sichtigen muss:

MaBgeschneiderte Darlehenslaufzeit:

Im Gegensatz zu einer herkdmmlichen Nieder-
lassungsfinanzierung, die in der Regel auf

10 bis maximal 15 Jahre ausgelegt ist, sollte
eine individuelle Gestaltung der Darlehens-
laufzeit, gegebenenfalls bis zum angestrebten
Rentenzeitpunkt, vereinbart werden.

Maximale Steuerersparnis:

Die Vorteile einer endfélligen Tilgung sind zu
nutzen, wobei ein gleichbleibender Schuldzin-
senabzug lber die gesamte Darlehenslaufzeit
eine Steuerersparnis ermdglicht.

Kapitalaufbau: Die eingesparten Tilgungsra-
ten werden in eine konventionelle oder fonds-
gebundene Rentenversicherung investiert.

Altersvorsorge:

Durch das langfristige Ausschdpfen der
Steuer- und Renditevorteile wird ein Beitrag
fiir die Altersvorsorge generiert. Das fiir die
Tilgung nicht bendtigte Kapital kann dann
entweder als Einmalbetrag oder bei geringer
steuerlicher Belastung als Rente ausgezahlt
werden.

Zweiter Gefahrenschwerpunkt: die
Arbeitskraft der Chefin und des Chefs

Ohne die Arbeitskraft der Zahnarztin oder des
Zahnarztes lauft nichts. Wird die Praxisinha-
berin oder der Praxisinhaber berufsunfahig, sei
es durch Unfall oder Krankheit, kommt kein
Geld in die Kasse und die Praxis muss voriiber-
gehend oder sogar auf Dauer geschlossen
werden.

Berufsunfahigkeitsversicherung

Die Berufsunfahigkeitsversicherung (BU) ist
die finanzielle Absicherung bei Einkommens-
ausfallen. Nicht umsonst verklinden Ver-
braucherschiitzer und Versicherer unisono die
Wichtigkeit dieser Versicherung. Sie ist flir die
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Praxisgriinderin oder den Praxisgriinder ein
.Muss"

Die Grundabsicherung fiir Zahnarztinnen und
Zahndrzte ist die obligatorische berufsstandi-
sche Absicherung lber das Versorgungswerk.

Allerdings kdnnte diese Leistung dem Umfang
und der Héhe nach nicht den Anspriichen und
Erwartungen entsprechen.

Eine private BU ist dann eine sinnvolle Er-
ganzung. Sie leistet ndmlich nicht nur dann,
wenn der Beruf des Zahnarztes bei 100 %iger
Berufsunfahigkeit berhaupt nicht mehr aus-
gelibt werden kann, sondern auch bei lediglich
teilweiser Berufsunfahigkeit.

Durch eine private BU mit einem passen-

den Leistungsangebot lassen sich die damit
programmierten finanziellen Belastungen
absichern. Zahnérztinnen und Zahnarzte
konnen mit einem garantierten monatlichen
Ersatzeinkommen rechnen, das sie nach ihrem
personlichen Bedarf vereinbaren.

Vor allem aber bekommen sie die volle verein-
barte Leistung bereits ab 509% Berufsunfahig-
keit. Eine Reihe weiterer Leistungen ,Ohne
Wenn und Aber" sind im Berufsunfahigkeits-

schutz der Deutschen Arzteversicherung
enthalten - und zwar in ganz zahnarztspezi-
fischen Detailbereichen. So z.B. bei einer He-
patitis-Infektion, ohne dass ein behordliches
Tatigkeitsverbot ausgesprochen werden muss.

Als Fazit Idsst sich festhalten: Bei der privaten
Berufsunfahigkeitsversicherung kommt es
nicht nur auf die zu zahlende Pramie, sondern
auch und vor allem auf die Bedingungen an.
Die Qualitdt steht im Vordergrund. Zu prifen
ist:

m st das Versicherungsunternehmen
spezialisiert auf den Heilberufesektor?

m Bietet es zahnarztspezifische Bedingungen?

m Hat es einen unabhingigen &rztlichen/
zahnarztlichen Beirat, der bei Meinungs-
verschiedenheiten im Leistungsfall als
unabhdngiges Gremium die Interessen des
Zahnarztes vertritt?

Private Unfallversicherung

Die Arbeitskraft der Praxisinhaberin bzw. der
Praxisinhaberin bzw. des Praxisinhabers kann
durch einen Unfall erheblich und sogar auf
Dauer beeintrachtigt werden. Die Absicherung
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tber eine Unfallversicherung ist deshalb sinn-
voll, um die dadurch ausgeldsten wirtschaft-
lichen Folgen abzufedern.

Niedergelassene Zahnarztinnen und Zahnarzte
konnen sich bei der Berufsgenossenschaft

fur Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege
(BGW) versichern - es besteht jedoch keine
Pflichtmitgliedschaft. Deren Leistungspalette
ist allerdings auch im Gegensatz zur privaten
Unfallversicherung sehr begrenzt.

Die private Unfallversicherung bietet eine Viel-
zahl von Leistungsbausteinen. Sie gilt - anders
als die gesetzliche Unfallversicherung - rund
um die Uhr, also im Beruf und in der Freizeit,
und das weltweit. Wie schon der Name sagt,
werden Leistungen ausschlieBlich nach Un-
féllen gezahlt, nicht aber bei Berufsunfahigkeit
infolge einer Krankheit. Bleiben als Folge eines
Unfalles dauerhaft gesundheitliche Schaden
zuriick, wird die sog. Invaliditatsleistung fallig.
Schon ab einer festgestellten Teilinvaliditat
wird ein entsprechend vereinbarter Kapital-
anteil bezahlt - ab einem Invaliditdtsgrad von
1%. Fiir Zahndrztinnen und Zahnérzte werden
Spezialbedingungen geboten, um wichtige
zahnarztspezifische Leistungen bzw. Risiken
einzuschlieBen. Zum Beispiel ldsst sich verein-
baren:

m verbesserte zahnarztspezifische Gliedertaxe

m Uberproportional steigende Invaliditatsent-
schadigung

m Unfélle bei Rettung von Menschenleben,
infolge erhéhter Kraftanstrengung und im
Umgang mit Rontgen- und Laserstrahlen

m Mitversicherung besonderer Infektions-
krankheiten

m Vorschuss bei schwerwiegenden Unfallver-

letzungen

Kosten fiir kosmetische Operationen

Bergungskosten

Reha-Management

Unfallkrankenhaustagegeld mit und ohne

Genesungsgeld

Krankentagegeldversicherung

Wenn Zahnérztinnen und Zahnarzte arbeits-
unfdhig werden, drohen sofort Umsatzein-
buBen. Die Krankentagegeldversicherung
sichert das Einkommen. Das Tagegeld kann
bis zur Hohe des Nettoeinkommens vereinbart
werden und wird bezahlt, ob sie als Patient

im Krankenhaus liegen oder wegen Arbeits-
unfahigkeit zuhause behandelt werden. Als
Zahlungsbeginn kann mit dem Versicherer ein
Tag X nach der festgestellten Arbeitsunfahig-
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keit - der sogenannten Karenzzeit - vereinbart
werden.

Der Versicherungsbeitrag richtet sich nach

der Hohe des Tagegeldes, der Karenzzeit, dem
Eintrittsalter und dem Gesundheitszustand. Zu
beachten ist, dass die Hohe des vereinbarten
Tagegeldes das Nettoeinkommen nicht dber-
steigen darf, denn im Schadenfall ist dieses
nachzuweisen.

Flir Existenzgriinder ist das Krankentage-

geld als Kompensation fur das ausbleibende
persdnliche Einkommen unverzichtbar. Um

die Hohe der Prémie und der notwendigen
Versicherungsleistungen richtig auszutarieren,
mussen die familiaren Aufwendungen, die
personliche Risikomentalitdt und die finanziel-
len Reserven berticksichtigt werden.

Dritter Gefahrenschwerpunkt:
Der laufende Betrieb der Praxis

Das Einkommen im Krankheitsfall wird (siehe
oben) durch das Krankentagegeld abgesichert.
Doch wie ist es mit den laufenden Kosten der
Praxis? Schnell konnen diese Kosten einen
sechsstelligen Betrag erreichen.

Praxis-Ausfallversicherung
Sie greift bei:

m Krankheit oder Unfall des Praxisinhabers
m Quarantine

Bezahlt werden die fixen Betriebskosten wie

m Miete bzw. Pacht

m Personalkosten

Blirokosten wie Reinigung, Strom, Gas,
Wasser, Heizung, Telefon

m Buchhaltungskosten

m Versicherungspramien
]
]

Steuern und Abgaben sowie
Finanzierungskosten und Leasingraten.

Die Praxis-Ausfallversicherung sollte in der
Praxisabsicherung nicht fehlen. Sie umfasst
die Erstattung der laufenden Praxiskosten oder
auch Vertreterkosten und wird bedarfsgerecht
in unterschiedlichen Varianten angeboten - je
nachdem, ob z.B. ausschlieBlich die Kosten
eines Praxisvertreters abgedeckt werden sollen
bis hin zu einer umfassenden Absicherung.
Andererseits kdnnen auch ganz gezielt einzel-
ne Leistungselemente ausgeschlossen werden,
wenn diese schon lber andere Versicherungen
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abgedeckt sind. Sie ist duBerst flexibel bzgl.
der Leistungsdauer oder dem Beginn der
Erstattung (sog. Karenzzeiten). Das wirkt sich
natlrlich beitragsmindernd aus.

Praxis-Vielschutzversicherung

Ein Kurzschluss in der Verkabelung, ein Defekt
in einem elektrischen Gerat, eine nicht voll-
standig erloschene Kerze oder Ursachen an die
man gar nicht denkt, konnen Schaden verur-
sachen, die das Inventar einer Praxis vollstan-
dig zerstdren oder unbrauchbar machen. Auch
der Verlust von Patientendaten kann dazu
fuihren, dass an einen reibungslosen Praxisab-
lauf nicht mehr zu denken ist. Aber nicht nur
ein Feuer kann zu solch fatalen Folgen flihren.
Bei einem Einbruch-Diebstahl z.B. muss man
sich nicht nur lber das gestohlene Inventar
argern, sondern auch die Beschddigungen an
Tiren und Fenstern beheben lassen. Ganz zu
schweigen von den Vandalismus-Schaden,

die die Tater oftmals hinterlassen, wenn sie

nicht im gewiinschten AusmaB flindig werden.

Die Praxisinhaltsversicherung, die Schaden
durch Brand, Einbruchdiebstahl einschlieBlich
Vandalismus, Leitungswasser, Sturm und Hagel
deckt, ist ein ,Muss".

Hierbei ist auch noch die Betriebsunterbre-
chung enthalten. Wenn namlich die Praxis
durch diese Ereignisse schlieBen muss oder
nur eingeschrankt genutzt werden kann,
uberbrickt die Betriebsunterbrechungsver-
sicherung die Ausfallzeiten finanziell. Ersetzt
werden nicht nur laufende Kosten wie Miete,
Léhne und Gehalter, sondern auch der ent-
gangene Gewinn.

Vielfach wird das Uberschwemmungsrisiko
unterschatzt. Wer weit weg von Rhein, Elbe
und Main wohnt, denkt oft nicht daran, dass
Riickstau-Schaden genau so verheerend sein
kédnnen. Denn hdufig passiert es, dass die
Kanalisation die Wassermassen nicht mehr
aufnehmen kann.

Folge: Nach dem Prinzip der kommunizieren-
den Rohren steigt auch der Pegel in den Rohr-
leitungen von entfernt gelegenen Anwesen.

Elektronik-Versicherung

Die Elektronik-Versicherung wird oft nur als
.Kann"-Versicherung eingestuft, also als eine
Versicherung, die nicht unbedingt sein muss.
Eine Fehleinschdtzung. Die technischen Gerate
- von der vernetzten EDV-Anlage bis zu dem
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Rontgengerat - haben in der Zahnarztpraxis
ein hohes Investitionsvolumen. Die Elektronik-
Versicherung deckt Schaden, die aufgrund von

m Verschmoren, Versengen, Kurzschluss oder
Uberspannung,

m Fahrléssigkeit oder unsachgemaBe Hand-
habung,

m vorsatzliche Handlungen Dritter oder

m Wasser

am Gerét auftreten kdnnen. Zu beachten sind
die Angebote von Spezialanbietern, die Selbst-
behalte zulassen, um dadurch die Pramie zu
reduzieren. Praxisgriinder erhalten oft auch
Sonderrabatte.

Rechtsschutzversicherung -
damit Sie zu lhrem Recht kommen

Warum eine Rechtsschutz-Versicherung? Die
Praxis, die Mitarbeiter, das Privatleben - fir
Niedergelassene Zahnarztinnen und Zahnarzte
setzt sich das Leben aus vielen Komponenten
zusammen. Nicht immer l3uft alles reibungs-
los oder kann gtlich geklart werden. Manch-
mal trifft man sich am Ende sogar vor Gericht.
Die kurze Antwort auf die eingangs gestellte
Frage: Eine Rechtsschutzversicherung tber-

nimmt fast sadmtliche Kosten, die im Zusam-
menhang mit einem Rechtsstreit entstehen,
also z.B. Anwalts-, Sachverstandigen- und
Gerichtskosten.

Zum Beispiel, wenn Zahndrztinnen und Zahn-
arzte mit einer Klage wegen eines Behand-
lungsfehlers oder einer fehlerhaften Diagnose
konfrontiert werden. Und genauso, wenn
Mitarbeitende gegen ihre angeblich nicht
rechtmaBige Kiindigung klagen.

So ist die Rechtsschutzversicherung gera-

de flir Zahnéarztinnen und Zahnéarzte eine
wichtige Versicherung. Denn wer téglich die
Verantwortung flr die Gesundheit anderer
Menschen Ubernimmt, tragt natlrlich immer
ein gewisses Risiko - auch wenn er dabei
selbst absolut gewissenhaft handelt. Missen
sich Zahnarztinnen und Zahnarzte schlieBlich
vor Gericht verantworten, drohen neben dem
unvermeidlichen Imageschaden auch enorme
Prozesskosten. Es sei denn, sie haben sich fir
den Fall der Félle durch eine Rechtsschutzver-
sicherung abgesichert.
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Und auch auBerhalb der Praxis lauern haufig
juristische Stolperfallen: Der Unfallgegner
will seine Schuld nicht eingestehen, das
Mdbelhaus liefert mangelhafte Ware oder
das Finanzamt erkennt die Werbungskosten
nicht an. Der Weg zum Kadi ist dann oft nicht
mehr weit. Auch diese Szenarien lassen sich
durch die Rechtsschutzversicherung abdecken.
Weitere Optionen sind die Absicherungen bei
Auseinandersetzungen mit dem Nachbarn
oder dem Vermieter durch den Wohnungs-
und Grundstlcks-Rechtsschutz.

Inhalt
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Fortbildung

Die erteilte Approbation berechtigt die Zahn-
arztin und den Zahnarzt zur dauerhaften Aus-
Gibung der Zahnheilkunde. Selbstverstandlich
gehdren die berufsbegleitende Aktualisierung
des Wissens und eine kontinuierliche Erweite-
rung der fachlichen Kompetenz zum beruf-
lichen Selbstverstdndnis der Zahnarzteschaft
und des gesamten zahnarztlichen Praxisteams.
Eine Grundlage ist der § 2 der Musterberufs-
ordnung Zahnérzte (https://www.bzaek.de/
recht/gesetze-und-verordnungen.html).
Trotz der lang bewahrten berufsstandischen
Regelung hat der Gesetzgeber eine Nachweis-
pflicht der zahnérztlichen Fortbildung auch
gesetzlich verankert. Mit der Gesundheits-
reform 2004 ist die Pflichtfortbildung gemaB
§95d SGB V Bestandteil des Vertragszahnarzt-
rechts geworden. Vertragszahnarztinnen und
-zahnirzte sind deshalb auch gemaB § 95d
SGB V zur fachlichen Fortbildung verpflichtet.
Der § 95d SGB V enthilt die Verpflichtung fir
den Vertrags(zahn-)arzt, sich in dem Umfang
fachlich fortzubilden, wie es zur Erhaltung und
Fortentwicklung der zu einer Berufsausilibung
in der vertrags(zahn-)arztlichen Versorgung
erforderlichen Fachkenntnisse notwendig ist.

Leitsdtze zur Fortbildung und zur
Punktebewertung

Die ,Leitsatze der Bundeszahnarztekammer,
der Deutschen Gesellschaft fir Zahn-, Mund-
und Kieferheilkunde und der Kassenzahnéarzt-
lichen Bundesvereinigung zur zahnéarztlichen
Fortbildung” regeln die Fortbildungsinhalte,
die Fortbildungsmethoden, das Qualitats-
management und die Organisation von
FortbildungsmaBnahmen. Zudem werden die
Relevanz der Fortbildungsinhalte sowie die
Sicherung der Unabhéngigkeit zahnarztlicher
Fortbildung beschrieben. Die Punktevergabe
fiir besuchte Fortbildungsveranstaltungen
erfolgt ausschlieBlich auf Grundlage der Kri-
terien zur ,Punktebewertung von Fortbildung
BZAK | DGZMK" Die Dokumente sind hier
einzusehen: https:/fwww.bzaek.de/berufs-
ausuebung/fort-und-weiterbildung.html

Fortbildungspflicht gema3 § 95 d SGB V

Nach § 95 d SGB V ist jeder Vertragszahn-
arzt zur regelmaBigen fachlichen Fortbildung
verpflichtet und muss alle fiinf Jahre seiner
KZV gegeniiber nachweisen, dass er der Pflicht
nachgekommen ist. Die Zeit des Mutterschut-
zes bzw. Elternzeit ist nicht automatisch Teil
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dieser flinf Jahre. Bitte wenden Sie sich bezlg-
lich Fragen zur Anerkennung von Punkten aus
dieser Zeit an die zustdndige Kassenzahnarzt-

liche Vereinigung.

Umfang der Fortbildung

Seit Juli 2004 miissen 125 Fortbildungspunkte
(Mindestpunktzahl) innerhalb von 5 Jahren
gesammelt und zum Nachweis fristgerecht bei
der KZV eingereicht werden. Fiir das Selbststu-
dium von Fachliteratur werden zehn Punkte
pro Fortbildungsjahr angerechnet.

Assistenz- Masterstudiengang
zeit

Weiterbildung

Sanktionen

Erbringt eine Vertragszahnarztin oder ein
Vertragszahnarzt den erforderlichen Nachweis
iber 125 Punkte in 5 Jahren nicht oder nicht
vollstdndig, ist die KZV gesetzlich verpflichtet,
den Vergltungsanspruch des Zahnarztes fiir
die ersten vier Quartale, die auf den Flnf-
Jahres-Zeitraum folgen, um zehn Prozent zu
kiirzen.

Curriculum/ Tatigkeitsschwerpunkt
Strukturierte
Fortbildung

«Msc."

)4

Fachzahnarzt

- Oralchirurgie

- Kieferorthopadie

- Offentliches
Gesundheitswesen

Inhalt
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Fortbildungsmdglichkeiten

Als anerkannte Fortbildungsmdglichkeiten

gelten

m Fortbildungsveranstaltungen (z.B. Kongres-
se, Seminare, Kurse, Kolloquien, Demons-
trationen, Ubungen)

m klinische Fortbildungen (z.B. Visiten, Hospi-
tationen und Fallvorstellungen)

m interkollegiale Fortbildung wie Qualitdts-
zirkel oder Studiengruppen

m Curricular vermittelte Inhalte, z.B. in Form
strukturierter Fortbildung

m Mediengestiitztes Eigenstudium (Fach-
literatur, elektronische, internetbasierte,
digitale Lehr- und Lernmittel).

Strukturierte Fortbildung

In den wissenschaftlich definierten Teil-
bereichen der Zahn-, Mund- und Kieferheil-
kunde (z.B. Implantologie, Parodontologie,
Endodontie, restaurative Zahnheilkunde,
allgemeine Zahnheilkunde etc.) bieten die
Zahnirztekammern, die APW (Akademie
Praxis und Wirtschaft) oder wissenschaftliche
Fachgesellschaften die sog. ,strukturierte
Fortbildung” an. Diese erfolgt in curricularer
Form. Die Curricula sind fachlich mit denen

der Deutschen Gesellschaft fiir Zahn-, Mund-
und Kieferheilkunde (DGZMK) abgestimmt und
damit jeweils auf dem aktuellen wissenschaft-
lichen Stand. Innerhalb der Curricula werden
thematisch strukturierte Blocke vorgegeben.
Der zeitliche Aufwand flr diese modular
aufgebaute, strukturierte Fortbildung bewegt
sich, je nach Fachgebiet, zwischen 70 und 140
Stunden. Nach erfolgreich abgelegter Priifung
erhalten die Teilnehmer ein entsprechendes
Zertifikat.

Tatigkeitsschwerpunkt

Als ideale Voraussetzung fuir den Erwerb

der besonderen Kenntnisse und Fertigkeiten
fir einen Tatigkeitsschwerpunkt wird das
Absolvieren eines Curriculums oder einer
strukturierten Fortbildung angesehen. Tatig-
keitsschwerpunkte weisen auf besondere
Kenntnisse, Fertigkeiten sowie nachhaltige
Tatigkeit in einem Bereich der Zahn-, Mund-
und Kieferheilkunde hin, in dem bereits eine
strukturierte, zertifizierte Fortbildung erfolgt
ist. Die Anerkennung von Tatigkeitsschwer-
punkten erfolgt Gber die (Landes-)Zahnarzte-
kammern.
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Masterstudienginge

Masterstudiengdnge bieten eine berufliche
Qualifizierung im Rahmen eines Post-Gradua-
te-/Aufbaustudiums mit akademischem Grad;
sie werden durch Universitdten angeboten.
Postgraduale Studiengdnge berechtigen in
der Regel zur Fiihrung des Grades ,Master of
science (Msc.)"

Leitlinien - lassen Sie sich leiten

Zahnérztinnen und Zahnérzten steht die
Wahl der therapeutischen Mittel frei. Sie
haben bei seiner zahnarztlichen Tatigkeit die
Regeln der zahnérztlichen Kunst und den
allgemein anerkannten Stand der medizini-
schen Erkenntnisse zu beriicksichtigen und

hierauf ihre Behandlungs- und Verordnungs-
weise einzurichten. Leitlinien sind dabei
wertvolle Begleiter im klinischen Alltag. Sie
berlicksichtigen aktuelle wissenschaftliche
Erkenntnisse, bewahrte Verfahren, aber auch
6konomische Gesichtspunkte. Sie enthalten
klare, praxisnahe Handlungsempfehlungen,
stellen jedoch keine Bevormundung dar, denn
die Anwendbarkeit muss bei jedem Patienten
individuell hinterfragt werden. Leitlinien sollen
vielmehr als nicht bindende ,Handlungs- und
Entscheidungskorridore” gelten und haben
weder haftungsbegriindende noch haftungs-
befreiende Wirkung. Die Arbeitsgemeinschaft
der Wissenschaftlichen Medizinischen Fach-
gesellschaften (AWMF) unterscheidet 3 Stufen
von Leitlinien:

Stufe (S1): Stufe (S2): Stufe (S3):

Handlungsempfehlungen
von Expertengruppen, die
im informellen Konsens
erarbeitet und vom
Vorstand einer Fachge-
sellschaft verabschiedet
wurden.

Konsensbasierte Leitlinien
(S2k) und evidenzbasierte
Leitlinien mit formaler

Evidenz-Recherche (S2e).

Diese umfassen Leitlinien
mit allen Elementen
systematischer Entwicklung.

Inhalt
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Ubergeordneter Entscheidungstrager fiir Muster-Weiterbildungsordnung:
zahnmedizinische Leitlinien ist die Task-Force-  https://www.bzaek.de/recht/gesetze-und-
Qualitat beim Zentrum Zahnérztliche Qualitat verordnungen.html|

(22Q) als gemeinsames Gremium von DGZMK,

Bundeszahnirztekammer (BZAK) und Kassen-

zahnérztlicher Bundesvereinigung (KZBV).

Weiterbildung

Die zahnérztliche Weiterbildung dient - anders
als die Fortbildung - der Spezialisierung des
Zahnarztes auf einem Teilgebiet der Zahn-,
Mund- und Kieferheilkunde. Die rechtlichen
Grundlagen regeln die Weiterbildungsord-
nungen der Kammern auf Grundlage der
Muster-Weiterbildungsordnung der BZAK. Die
Qualifizierung als Fachzahnarzt ist in den Teil-
gebieten Oralchirurgie, Kieferorthopadie, Of-
fentliches Gesundheitswesen, Parodontologie
(nur im Kammerbereich Westfalen-Lippe) und
Allgemeine Zahnheilkunde (nur im Kammer-
bereich Brandenburg) maglich. Voraussetzung
ist eine mindestens dreijahrige Vollzeitaus-
bildung mit theoretischem Unterricht und
praktischer Ausbildung sowie, je nach Weiter-
bildungsordnung, der Nachweis liber ein Jahr
allgemeinzahnarztlicher Tatigkeit.

Inhalt
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14. Die Telematikinfrastruktur und

ihre Anwendungen
Kourosh Giirtler

Telematikinfrastruktur

Mit dem Gesetz zur Modernisierung der Ge-
setzlichen Krankenversicherung im Jahr 2004
schuf der Gesetzgeber die Rahmenbedingun-
gen fir die elektronische Gesundheitskarte
(eGK) und setzte zugleich den Grundstein fiir
die Digitalisierung des deutschen Gesund-
heitswesens.

Die Einflihrung und Weiterentwicklung der
eGK sowie die Schaffung der zu ihrer Nutzung
erforderlichen Informations-, Kommunika-
tions- und Sicherheitsinfrastruktur - kurz:
Telematikinfrastruktur - wurde der gematik
GmbH (urspriinglich: gematik - Gesellschaft
fiir Telematikanwendungen der Gesundheits-
karte mbH) gesetzlich aufgetragen.

Eine der Hauptaufgaben der gematik GmbH ist
die Definition rechtsverbindlicher Standards
und Spezifikationen fiir alle Komponenten
und Dienste, die in der Telematikinfrastruktur
verwendet werden, um deren Funktionalitat,
Kompatibilitdt und Sicherheit zu gewahr-
leisten und damit sie von allen Akteuren im
Gesundheitswesen genutzt werden kdnnen.
Die gematik GmbH entscheidet in diesem
Zusammenhang auch Uber die Zulassung von
Komponenten und Diensten.

Die Telematikinfrastruktur als solches bildet
die technische und organisatorische Grund-
lage flr die Vernetzung samtlicher Akteure des
deutschen Gesundheitswesens. Sie ermdglicht
einen interdisziplindren Datenaustausch und
unterstiitzt die verschiedenen Anwendungen
der eGK sowie weitere interoperable und
kompatible Anwendungen.

Mit dem Gesetz zum Schutz elektronischer
Patientendaten in der Telematikinfrastruktur
(Patientendatenschutzgesetz) hat der Gesetz-
geber in § 306 SGB V die Telematikinfrastruk-
tur erstmals legaldefiniert. Demnach umfasst
die Telematikinfrastruktur

1. eine dezentrale Infrastruktur, bestehend aus
Komponenten zur Authentifizierung und
zur sicheren Ubermittlung von Daten in die
zentrale Infrastruktur,

2. eine zentrale Infrastruktur, bestehend aus
sicheren Zugangsdiensten als Schnittstelle
zur dezentralen Infrastruktur und einem
gesicherten Netz einschlieBlich der fiir den
Betrieb notwendigen Dienste sowie

3. eine Anwendungsinfrastruktur, bestehend
aus Diensten flir die Anwendungen nach
dem Elften Kapitel SGB V.
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Die in der Zahnarztpraxis flr eine Anbindung
an die Telematikinfrastruktur vorzuhaltenden
Komponenten sind der dezentralen Infra-
struktur zuzuordnen. Fiir eine Anbindung an
die Telematikinfrastruktur werden ein Router
mit einem speziellen Funktionsumfang und
einem erhohten Sicherheitsniveau (der sog.
Konnektor), ein eHealth-Kartenterminal, ein
Praxisausweis in Form einer Smart Card (dhn-
lich der SIM-Karte von Mobiltelefonen), der
sog. SMC-B, sowie ein sicherer Zugangsdienst
(VPN-Zugangsdienst) bendtigt. Fir den Einsatz
der SMC-B sowie zur Nutzung samtlicher
Funktionen bzw. kiinftiger Anwendungen der
Telematikinfrastruktur und der eGK ist zu-
satzlich ein elektronischer Heilberufsausweis
erforderlich.

Hinsichtlich der Anschaffung des Konnektors
und eines bzw. mehrerer Kartenterminals
sowie des VPN-Zugangsdienstes empfiehlt
sich die Riicksprache mit dem Hersteller der
Zahnarzt-Praxis-Software, da fiir den An-
schluss an die Telematikinfrastruktur ggf. auch
Anpassungen daran erforderlich sind.

Die SMC-B als elektronischer Praxisausweis
authentisiert die Zahnarztpraxis gegentiber
der Telematikinfrastruktur und der eGK. Mit
ihrer Hilfe konnen u.a. besonders geschitzte

Daten auf der eGK ausgelesen werden. Die
SMC-B wird Uber die zustdndige KZV bei
einem daflr von der KZBV zugelassenen An-
bieter online beantragt.

Die Beantragung des elektronischen Heil-
berufsausweises flir Zahnérztinnen und
Zahnirzte (eZahnarztausweis) erfolgt tiber die
jeweils zustandige Zahndrztekammer.

Zur Erstattung der mit der Anschaffung und
dem laufenden Betrieb der vorgenannten
Komponenten und Dienste einhergehenden
Kosten hat die KZBV mit dem GKV-SV (Spit-
zenverband Bund der Krankenkassen) eine sog.
Grundsatzfinanzierungsvereinbarung im Bun-
desmantelvertrag geschlossen. Diese regelt in
Abhdngigkeit von der PraxisgroBe, in welchem
Umfang die Ausstattung von Praxen refinan-
ziert wird. Flr die erstmalige Ausstattung ha-
ben Zahnérzte Anspruch auf eine ,Erstausstat-
tungspauschale”, deren Auszahlung tber die
KZV beantragt wird. Daneben besteht auch ein
Anspruch auf eine ,Betriebskostenpauschale”,
die die laufenden Kosten fiir den Betrieb von
Komponenten bzw. flr das Vorhalten der fur
die Nutzung von Anwendungen erforderlichen
Voraussetzungen decken soll. Die aktuelle
Fassung der Grundsatzfinanzierungspau-
schale sowie die aus deren Folgevereinbarung
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hervorgegangenen Anderungen konnen den
Anlagen 11 und 11a des Bundesmantelvertrags
Zahnarzte (BMV-Z) entnommen werden.

Anwendungen

Die Pflicht zur Anbindung an die Telematik-
infrastruktur folgt fur Vertragszahnérzte aus
dem Umstand, dass bestimmte Anwendungen
der Telematikinfrastruktur in den Praxen
ermoglicht bzw. genutzt werden missen

und die Praxen hierflr die erforderlichen
Voraussetzungen zu schaffen haben. Zu den
wichtigsten bereits genutzten bzw. noch in
Planung befindlichen Anwendungen gehoren
insbesondere folgende Anwendungen:

1. Versichertenstammdatenmanagement
(vSbM)
Als erste Anwendung der Telematikinfra-
struktur wurde das Versichertenstammdaten-
management (VSDM) eingefiihrt, mittels dem
die auf der eGK gespeicherten Versicherten-
stammdaten mit den bei der zustdndigen
Krankenkasse gespeicherten Stammdaten
abgeglichen und gegebenenfalls aktualisiert
werden. Der Abgleich erfolgt automatisch
beim Einlesen der eGK tiber das eHealth-Kar-
tenterminal. Eine Aktualisierung der bei den
Krankenkassen gespeicherten Stammdaten

ist Uber das VSDM nicht maglich. Etwaige
Anderungen der Stammdaten miissen Ver-
sicherte ihrer zustandigen Krankenkasse daher
weiterhin selbst mitteilen.

Nach den geltenden gesetzlichen Vorgaben
muss in allen Arzt- und Zahnarztpraxen das
VVSDM durchgeflhrt werden. Im Falle der
Nichtdurchfiihrung des VSDM droht den
Praxen - gemaB § 291 Abs. 2b S. 14 SGB V
- so lange ein pauschaler Honorarabzug in
H&he von 2,5 %, bis die Praxen das VSDM
durchfiihren.

2. Elektronischer Medikationsplan (eMP)
Mit der Anwendung ,Elektronischer Medi-
kationsplan” (eMP) kann auf Wunsch von
Patientinnen und Patienten ein elektronischer
Medikationsplan auf der eGK gespeichert wer-
den, welcher Medikationsdaten und weitere
medikationsrelevante Informationen der Ver-
sicherten enthalt und den an der Behandlung
beteiligten Einrichtungen zur Verfigung stellt.
Bei der Verordnung eines zusatzlichen Medika-
mentes kann mittels der sog. Arzneimittel-
therapie-Sicherheitspriifung (AMTS), welche
u.a. eine Datenbank auf bekannte Neben- und
Wechselwirkungen (berprift, die zahnarzt-
liche Risikoabwédgung technisch unterstiitzt
werden.
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3. Notfalldatenmanagement (NFDM)

Die eGK bietet die Mdglichkeit zur Speiche-
rung eines sog. Notfalldatensatzes. Dieser
beinhaltet wichtige Informationen zu Medika-
tionen, Allergien und Unvertrdglichkeiten, aber
auch zu medizinischen Diagnosen sowie wich-
tige Kontaktdaten. Sinn und Zweck des NFDM
ist es, in Notfallsituationen schnell und sicher
auf Informationen zugreifen zu kdnnen, um
einen unginstigen Krankheits- oder Behand-
lungsverlauf abzuwenden. AuBerdem kdnnen
diese Informationen auch in der reguldren
Behandlungssituation, z. B. im Rahmen der
Patientenanamnese, zusatzliche Hilfestellung
bei der Diagnose- und Therapiefindung bieten.

4. Kommunikation im Medizinwesen (KIM)
Bei KIM (Kommunikation im Medizinwesen)
handelt es sich um einen sicheren E-Mail-ba-
sierten Dienst, Gber den in einem geschlosse-
nen Nutzerkreis im Gesundheitswesen Daten
wie insbesondere medizinische Dokumente
und Arztbriefe unter Verwendung einer sog.
.Ende-zu-Ende"-Verschllsselung ausgetauscht
werden kdnnen.

Fir Zahnarztpraxen wird KIM mit Einflihrung
der elektronischen Arbeitsunfahigkeitsbeschei-
nigung (eAU) deutlich an Relevanz gewinnen,
da die eAU nach der urspriinglichen gesetz-

geberischen Konzeption ab dem 1. Januar
2021 von jeder Zahnarztpraxis verpflichtend
zu unterstltzen und ab diesem Zeitpunkt
elektronisch - tiber den KIM-Dienst - von der
Praxis an die Krankenkasse des oder der Versi-
cherten zu Gbermitteln ist. Aufgrund fehlender
technischer Voraussetzungen aufseiten der
Krankenkassen wird die Einflihrung der eAU
in Abstimmung mit dem BMG (Bundesmi-
nisterium fir Gesundheit) jedoch erst zum 1.
Oktober 2021 erfolgen.

Die Einflihrung des elektronischen Beantra-
gungs- und Genehmigungsverfahrens (EBZ)
fur sdmtliche zahnérztliche Formulare im Lau-
fe des Jahres 2022 ist ein weiterer praxisrele-
vanter Anwendungsfall. Unter Nutzung von
KIM erfolgt dabei sowohl die Ubermittiung
von Antrdgen, wie beispielsweise dem Heil-
und Kostenplan (HKP), an die Krankenkassen
elektronisch als auch die Riickiibermittiung
deren Genehmigung an die Zahnarztpraxis.

5. Elektronische Patientenakte (ePA)

Seit dem 1. Januar 2021 stellen die gesetz-
lichen Krankenkassen ihren Versicherten
eine elektronische Patientenakte (ePA) zur
Verfligung, mittels derer Versicherte wichtige
Diagnose- und Behandlungsdaten fiir einen
interdisziplindren Austausch aller an der
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Behandlung Beteiligten verfiigbar machen
kénnen. Dabei liegt die Datenhoheit bei den
Versicherten, d. h. der oder die Versicherte
entscheidet tber die Nutzung der ePA und da-
riber, wer die Dokumente in der ePA einsehen
bzw. darin einstellen darf. Das elektronische
Zahnbonusheft wird ab dem 1. Januar 2022
als Bestandteil der ePA verfiigbar sein.

Spatestens zum 1. Juli 2021 missen alle Arzt-
und Zahnarztpraxen die ePA-Unterstiitzung
ihrer Praxis gegeniiber der zustandigen KZV
nachweisen; andernfalls droht gemaB gesetz-
licher Vorgabe ein Honorarabzug von

1% (soweit nicht bereits wegen der Nicht-
durchfiihrung des VSDM ein Honorarabzug
erfolgt).

6. Elektronisches Rezept (E-Rezept)

Vom 1. Januar 2022 an missen Zahnarzt-
praxen apothekenpflichtige Arzneimittel
ausschlieBlich elektronisch verordnen. Das
Muster 16-Formular wird dabei grundsatzlich
durch das E-Rezept ersetzt und kann nur noch
in Einzelfallen, beispielsweise bei technischen
Stérungen, verwendet werden. Das E-Rezept
wird verschliisselt auf einem zentralen Dienst
in der Telematikinfrastruktur gespeichert. Der
Zugriff auf das E-Rezept erfolgt flr Apotheken
tber ein sog. (Zugriffs-)Token, welches Ver-

sicherte ihrer Apotheke entweder digital Uber-
mitteln oder Uber ihr Smartphone als 2D-Code
zur Verfligung stellen kénnen. Versicherte
ohne Smartphone kénnen auf Wunsch einen
Papierausdruck mit dem Token erhalten.

7. Elektronische Patientenkurzakte

Nach der gesetzgeberischen Konzeption sollen
ab dem 1. Juli 2023 verschiedene Informa-
tionen (beispielsweise Notfalldaten) in eine
elektronische Patientenkurzakte Gberflhrt
werden, mittels derer insbesondere ein grenz-
uberschreitender Austausch von Gesundheits-
daten zum Zweck der Unterstlitzung einer
konkreten Behandlung von Versicherten in
einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen
Union ermdglicht werden soll.

Fortlaufend aktualisierte Informationen zur
Telematikinfrastruktur sowie ihren Anwendun-
gen sind auf den Internetseiten der gematik
GmbH unter https://www.gematik.de/ sowie
der KZBV unter https://www.kzbv.de/telema-
tik-und-it.60.de.html verfligbar.

Die Internetseite der KZBV enthalt darlber
hinaus mehrere Leitfaden, die speziell auf

die Gegebenheiten und Anwendungsfalle in
Zahnarztpraxen zugeschnitten sind und einen
Uberblick tiber die notwendige technische
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Ausstattung und die Finanzierung erhalten.
Ebenda finden sich auch nttzliche Tipps,
Hinweise und Checklisten, die zum Einstieg
Hilfestellung bieten.

Inhalt
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Zwei Begriffe, die nicht voneinander zu
trennen sind!

Schaut man sich moderne Zahnarztpraxen an,
findet man dort QM-Systeme, mit deren Hilfe
die gesamte Praxis organisiert wird. Das ist
auch notwendig, denn die Organisation einer
Praxis ist vor allem eins, ,vielseitig" Der Fokus
der Praxis liegt zwar auf den Patienten, deren
Bedurfnisse es zu erfillen gilt, es gibt jedoch
noch zahlreiche andere Anforderungen, die
berticksichtigt werden missen, z.B. gesetzliche
Vorgaben, wie das Medizinproduktegesetz, die
Datenschutzgrundverordnung, den Arbeits-
schutz, die Hygienevorschriften. Alle diese
Vorgaben umzusetzen und den Uberblick tiber
die standigen Veranderungen in den genann-
ten Bereichen zu behalten, ist eine Herausfor-
derung flr jede Zahnarztpraxis.

Aus sicherer Quelle

Sinnvoll ist es, auf Informationsquellen von
Partnern zurlickzugreifen, die unterstiitzen
und keine zusétzlichen Kosten verursachen.
Hierzu zdhlen neben der Bundeszahnarzte-
kammer die Zahnarztekammern der Lander,
insbesondere wenn es um die Bereiche der
Praxisfiihrung geht. Rundschreiben informie-

ren Sie nicht nur Uber gesetzliche Neuerun-
gen, sondern beinhalten auch die nétigen
Handlungsempfehlungen. Integrieren Sie die
vorgenannten Themen dann in Ihr Qualitats-
managementsystem und stellen Sie so sicher,
dass die gesetzlichen Anforderungen auto-
matisch und effizient in Ihrer Praxis erfillt
werden.

Qualitdtsmanagement in Zahnarztpraxen

In der nachfolgenden Tabelle des IDZ (Institut
der Deutschen Zahnérzte) finden Sie die An-
gebote der Kdrperschaften zur Umsetzung
des Qualitdtsmanagements in den Zahnarzt-
praxen. Uber die Erfiillung der gesetzlichen
Anforderungen hinaus bietet Ihnen QM, wenn
es als Flihrungsinstrument verstanden und
angewendet wird, die Chance, Praxisorganisa-
tion und Abldufe zu optimieren, Fehlerquellen
auszuschalten und Ihre Leistungen auf die Be-
dirfnisse Ihrer Patienten auszurichten. Konse-
quent angewendet fiihrt QM zu zufriedeneren
Patienten, einem besseren Arbeitsklima und
letztlich zu wirtschaftlichem Erfolg der Praxis.
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QM-Systeme und unterstiitzende Angebote der zahn@rztlichen Kdrperschaften

ZQMS
ZQMS ECO

z-pms ZAKWL
e-pms

QM-Navi

QM-Online der BLZK
QM der séchsischen
Korper

QM-Handbuch und
Navigator

ZAK Berlin

LZK Brandenburg

ZAK Hamburg

LZK Hessen

ZAK Mecklenburg-Vorpommern
ZAK Niedersachsen
ZAK Nordrhein

LZK Rheinland-Pfalz
ZAK Saarland

ZAK Sachsen-Anhalt
ZAK Schleswig-Holstein
LZK Thiiringen

ZAK Westfalen-Lippe
ZAK Bremen

KZV Sachsen-Anhalt

LZAK Bayern

KZV und LZK Sachsen

LZK Baden-Wirttemberg

Onlinezugang/
Hompage
Schulung
Vor-Ort-Beratung
in der Praxis

Onlinezugang/
Hompage
Schulung
Onlinezugang/
Hompage
Handbuch
Schulung

Onlinezugang/
Hompage

Handbuch (CD-ROM)

Onlinezugang/
Hompage
Schulung
Onlinezugang/
Hompage
Handbuch

Quelle: Kdrperschaftsgefiihrte Systeme und unterstiitzende Angebote fir das
Qualitdtsmanagement in der Zahnarztpraxis", IDZ, 2019

Konformitatsbewertung
des TOV Rheinland nach
DIN EN 15224 und DIN

EN SO 9001:2008

Konformitétsbewertung
geplant (TUV oder
MEDCERT-Zertifizierung)
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Anforderungen an lhr management als eine Fiihrungsaufgabe zu
Qualitdtsmanagement verstehen, die die Einbindung aller beteiligten

Personen in der Praxis erfordert. Basierend
Die gesetzlichen Anforderungen an Ihr Quali- auf den PDCA-Zyklus, ist es ein fortlaufender
tdtsmanagement wurden in einer Richtlinie Prozess, der an konkreten (Qualitdts-)Zielen
durch den G-BA (Gemeinsamer Bundesaus- auszurichten ist.

schuss) definiert. Grundsétzlich ist Qualitéts-

AnderungsmaBnahmen zur Implementation der MaBnahmen
Qualitatsverbesserung planen - Ausbildung und Anleitung aller
- Definition von Zielen Beteiligten

- Beschreibung von - Durchflihrung von

Prozessen und AnderungsmaBnahmen
Verantwortlichkeiten /
\ Plan \ \ Do \
Act | Check| _
Ist-Analyse / Evaluation des Erfolges
Problemerkennung - praxisinterne Riick-
- (erneute) Erhebung meldung tber die
und Bewertung des Wirksamkeit von

Ist-Zustandes Qualitdtsmanagement-
MaBnahmen

PDCA-Zyklus (Quelle: Berichtsbogen der KZBV)

Inhalt
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In der Richtlinie werden die Grundelemente,
allgemein 14 Methoden und Instrumente

als QM-MaBnahmen sowie 5 Anwendungs-
bereiche genannt, die angepasst an die
Praxisbegebenheiten ausgestaltet werden und
zur Anwendung kommen sollen. Dabei muss

Methoden und Instrumente

1. Messen und Bewerten von Qualitatszielen

2. Erhebung des Ist-Zustandes und
Selbstbewertung

3. Regelung von Verantwortlichkeiten
und Zustandigkeiten

Prozess- bzw. Ablaufbeschreibungen
Schnittstellenmanagement
Checklisten

Teambesprechungen

© N o g &

Fortbildungs- und
SchulungsmaBnahmen

9. Patientenbefragungen

10. Mitarbeiterbefragungen

11. Beschwerdemanagement

12. Patienteninformation und -aufklarung
13. Risikomanagement

14. Fehlermanagement und
Fehlermeldesysteme

lediglich sichergestellt werden, dass das in
lhrer Praxis eingesetzte QM-System alle vom
G-BA geforderten Grundelemente beriick-
sichtigt und die zur Umsetzung vorgegebenen
Bereiche bzw. Methoden und Instrumente
(siehe nachfolgende Tabelle) beinhaltet.

Grundelemente

m Patientenorientierung
einschl. Patientensicherheit

m Mitarbeiterorientierung
einschl. Mitarbeitersicherheit

Prozessorientierung
Kommunikation und Kooperation

Informationssicherheit und Datenschutz

Verantwortung und Fiihrung

Geregelte Bereiche

m Notfallmanagement

m Hygienemanagement

m Arzneimitteltherapiesicherheit
m Schmerzmanagement

m MaBnahmen zur Vermeidung
von Stiirzen bzw. Sturzfolgen

Weitere Informationen zu den gesetzlichen Vorgaben eines QM-Systems erhalten Sie vom Institut der

Deutschen Zahnarzte unter www.idz.institute.
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Umsetzung in der Praxis

Das Thema Praxisorganisation und Quali-
tdtsmanagement ist so umfassend, dass im
Rahmen dieser Veroffentlichung nur ein klei-
ner Ausschnitt der vielfaltigen Méglichkeiten
gezeigt werden kann. Daher beschranken wir
uns auf einige Kernelemente des Qualitats-
managements und deren Umsetzung in der
Praxis.

Verbesserungsmanagement

Die kontinuierliche Verbesserung ist das
Grundprinzip eines jeden Qualitdtsmanage-
ments. Es geht darum, Probleme, Fehler und
Risiken zu beheben und positive Konsequen-
zen daraus zu ziehen. Auf diese Art und Weise
werden Arbeitsablaufe und -prozesse opti-
miert. Mit den folgenden Organisationsinstru-
menten ldsst sich ein Verbesserungsmanage-
ment problemlos in jeder Praxis etablieren.

Fehlermanagement

Es ist nicht mdglich, fehlerfrei zu arbeiten.
Ein Patiententermin ist falsch eingetragen und
Leerlauf bei einem Behandelnden entstanden,
Material wurde nicht rechtzeitig nachbestellt
etc. Die Liste maglicher Fehler kann beliebig
fortgesetzt werden. Sie nur zu benennen, ist
jedoch der falsche Weg. Stattdessen kommt
es darauf an, sie zu korrigieren, zu ana-
lysieren und Vorschldge zu erarbeiten, mit
deren Hilfe die erfolgten Fehler vermieden
werden kdnnen. Wichtig ist, dass es nicht
darum geht, einen Schuldigen zu finden oder
Sanktionen zu erteilen, sondern die Ziele des
Fehlermanagements zu definieren:

m Fehlerkorrektur (Beseitigung der Fehler-
folgen, Nachbesserung)

m Fehlervermeidung (Beseitigen der kon-
kreten Ursache, Verhindern von Wieder-
holungsfehlern)

m Fehlervorbeugung (Analyse potenzieller
Ursachen und Risiken, Vermeidung poten-
zieller Fehler).
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Beschwerdemanagement

Patientinnen und Patienten beklagen sich liber
lange Wartezeiten, zu hohe Rechnungen, ein
unfreundliches Telefonat etc. Mit Hilfe eines
Beschwerdemanagements werden Probleme
oder nicht optimal laufende Praxisablaufe auf-
gedeckt und kénnen bewaltigt bzw. verdndert
werden. Patientenbeschwerden liefern Hinwei-
se auf Bereiche mit Optimierungspotential, die
man im Praxisteam manchmal nicht erkennt.

Vorschlagsmanagement

Dies stellt sicher, dass die Ideen aller Team-
mitglieder genutzt werden, um magliche
Verbesserungen zu erreichen. Nach offensicht-
lichen Fehlern oder Beschwerden liegt es nahe,
Verbesserungsvorschldge zu machen. Es geht
aber auch darum, im Laufe des Praxisalltags
Verbesserungsmaoglichkeiten zu erkennen,
ohne dass vorher zwangsldufig etwas richtig
schief gegangen ist. Es gibt eine Menge Ab-
laufe in Praxen, die zwar funktionieren, aber
durchaus besser gestaltet werden kénnten. An
dieser Stelle setzt das Vorschlagsmanagement
an.

Den meisten Verantwortlichen fallen im
Praxisalltag verschiedenste Dinge auf, die
angegangen werden missten. QM schafft
dazu den notwendigen Raum.

Bleiben Sie am Ball

Im Praxisalltag den Uberblick zu behalten, ist
gar nicht so einfach. Dauerhaft sicherzustel-
len, dass das einmal auf den Weg Gebrachte
konsequent weitergefiihrt, umgesetzt und
erganzt wird, ist genauso anspruchsvoll.
Nehmen Sie sich mindestens 1x pro Jahr die
Zeit und schauen Sie sich Ihre festgelegten
Abldufe und Dokumentationen kritisch nach
den folgenden Kriterien an:

m Sind die dokumentierten Abldufe noch
aktuell?

m Werden sie auch tatsachlich so durchge-
fuhrt?

m Stimmen die Zustandigkeiten noch?

m Entsprechen die Abldufe den aktuellen
Anforderungen?

Gelebtes Qualitdtsmanagement ist der
Schliissel zum Erfolg Ihrer Praxis.
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Und was habe ich als Assistentin oder
Assistent von QM?

Auf jeden Fall sollten Sie das System selbst
nutzen, wenn Sie in eine neue Praxis kommen,
um sich einen Uberblick tiber die vorhandenen
Strukturen zu verschaffen.

QM liegt zwar in der Verantwortung des
Praxisinhabers, Teile kénnen aber durchaus
delegiert werden. Burokratie macht zwar
keinen SpaB, ist aber leider notwendig. Die
Mitarbeit am QM bietet die Chance, Einblick in
Praxis, Vorgaben und Abldufe zu bekommen,
um spater besser fiir die eigene Praxis geristet
zu sein.

Inhalt
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16. Praxis(griindung) und

Familie

Sabine Steding und Juliane Go6sling

Die Geburt eines Kindes ist ein bedeutender
Einschnitt im Leben. Es ist flir Angestellte
wie Selbststandige sinnvoll, sich tber die zu-
kiinftige (finanzielle) Situation Gedanken zu
machen.

Mutterschutzgesetz

Die wichtigste gesetzliche Grundlage flr
Schwangere in der Zahnarztpraxis ist das
Mutterschutzgesetz (MuSch@). Es ist und
bleibt auch nach der Anderung zum 1. Januar
2018 ein Arbeitnehmerschutzgesetz, das aus-
schlieBlich auf Angestellte anwendbar ist. Dies
bedeutet, das Mutterschutzgesetz gilt aus-
schlieBlich fir Frauen in einem angestellten
Beschaftigungsverhaltnis, Schilerinnen und
Studentinnen.

Selbststdndige Zahnarztinnen unterliegen dem
Gesetz nicht.

Assistenzzahnérztinnen

Schwangerschaftsbedingter Ausfall wahrend
der Vorbereitungsassistenz- bzw. der Weiter-
bildungsassistenzzeit wird auf die Assistenz-
zeit nicht angerechnet.

Angestellte Zahnérztinnen

Nach dem Mutterschutzgesetz gelten fiir an-
gestellte Zahnarztinnen besondere Schutzvor-
schriften.

In der Zahnarztpraxis flhren sowohl das alte,
wie auch das neue Gesetz faktisch zu einem
Beschaftigungsverbot fiir angestellte Zahnarz-
tinnen und zahnmedizinische Fachangestellte.
ZFAs kdnnen im Bereich der Verwaltung eine
zumutbare Aufgabe gemaB ihrem Arbeitsver-
haltnis angewiesen bekommen.

Mit Ende des Beschaftigungsverbots hat eine
Frau das Recht, entsprechend den vertrag-
lich vereinbarten Bedingungen beschaftigt zu
werden.

Weitere Informationen fiir Arbeitgeber
finden Sie im Kapitel: Die Zahnérztin und
der Zahnarzt als Arbeitgeber.

Selbststandige Zahnarztinnen

Auf schwangere Selbststandige ist das Mutter-
schutzgesetz nicht anwendbar. Diese konnen/
mussen, sofern sie sich gesundheitlich dazu

in der Lage fuihlen, bis unmittelbar vor und
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auch direkt nach der Geburt arbeiten. Wird die
Tatigkeit wahrend der Schwangerschaft nicht
ausgelibt, gibt es keinerlei staatliche Aus-
gleichszahlungen. Jedoch haben auch Selbst-
standige Anspruch auf Elterngeld (Plus).

Vertretung

Als selbststandige Zahnérztin sollte man

sich friihzeitig um eine Vertretung oder,

wenn nach der Geburt die eigene Arbeitszeit
reduziert werden soll, um eine Zahndrztin oder
einen Zahnarzt in Anstellung bemihen. Eine
selbststdndige Vertragszahnarztin kann sich
in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang
mit einer Entbindung bis zu einer Dauer von
zwolf Monaten vertreten lassen. Dabei gilt:
Dauert die Vertretung langer als eine Woche,
so ist sie der Kassenzahndrztlichen Vereini-
gung mitzuteilen. Die Vertragszahndrztin oder
der Vertragszahnarzt darf sich nur durch eine
Vertragszahnarztin oder Vertragszahnarzt
oder eine Zahndrztin oder Zahnarzt vertreten
lassen, wenn dieser eine vorausgegangene
mindestens einjahrige Tatigkeit in unselbst-
stdndiger Stellung als Assistent eines Kassen-
zahnarztes oder in anderen zahnérztlichen
Einrichtungen (siehe § 3 Abs. 3 Satz 2 Zu-
lassungsverordnung fir Zahnérzte) abgeleistet

hat. Die Beschaftigung eines Assistenten
bedarf der Genehmigung der Kassenzahn-
4rztlichen Vereinigung. Im Ubrigen darf die
Vertragszahnarztin einen Vertreter oder einen
Assistenten mit vorheriger Genehmigung der
Kassenzahnarztlichen Vereinigung u.a. nur
wahrend Zeiten der Erziehung von Kindern bis
zu einer Dauer von 36 Monaten beschéftigen,
wobei dieser Zeitraum nicht zusammenhan-
gend genommen werden muss.

Versicherungen

Besonderes Augenmerk sollte in Zusammen-
hang mit einer Schwangerschaft auf Kranken-
tagegeldversicherung und Praxisausfallver-
sicherung gelegt werden.

Krankentagegeldversicherung

Kommt es im Verlauf einer Schwangerschaft
zu gesundheitlichen Beeintrachtigungen oder
Komplikationen, ist ein Krankentagegeld fir
Selbststandige schnell von zentraler Bedeu-
tung.

Krankentagegeld

Die Hohe der Erstattung hdngt von Versiche-

rung und Vertrag ab und ist hdufig gestaffelt.
Lange bestand dieser Anspruch nur bei Krank-
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Familie

Sabine Steding und Juliane Go6sling

heit. Seit 2017 kdnnen schwangere, privat
versicherte, seloststdndige Zahnarztinnen aus
einer privaten Krankentagegeldversicherung
wahrend der gesetzlichen Mutterschutzfris-
ten vor und nach der Entbindung sowie am
Entbindungstag Krankentagegeld beziehen.
Da es sich um eine Gesetzesdnderung handelt,
kann dies auch der Fall sein, wenn es nicht
ausdriicklich im Vertrag steht. Kldren Sie dies
mit lhrer Versicherung.

Praxisausfallversicherung
Versicherungsfahig sind Umsatz (Gewinn plus
Kosten), laufende Praxiskosten und/oder
Vertreterkosten. In der Regel gilt eine feste
Laufzeit (oft nur ein Jahr) und es kann von
beiden Vertragsparteien gekiindigt werden. Sie
ersetzt keine Krankentagegeldversicherung.
Wahrend einer l&ngeren Arbeitsunfahigkeit
sollte deshalb mdglichst ein Vertreter gesucht
werden, der zumindest die laufenden Praxis-
kosten und die eigenen Kosten erwirtschaftet.
Zur Deckung von privaten Kosten sollte Uber
eine Krankentagegeldversicherung in entspre-
chender Hohe nachgedacht werden.

Die Kombination der beiden Versicherungen
muss auf die individuellen Verhaltnisse der
Praxis und auf die privaten Kosten zugeschnit-
ten sein.

Elterngeld oder Elterngeld Plus?

Selbststindig tatige Zahnarztinnen haben An-
spruch auf Elterngeld, sofern sie beruflich kiir-
zertreten (max. 30 Stunden pro Woche) oder
sogar pausieren. Dies kann bei den zustandi-
gen Stellen der Ldnder beantragt werden.

Eine Reduzierung der Arbeitszeit wahrend der
Schwangerschaft macht sich beim Elterngeld
bemerkbar, da dies sich nach dem Einkommen
der letzten 12 Monate vor der Geburt richtet.
Die Hohe des Elterngeldes kann sich auch
durch verspatete Honorarzahlungen vermin-
dern.

Elterngeld Plus

Elterngeld Plus soll die Teilzeittatigkeit fordern.
Durch die geringere Anrechnung kann so trotz
gleichem Zuverdienst in der Regel mehr Eltern-
geld ausgezahlt werden. Das fortlaufende
Einkommen wird beim Basiselterngeld in der
Regel voll angerechnet, bei Elterngeld Plus nur
geringfuigig, daher ist es fiir Selbststdndige oft
attraktiver.
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Mutterschaftsgeld Notdienst

Mutterschaftsgeld kann eine selbststandige In einigen Ldndern kann die Befreiung vom
Zahndrztin je nach Versicherungsvertrag Not- und Bereitschaftsdienst beantragt wer-
beantragen, wenn sie bei einer gesetzlichen den. Sprechen Sie die zustandige Stelle, dies
Krankenkasse mit Anspruch auf Krankengeld kann die Kammer oder der KZV sein, an.

freiwillig versichert ist. Privat krankenversi-
chert hat sie keinen Anspruch auf gesetzliches
Mutterschaftsgeld. Die Leistungen hdngen
dann vom Versicherungsvertrag mit der Priva-
ten Krankenversicherung ab.

Versorgungswerk

Zahnérztinnen sollten eine Schwangerschaft
dem Versorgungswerk anzeigen. Wenn es
durch die Schwangerschaft zu einer Auszeit
oder Reduzierung der Arbeitszeit kommt,
besteht bei einigen Versorgungswerken die
Maglichkeit einer Freistellung bzw. Reduzie-
rung der Beitrage.
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17. Ethik in der
Zahnmedizin
Dietmar Oesterreich

Dental Ethics: ,An jedem Zahn
hangt ein ganzer Mensch*”

Was ist Ethik ?

Ethik beschéftigt sich wissenschaftlich mit
Moral. Die (Zahn-)Medizinische Ethik setzt
sich speziell mit den moralischen Wertevor-
stellungen im Gesundheitswesen und den dort
Handelnden auseinander. Wenn es um die
Bewertung von Fragen in der Patientenversor-
gung geht, nutzt man den Begriff ,Klinische
Ethik", z.B. in klinisch-ethischen Fallanalysen,
wie sie auch immer wieder in den zm (Zeit-
schrift ,Zahnarztliche Mitteilungen”) zu finden
sind.

Ethik in der Zahnheilkunde
(Prinzipienethik)

Die Ethik in der Zahnheilkunde, die sich mit
ethisch relevanten Fragen in der Zahnmedizin
beschaftigt, orientiert sich vornehmlich an
grundsatzlichen Prinzipien (nach Beauchamp
und Children):

m Selbstbestimmungsrecht
m Nichtschadensgebot

m Prinzip des Wohltuns

m Prinzip der Gerechtigkeit

m Der klinische Alltag in der Zahnmedizin be-
sitzt ethisch relevante Themenbereiche wie
z.B. den Umgang mit Angstpatienten, die
Verteilungsgerechtigkeit und die wunsch-
erflillende Medizin.

Es kann dabei vorkommen, dass die Prinzipien
gegenteilige MaBnahmen erfordern, sodass
eine Gewichtung und ein Wertungsaus-

gleich notwendig wird, um zu einer ethisch
verantwortlichen Entscheidung zu kommen.
Diese Gewichtung wird von jedem Kollegen
individuell vorgenommen und unterschiedlich
ausfallen. Auch dient die Auseinandersetzung
mit klinisch relevanten ethischen Fragestellun-
gen dem kollegialen Diskurs.

Ferner ist die Zahndrzteschaft eine eigene
Berufsgruppe mit spezifischen gesetzlichen
Grundlagen wie dem Zahnheilkundegesetz
und besonderen Regelungen im SGB V.
Folglich gibt es gesonderte berufspolitische
Vertretungen und eine eigene (Muster-Berufs-
ordnung.
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Welche rechtlichen Aspekte gilt es zu
beachten:

Entscheidungsfahigkeit
Einwilligungsfahigkeit

Mindigkeit

Betreuungssituation

Bestehen berufsrechtliche Hlrden?
Existieren zu beachtende Leitlinien oder
Stellungnahmen?

Berufsrecht und gesetzliche Grundlagen

Die (Muster-)Berufsordnung ist die auf Basis
der Heilberufsgesetzgebung der Lander durch
die (Landes-)Zahnarztekammern erlassene
berufsrechtliche Grundlage firr das zahnéarzt-
liche Handeln als Heilberuf. Der Musterberufs-
ordnung ist das Genfer Gelébnis (das den
Hippokratischen Eid ersetzt) vorangestellt. Mit
den beschriebenen Berufspflichten werden die
im Interesse des Patientenschutzes erlassenen
ethischen Grundsétze definiert. Die Zahn-
drztekammern haben diese Berufspflichten zu
liberwachen.

Leitlinien

Die ,Leitlinien” der Wissenschaftlichen Medizi-
nischen Fachgesellschaften sind systematisch
entwickelte Hilfen fiir Arzte zur Entschei-
dungsfindung in spezifischen Situationen.

Sie beruhen auf aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnissen und in der Praxis bewdhrten
Verfahren und sorgen flir mehr Sicherheit in
der Medizin, sollen aber auch 6konomische
Aspekte beriicksichtigen. Die ,Leitlinien” sind
fur Arzte rechtlich nicht bindend und haben
daher weder haftungsbegriindende noch
haftungsbefreiende Wirkung. Die Praxis der
evidenzbasierten Zahnmedizin bedeutet die
Integration individueller klinischer Expertise
mit der bestverfligbaren externen Evidenz aus
systematischer Forschung unter Berlicksichti-
gung der individuellen Patientenpraferenzen
(siehe dazu auch das Kapitel Fort- und Wei-
terbildung im zahnirztlichen Beruf).

Weitere gesetzliche Grundlagen

Nach § 70 Abs. 1'S. 2 SGB V gilt fiir alle
Leistungserbringer: ,Die Versorgung der Ver-
sicherten muss ausreichend und zweckmaBig
sein, darf das MaB des Notwendigen nicht
Uberschreiten und muss in der fachlich ge-
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Zahnmedizin
Dietmar Oesterreich

botenen Qualitat sowie wirtschaftlich erbracht
werden.”

Im Asylbewerberleistungsgesetz fiir Gefllichte-
te gilt: ,Zur Behandlung akuter Erkrankungen
und Schmerzzusténde sind die erforderliche
arztliche und zahnarztliche Behandlung ein-
schlieBlich der Versorgung mit Arznei- und
Verbandmitteln sowie sonstiger zur Genesung,
zur Besserung oder zur Linderung von Krank-
heiten oder Krankheitsfolgen erforderlichen
Leistungen zu gewdhren."

Leitbild von BZAK/KZBV und DGZMK

Im Leitbild heiBt es dazu: ,Die der Allgemein-
heit verpflichtete Zahnarzteschaft tragt dafir
besondere Sorge. Die Zahnarztin bzw. der
Zahnarzt libt den Beruf nicht lediglich zum
Zwecke des Erwerbs, sondern auch unter dem
ethisch/moralischen Gesichtspunkt der Fiir-
sorge fur die Gesundheit des Einzelnen wie fir
die Allgemeinheit, frei von Fremdinteressen
aus. Sie treffen ihre zahnéarztlichen Entschei-
dungen unabhéngig von wirtschaftlicher
Einflussnahme Dritter."

Was Sie sich merken sollten:

Die zahndrztliche Tatigkeit erfolgt nach dem
allgemein zahnmedizinisch und wissenschaft-
lich anerkannten Stand. Zur Hilfestellung gibt
es Handlungsempfehlungen bzw. Leitlinien
(www.awmf.de / www.dgzmk.de).

Ethische Entscheidungssituationen entste-
hen haufig durch komplexe klinische oder
rechtliche Félle, aber auch bei ungeklarten
Kostenfragen.

Versuchen Sie die teils unbewussten bzw. ini-
tial oft unreflektierten Wertevorstellungen zu
reflektieren, entscheiden Sie durch bewusstes
Abwagen.
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Anschriftenverzeichnis

Bundeszahnirztekammer (BZAK)
Arbeitsgemeinschaft der Deutschen
Zahnarztekammern e.V.
ChausseestraBe 13, 10115 Berlin
Telefon: 030 40005-0

www.bzaek.de

Zahnarztekammern der Lander

Baden-Wiirttemberg
Landeszahnérztekammer
Baden-Wiirttemberg
Albstadtweg 9, 70567 Stuttgart
Telefon: 0711 22845-0
www.lzk-bw.de

Bayern

Bayerische Landeszahnédrztekammer
FloBergasse 1, 81369 Minchen
Telefon: 089 230211-0

www.blzk.de

Berlin
Zahnarztekammer Berlin
StallstraBBe 1, 10585 Berlin
Telefon: 030 34808-0
www.zaek-berlin.de

Brandenburg

Landeszahnarztekammer Brandenburg
ParzellenstraBBe 94, 03046 Cottbus
Telefon: 0355 38148-0

www.|zkb.de

Bremen

Zahnarztekammer Bremen
Universitatsallee 25, 28359 Bremen
Telefon: 0421 33303-0
www.zaek-hb.de

Hamburg

Zahnarztekammer Hamburg

AlsterCity WeidestraBe 122 b, 22083 Hamburg
Telefon: 040 733405-0
www.zahnaerzte-hh.de

Hessen
Landeszahnirztekammer Hessen
RhonestraBe 4, 60528 Frankfurt
Telefon: 069 427275-0
www.lzkh.de

Mecklenburg-Vorpommern
Zahnarztekammer
Mecklenburg-Vorpommern
Wismarsche StraBBe 304, 19055 Schwerin
Telefon: 0385 59108-0

www.zaekmv.de
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Niedersachsen
Zahnirztekammer Niedersachsen
ZeiBstraBe 11a, 30519 Hannover
Telefon: 0511 83391-0

www.zkn.de

Nordrhein

Zahnarztekammer Nordrhein
Emanuel-Leutze-StraBe 8, 40547 Diisseldorf
Telefon: 0211 44704-0
www.zahnaerztekammernordrhein.de

Rheinland-Pfalz
Landeszahnirztekammer Rheinland-Pfalz
LangenbeckstraBe 2, 55131 Mainz

Telefon: 06131 96136-60
www.lzk-rheinland-pfalz.de

Saarland

Arztekammer des Saarlandes -
Abteilung Zahnarzte
PuccinistraBe 2, 66119 Saarbriicken
Telefon: 0681 586080
www.zaek-saar.de

Sachsen
Landeszahndrztekammer Sachsen
Schiitzenhohe 11, 01099 Dresden
Telefon: 0351 8066-0
www.zahnaerzte-in-sachsen.de

Sachsen-Anhalt
Zahnarztekammer Sachsen-Anhalt
GroBe Diesdorfer StraBe 162

39110 Magdeburg

Telefon: 0391 73939-0
www.zaek-sa.de

Schleswig-Holstein
Zahnirztekammer Schleswig-Holstein
Westring 496, 24106 Kiel

Telefon: 0431 260926-0
www.zaek-sh.de

Thiiringen
Landeszahnarztekammer Thiiringen
Barbarossahof 16, 99092 Erfurt
Telefon: 0361 7432-0

www.lzkth.de

Westfalen-Lippe
Zahnirztekammer Westfalen-Lippe
Auf der Horst 29, 48147 Miinster
Telefon: 0251 507-0
www.zahnaerzte-wl.de

Die Internetadressen der Landeszahnarzte-
kammern sowie weitere niitzliche Informatio-
nen finden Sie auf der Homepage der Bundes-
zahnarztekammer: www.bzaek.de
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Anschriftenverzeichnis

Kassenzahnarztliche
Bundesvereinigung (KZBV)
UniversitatsstraBe 73, 50931 Koln
Postfach 410169, 50861 KoIn
Telefon: 0221 40010
www.kzbv.de

Vertretung der KZBV am Regierungssitz
BehrenstraBe 42, 10117 Berlin
Telefon: 030 2801790

Kassenzahnarztliche Vereinigungen

Baden-Wiirttemberg
Albstadtweg 9, 70567 Stuttgart
Postfach 800623, 70506 Stuttgart
Telefon: 0711 78770
www.kzvbw.de

Bayern

FallstraBe 34, 81369 Miinchen
Postfach 701068, 81310 Miinchen
Telefon: 089 724010
www.kzvb.de

Berlin

Georg-Wilhelm-StraBe 16, 10711 Berlin
Telefon: 030 890040
www.kzv-berlin.de
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Brandenburg

Helene-Lange-StraBBe 4-5, 14469 Potsdam
Telefon: 0331 29770

www.kzvlb.de

Bremen

Universitatsallee 25, 28359 Bremen
Telefon: 0421 220070
www.kzv-bremen.de

Hamburg

Katharinenbriicke 1, 20457 Hamburg
Postfach 111213, 20412 Hamburg
Telefon: 040 361470
www.kzv-hamburg.de

Hessen

Lyoner StraBe 21, 60528 Frankfurt/Main
Telefon: 069 66070

www.kzvh.de

Mecklenburg-Vorpommern
Wismarsche StraBe 304, 19055 Schwerin
Postfach 110935, 19009 Schwerin
Telefon: 0385 54920

www.kzvmv.de



Niedersachsen

ZeiBstraBe 11, 30519 Hannover
Postfach 810364, 30503 Hannover
Telefon: 0511 84050

www.kzvn.de

Nordrhein

LindemannstraBBe 34-42, 40237 Disseldorf
KZV Nordrhein, 40181 Diisseldorf (nur Briefe)
Telefon: 0211 96840

www.kzvnr.de

Rheinland-Pfalz
|saac-Fulda-Allee 2, 55124 Mainz
Telefon: 06131 89270
www.kzvrlp.de

Saarland

Haus der Zahnirzte

PuccinistraBBe 2, 66119 Saarbriicken
Postfach 101661, 66016 Saarbriicken
Telefon: 0681 586080
www.kzv-saarland.de

Sachsen

Schitzenhohe 11, 01099 Dresden
Telefon: 0351 80530
www.zahnaerzte-in-sachsen.de

Sachsen-Anhalt

Dr.-Eisenbart-Ring 1, 39120 Magdeburg
Postfach 1862, 39008 Magdeburg
Telefon: 0391 6293000

www.kzv-Isa.de

Schleswig-Holstein
Westring 498, 24106 Kiel
Telefon: 0431 38970
www.kzv-sh.de

Thiiringen

Theo-Neubauer-StraBBe 14, 99085 Erfurt
Telefon: 0361 67670

www.kzvth.de

Westfalen-Lippe

Auf der Horst 25, 48147 Miinster
Postfach 4220, 48023 Miinster
Telefon: 0251 5070
www.zahnaerzte-wl.de

Die Internetadressen der Kassenzahnarzt-

lichen Vereinigungen sowie weitere niitzliche
Informationen finden Sie auf der Homepage
der Kassenzahnarztlichen Bundesvereinigung:

www.kzbv.de
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Zahnirztliche Berufsverbénde Berufsverband Deutscher Oralchirurgen
- BDO - e.V.

Deutsche Gesellschaft fiir Zahn-, BahnhofstraBe 54, 54662 Speicher

Mund- und Kieferheilkunde e. V. Telefon: 06562 9682-15

LiesegangstraBe17 a, 40211 Disseldorf www.oralchirurgie.org

Telefon: 0211 610198-0

www.dgzmk.de Bundesverband der Zahnérztinnen und
Zahnirzte des Offentlichen

Berufsverband der Gesundheitsdienstes e.V.

Deutschen Kieferorthopéden e.V. Uelzener DorfstraBe 9, 59425 Unna

AckerstraBBe 3, 10115 Berlin www.bzoeg.de

Telefon: 030 27594843
www.bdk-online.org
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Online-Angebote

Bundeszahnarztekammer
www.bzaek.de

Kassenzahnérztliche Bundesvereinigung
www.kzbv.de

Publikationsiibersicht der KZBV
https://www.kzbv.de/publikationsueber-
sicht

Informationen fiir Zahnarztinnen und
Zahnarzte
https://www.bzaek.de/service/broschueren-
und-publikationen.html

IZA - Information Zahnarztliche
Arzneimittel
www.bzaek.de/iza

Hygieneplan + Hygieneleitfaden
https://www.bzaek.de/berufsausuebung/
hygiene/hygieneplan-und-leitfaden.html

Bewerbung und Kleinanzeigen
www.zm-online.de

Informationen zu Investitionen bei der
zahnarztlichen Existenzgriindung
1984-2013

www.idz-koeln.de

Bundesverband der zahnmedizinischen
Alumni in Deutschland (BdZA) e.V.
www.BdZA.de

Bundesverband der Zahnmedizinstudieren-
den in Deutschland e.V. (bdzm)

Unter https://bdzm.info/ gibt es Hinweise
hauptsachlich fir Studenten der Zahnmedizin.

Die Deutsche Gesellschaft fiir Zahn-,
Mund- und Kieferheilkunde bietet unter
www.dgzmk.de wissenschaftliche Leitlinien
und Stellungnahmen.

Trotz sorgfiltiger inhaltlicher Kontrolle iibernehmen wir keine Haftung fiir die Inhalte externer
Links. Fiir den Inhalt der verlinkten Seiten sind ausschlieBlich deren Betreiber verantwortlich.
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Bundeszahnarztekammer B
Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Zahnirztekammern e.V. (BZAK)

ChausseestraBe 13
10115 Berlin

Telefon: +49 30 40005-0
Fax: +49 30 40005-200

E-Mail: info@bzaek.de
www.bzaek.de

Kassenzahnérztliche Bundesvereinigung (KZBV)
Korperschaft des 6ffentlichen Rechts

Universitatsstr. 73
50931 Koln

Tel.: 0221 [ 4001-0
Fax: 0221 [ 404035

E-Mail: post@kzbv.de
www.kzbv.de

71008832 (07.21)



	Schaltfläche 19: 
	Schaltfläche 20: 
	Schaltfläche 21: 
	Schaltfläche 30: 
	Schaltfläche 31: 
	Schaltfläche 32: 
	Schaltfläche 33: 
	Schaltfläche 34: 
	Schaltfläche 35: 
	Schaltfläche 36: 
	Schaltfläche 37: 
	Schaltfläche 38: 
	Schaltfläche 39: 
	Schaltfläche 40: 
	Schaltfläche 41: 
	Schaltfläche 42: 
	Schaltfläche 43: 
	Schaltfläche 44: 
	Schaltfläche 45: 
	Schaltfläche 46: 
	Schaltfläche 47: 
	Schaltfläche 48: 
	Schaltfläche 10: 
	Seite 6: 
	Seite 8: 
	Seite 10: 
	Seite 12: 
	Seite 14: 
	Seite 16: 
	Seite 18: 
	Seite 20: 
	Seite 22: 
	Seite 24: 
	Seite 26: 
	Seite 28: 
	Seite 30: 
	Seite 32: 
	Seite 34: 
	Seite 36: 
	Seite 38: 
	Seite 40: 
	Seite 42: 
	Seite 44: 
	Seite 46: 
	Seite 48: 
	Seite 50: 
	Seite 52: 
	Seite 54: 
	Seite 56: 
	Seite 58: 
	Seite 60: 
	Seite 62: 
	Seite 64: 
	Seite 66: 
	Seite 68: 
	Seite 70: 
	Seite 72: 
	Seite 74: 
	Seite 76: 
	Seite 78: 
	Seite 80: 
	Seite 82: 
	Seite 84: 
	Seite 86: 
	Seite 88: 
	Seite 90: 
	Seite 92: 
	Seite 94: 
	Seite 96: 
	Seite 98: 
	Seite 100: 
	Seite 102: 
	Seite 104: 
	Seite 106: 
	Seite 108: 
	Seite 110: 
	Seite 112: 
	Seite 114: 
	Seite 116: 
	Seite 118: 
	Seite 120: 
	Seite 122: 
	Seite 124: 
	Seite 126: 
	Seite 128: 
	Seite 130: 
	Seite 132: 
	Seite 134: 
	Seite 136: 
	Seite 138: 

	Schaltfläche 11: 
	Seite 7: 
	Seite 9: 
	Seite 11: 
	Seite 13: 
	Seite 15: 
	Seite 17: 
	Seite 19: 
	Seite 21: 
	Seite 23: 
	Seite 25: 
	Seite 27: 
	Seite 29: 
	Seite 31: 
	Seite 33: 
	Seite 35: 
	Seite 37: 
	Seite 39: 
	Seite 41: 
	Seite 43: 
	Seite 45: 
	Seite 47: 
	Seite 49: 
	Seite 51: 
	Seite 53: 
	Seite 55: 
	Seite 57: 
	Seite 59: 
	Seite 61: 
	Seite 63: 
	Seite 65: 
	Seite 67: 
	Seite 69: 
	Seite 71: 
	Seite 73: 
	Seite 75: 
	Seite 77: 
	Seite 79: 
	Seite 81: 
	Seite 83: 
	Seite 85: 
	Seite 87: 
	Seite 89: 
	Seite 91: 
	Seite 93: 
	Seite 95: 
	Seite 97: 
	Seite 99: 
	Seite 101: 
	Seite 103: 
	Seite 105: 
	Seite 107: 
	Seite 109: 
	Seite 111: 
	Seite 113: 
	Seite 115: 
	Seite 117: 
	Seite 119: 
	Seite 121: 
	Seite 123: 
	Seite 125: 
	Seite 127: 
	Seite 129: 
	Seite 131: 
	Seite 133: 
	Seite 135: 
	Seite 137: 
	Seite 139: 



